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Einleitung. 

Literatur. 

(Angeführt  sind  hier  wie  später  nur  solche  Bücher  und  Abhandlungen,  denen  der 

Verfasser  eine  einzelne  Angabe  oder  eine  einzelne  Betrachtung  entnommen  hat.) 

Victor  Ehrenberg,  Herders  Bedeutung  für  die  Rechtswissenschaft,  Fest- 
rede Göttingen  1903. 

Anton  Menger,  Die  sozialen  Aufgaben  der  Rechtswissenschaft,  2.  Aufl.  1905. 

Köhne,  Die  Arbeitsordnimg  vom  Standpunkt  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft.    Stuttgart  1901. 

Nippold,  Die  Fortbildung  des  Verfahrens  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten. 
Leipzig  1907. 

Ernst  von  Meier,  Französische  Einflüsse  auf  die  Staats-  imd  Rechtsentwick- 
lung in  Preußen  im  19.  Jahrhundert.     Bd.  I.     Leipzig  1907. 

Die  Ziele  dieses  Buches  werden  in  Deutschland  viele  für 
utopisch  erachten.  Hier  haben  es  unsere  Väter  unter  Bismarcks 
Führung  verstanden,  das  legitimistisch-dynastische  Ideal  der  kon- 
servativen Kreise  mit  dem  nationalen  auszusöhnen,  das  von  den 
Demokraten  ausgegangen  ist.  Aber  die  Weltgeschichte  steht  nicht 
still.  Aufgabe  der  Zukunft  ist  es,  das  nationale  Ideal  mit  dem 
internationalen  zu  vereinen.  Dafür  haben  bei  uns  die  Schichten 
„von  Bildung  und  Besitz"  noch  viel  zu  wenig  Verständnis.  Und 
doch  wird  die  zukünftige  Stellung  unseres  Vaterlandes  im  Rate 
der  Völker  davon  abhängig  sein,  daß  wir  dieses  Problem  zu 
lösen  wissen.  Sonst  könnte  es  uns  gehen  wie  jenen  Einzel- 
staaten in  Deutschland,  die  überrannt  worden  sind,  weil  sie 
sich  gegen  den  nationalen  Gedanken  sperrten. 

Die  deutsche  Wissenschaft  ist  leider  hier  bisher  nicht  bahn- 
brechend vorgeschritten.  Denn  während  des  19.  Jahrhunderts  ist 
die  Rechtswissenschaft  bei  uns  unter  dem  Einfluß  von  Herder, 
Hugo  und  Savigny  vorzugsweise  historische  Bahnen  gewandelt. 
So  reich  die  wissenschaftliche  Ernte  sein  mag,  die  wir  dieser 
Richtung  verdanken,  für  die  Fortbildung  des  Rechts  hat  sie  auch 
nicht  entfernt  den  Ertrag  geliefert,  wie  die  naturrechtliche  Methode 
des    18.   Jahrhunderts.    Zwar  hat  man  noch  in   den   neunziger 


—    6    — 

Jahren  in  den  Hörsälen  von  Deutschlands  hohen  Schulen  oft 
recht  geringschätzig  von  dem  Naturrecht  gesprochen,  unbeküm- 
mert darum,  daß  die  Rechtswissenschaft  doch  vorzugsweise  eine 
praktische  Wissenschaft,  und  daß  die  Praxis  des  Rechlslebens 
in  den  eigentlichen  Kulturländern  des  europäischen  Festlandes 
auf  Gesetzbüchern  beruhte,  die  auf  dem  Boden  des  Naturrechts 
gewachsen.  Der  landrechtliche  Jurist  in  Preußen  hat  trotzdem 
gewußt,  was  er  an  dem  naturrechtlichen  Gesetzbuch  Friedrichs 
des  Großen  hatte,  und  nur  mit  wehmütigem  Herzen  hat  er  es 
im  Jahre  1900  beiseite  gelegt.  Die  Schäden  der  historischen 
Schule  blieben  auch  nicht  aus. 

Denn  in  den  Verhältnissen  des  Lebens  trat  ein  gewaltiger 
Umschwung  ein,  und  hier  mußte  gegenüber  den  ungeheuren  Auf- 
gaben neuer  Rechtsbildung  eine  wissenschaftliche  Richtung  ver- 
sagen, die  vorzugsweise  nach  dem  „Woher"  der  geltenden  Formen 
fragte  und,  um  mit  Feuerbach  zu  reden,  dabei  über  dem 
Gedanken  an  das  Recht  den  an  das  Richtige  vergaß.  Es  ist 
namentlich  das  unauslöschliche  Verdienst  von  Anton  Menger, 
in  glänzender  Weise  dargelegt  zu  haben,  wie  groß  die  sozialen 
Aufgaben  der  Rechtswissenschaft  sind,  und  gerade  diese  sind 
unter  der  Herrschaft  der  historischen  Schule  mehr  oder  weniger 
verkümmert.  Das  Naturrecht  hatte  den  Feudalismus  gebrochen. 
Die  Rechtwissenschaft  des  19.  Jahrhunderts  hätte  sich  auflehnen 
müssen  gegen  die  Schäden  des  Kapitaiismus.  Für  Tausende  und 
Abertausende  unseres  Volkes  war  an  der  Stelle  des  status, 
des  Geburtsverhältnisses  abhängiger  Landarbeit,  der  contractus, 
der  freie  Dienstvertrag,  in  der  aufblühenden  Industrie  getreten. 
Nun  kam  es  darauf  an,  den  industriellen  Arbeitsvertrag  zeitgemäß 
unzugestalten.  Niemand  war  so  sehr  berufen,  solcher  Entwicklung 
das  Banner  voranzutragen,  wie  der  Jurist.  Denn  schließlich  ist 
es  eine  Frage  einfacher  Gerechtigkeit,  ob  denn  der  Unternehmer, 
dem  der  volle  Arbeitsertrag  zufällt,  den  Arbeiter  bei  Krankheit 
und  Unfall  mittellos  auf  die  Straße  werfen  darf.  Aber  wer  von 
den  berühmten  Privatrechts-Juristen  des  19.  Jahrhunderts  hat  sich 
denn  nun  mit  diesen  Problemen  beschäftigt?  Wahrlich,  das  Bei- 
spiel Bluntschlis,  der  in  seinem  Entwurf  eines  Gesetzbuches 
für  den  Kanton  Zürich  zuerst  die  Grundlinien  einer  Arbeits- 
ordnung für  Fabriken  entworfen  und  damit  ein  Rechtsinstitut 
von  eminenter  Wichtigkeit  für  alle  Kulturvölker  geschaffen  hat, 
steht   leider  nur  zu  vereinzelt  da.    Bei   dieser  Richtung   ihrer 


Wissenschaft  ist  dem  Juristen  nicht  nur  für  das  soziale  Gebiet 
die  Führung  entglitten,  sondern  auch  mit  wenigen  Ausnahmen 
für  das  internationale.  Das  Zurückbleiben  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  auf  völkerrechtlichem  Gebiete  ist  noch  in 
jüngster  Zeit  von  Nippold  in  der  Einleitung  zu  seinem  bedeut- 
samen Werke  über  „Die  Fortbildung  des  Verfahrens  in  völker- 
rechtlichen Streitigkeiten"  dargelegt.  Die  Gründe  dafür  sind  aber 
auch  dort  nicht  näher  untersucht.  Der  letzte  Grund  liegt  offenbar 
in  der  Herrschaft  der  historischen  Schule.  Freilich  sind  politisch- 
historische Faktoren  fraglos  hinzugekommen.  Wir  Deutschen 
hinken  mit  unserm  Nationalstaat  den  andern  Kultur- 
nationen, wie  Frankreich  und  England,  um  Jahr- 
hunderte nach.  So  erklärt  es  sich,  daß  wir  national 
sind  „bis  auf  die  Knochen",  zu  einer  Zeit,  wo  die 
übrige  Kulturwelt  schon  anfängt,  in  gewissem  Sinne 
international  zu  werden.  So  mußten,  was  auf  sozialem 
Gebiete  Nationalökonomen,  menschenfreundliche  Unternehmer, 
Kirchenfürsten  und  die  Praktiker  der  Politik  an  Rechtsforderungen 
aufgestellt  haben,  hier  die  Pazifisten  tun.  Es  ist  hohe  Zeit 
für  die  deutsche  Wissenschaft,  statt  hochmütig  auf  ihr  Treiben 
herabzusehen,  die  x\nregungen  zu  verarbeiten,  die  von  da  aus 
zu  uns  gekommen  sind.  Denn  das  Völkerrecht  kann  zu  seiner 
Fortentwicklung  die  Untersuchung  dessen,  was  sein  soll,  am 
wenigsten  entbehren.  Ist  es  doch  unter  allen  Rechtsdisziplinen 
die  jüngste,  der  weiteren  Ausbildung  bedürftigste.  Sein  Werden 
liegt  bei  einer  Vergangenheit  von  wenig  Jahrhunderten  klar  zutage; 
will  hier  die  Wissenschaft  überhaupt  etwas  leisten,  so  kann  es 
sich  nur  um  die  Zukunft  der  Disziplin  handeln.  Hugo  Grotius, 
der  Vater  des  Völkerrechts,  ist  auch  der  Vater  des  Naturrechts 
gewesen;  die  rein  rechtshistorische  und  dogmatische  Behandlung 
des  Völkerrechts  heißt  nichts  anderes,  wie  die  Entfernung  dieser 
Pflanze  aus  dem  natürlichen  Nährboden.  Die  rein  positivistische 
Methode,  wie  sie  die  deutsche  Völkerrechtswissenschaft  bisher 
beherrscht  hat,  erweist  sich  als  unzureichend  selbst  gegenüber 
den  praktischen  Aufgaben  des  Tages.  Schon  auf  privatrechtlichem 
Gebiete  führt  sie  ja  hie  und  da  zu  offenbaren  Unbilligkeiten. 
So  wenn  für  das  altpreußische  Rechtsgebiet  unsere  Richter  der 
Witwe  eines  wegen  Ausschreitungen  Sistierten,  den  die  Polizei- 
diener dann  totgeprügelt  haben,  einen  Rechtsanspruch  gegen  Staat 
oder  Kommune  versagen,  mangels  eines  positiven  Rechtssatzes 
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über  die  Haftung  des  Staates,  während  im  Anschluß  au  die 
Praxis  des  Kassationshofs  in  Paris  auf  Grund  einer  recht  ge- 
wagten Auslegung  des  Art.  1384  c.  civ.  für  den  ehemals  fran- 
zösisch-rechtlichen Teil  des  Staatsgebiets  diese  Haftung  anerkannt 
wird.  Der  unfertige  Zustand  der  völkerrechtlichen  Normen  muß 
nun  dazu  führen,  daß  eine  rein  positivistische  Methode  den  Be- 
dürfnissen des  Rechtslebens  erst  recht  nicht  genügen  kann. 
Mangels  einer  festen  Rechtssatzung  oder  Rechtsübung  muß  hier 
immer  wieder  eine  Ergänzung  des  positiven  Rechtes  durch  das- 
jenige Recht  eintreten,  das  aus  der  Natur  der  Dinge  abgeleitet 
ist.  Eine  höchst  interessante  Anerkennung  hat  dieses  Prinzip 
auf  dem  jüngsten  Haager  Kongreß  in  der  Konvention  über  das 
internationale  Oberprisengericht  gefunden.  Man  hat  geglaubt, 
diesen  Gerichtshof  einsetzen  zu  können  trotz  des  unfertigen 
materiellen  Rechts  auf  allen  Gebieten  seiner  Tätigkeit,  und  hat 
ihn  angewiesen,  in  erster  Linie  nach  etwa  vorhandenen  Ver- 
trägen, in  zweiter  nach  dem  „allgemeinen  Völkerrecht",  in  dritter 
Linie  „nach  den  Grundsätzen  von  Recht  und  Billigkeit"  zu 
urteilen.  Damit  hat  die  Existenz  eines  modernen  Naturrechts 
für  das  Völkerrecht  eine  offizielle  internationale  Anerkennung 
gefunden.  Die  Tragweite  dieser  Tatsache  wird  auch  dadurch 
nicht  abgeschwächt,  daß  inzwischen  schon  durch  die  Londoner 
Seerechtskonferenz  vom  Frühjahr  1909  ein  Teil  der  bezüglichen 
Fragen  des  Seekriegsrechtes  eine  vertragsmäßige  Regelung  er- 
fahren hat.  Im  übrigen  ist  das  „moderne  Naturrecht"  selbstver- 
ständlich kein  Normalrecht  mehr  im  Sinne  von  Hugo  Grotius, 
das  für  alle  Zeiten  und  alle  Völker  Geltung  haben  müßte,  sondern 
enthält  Normen,  die  aus  den  konkreten  Bedürfnissen  abgeleitet  sind. 
Kann  schon  die  Rechtsprechung  solcher  philosophischer  Me- 
thode häufig  nicht  entbehren,  so  müssen  wir  uns  ihrer  erst 
recht  bedienen,  wenn  wir  der  Fortbildung  des  Völkerrechts  neue 
Ziele  setzen  wollen.  Und  es  handelt  sich  hier  fürwahr  nicht 
um  geringe  Dinge.  Abgesehen  davon,  daß  wir  es  hier  mit  dem 
Schlußstein  des  ganzen  Rechtsgebäudes  zu  tun  haben,  die  Um- 
wälzungen in  den  internationalen  Beziehungen  der  Gegenwart 
sind  wahrlich  nicht  geringer  wie  die  sozialen  Umwälzungen  im 
Innern  der  Staaten.  Die  fortgeschrittene  Technik  und  die  darauf 
fußende  Entwicklung  des  Verkehrs  hat  die  Staaten  in  ungeahnter 
Weise  aus  ihrem  Einzeldasein  herausgerissen,  und  wie  Felix 
Faure  gesagt  hat:  Die  Utopien  von  heute  werden  zu  den  Wahr- 
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heiten  von  morgen.  Könnten  mr  uns  da  wirklich  dauernd  darauf 
beschränken,  immer  nur  zu  registrieren,  wenn  wiederum  das 
positive  Recht  einen  Fortschritt  gemacht  hat,  wenn  wiederum 
ein  anderer  Staatenverein,  eine  andere  internationale  Behörde 
begründet  ist?  Ist  es  nicht  vielmehr  die  Aufgabe  der  B.echts- 
wissenschaft,  über  die  Erkenntnis  des  Positiven  hinaus  aus  dem 
Gewordenen  und  Werdenden  das  Zukünftige  zu  erkennen  und 
so  der  Entstehung  neue  Ziele  zu  geben  ?  Erst  wenn  die  deutsche 
Rechtswissenschaft  hier  die  bisher  geübte  Zurückhaltung  fallen 
läßt,  wird  sie  und  werden  Ihre  Vertreter  wieder  denjenigen  Ein- 
fluß auf  die  Politik  gewinnen,  den  sie  früher  fraglos  besessen 
haben.  Wenn  sich  in  allerjüngster  Zeit  die  Betrachtung  des  Staates 
von  der  bloßen  Dogmatik  fort  wieder  mehr  zur  Politik  hingewandt 
hat,  so  werden  wir  dieser  Methode  aus  den  dargelegten  Gründen 
erst  recht  bedürfen,  wo  es  sich  um  ein  neues  Zeitalter  des 
internationalen  Lebens  handelt. 

Machen  wir  aber  einmal  den  Versuch,  aus  der  Fülle  der 
Erscheinnugen  der  Gegenwart  in  bezug  auf  das  internationale 
Leben  die  Grundtendenz  zu  entwickeln,  so  erkennen  wir  trotz 
aller  hemmenden  Fehler  das  allseitige  Streben  der  führenden 
Geister,  ein  anderes  Zeitalter  des  Kosmopolitismus  heraufzu- 
führen.  Heute  freilich  kann  es  sich  dabei  nicht  um  ein  Welt- 
bürgertum handeln,  wie  es  Schiller  und  Goethe  vertraten,  denn 
eine  lebendige  Staatsgesinnung  gehört  wenigstens  für  die  Ge- 
bildeten zu  den  dauernden  Errungenschaften  des  19.  Jahrhunderts. 
Wohl  aber  dringt  die  Erkenntnis  durch,  daß  gerade  die  letzten 
Ziele  des  Staates  in  unserm  Zeitalter  nur  zu  erreichen  sein 
werden  durch  die  Verknüpfung  der  Staaten.  Die  neue  Parole 
wird  heißen:  Je  mehr  Staatsgesinnung,  um  so  mehr  Weltbürgertum, 
und  ihr  Ziel  kann  nur  eins  sein :  die  internationale  Organisation  I 


Erstes  Kapitel. 
Der  Weltstaat  der  Antike. 
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Verfolgen  wir  den  Gedanken  des  Kosmopolitismus  einmal 
historisch  und  begeben  uns  zunächst  auf  den  Boden  der  asia- 
tischen Urheimat  der  Zivilisation,  so  scheint  uns  die  vielgerühmte 
Weisheit  der  Brahmanen  für  die  Idee  des  Kosmopohtismus  keine 
Ausbeute  zu  liefern,  sie  macht  dem  einzelnen  Staate  vielmehr 
Eroberungskriege  zur  Pflicht  und  empfiehlt,  jeden  Nachbarn  des 
Staats  als  Feind  und  nur  des  Nachbarn  Nachbar  wieder  als 
Freund  anzusehen.  Bei  den  Völkern  Vorderasiens  finden  wir  da- 
gegen das  bewußte  Bestreben,  den  ganzen  Kulturkreis  der  da- 
maligen Welt  ihrer  Herrschaft  zu  unterwerfen.  Das  gilt  zunächst 
von  der  assyrischen  Herrschaft,  die  der  Prophet  Jesaias  den 
assyrischen  König  so  unvergleichlich  mit  den  Worten  schildern 
läßt:  „Ich  ließ  die  Grenzen  der  Völker  verschwinden  und  plünderte 
ihre  Vorräte,  und  wie  ein  Allmächtiger  stieß  ich  die  Thronenden 
herunter.  Und  meine  Hand  griff  nach  dem  Reichtum  der  Völker 
wie  nach  einem  Nest,  und  wie  man  verlassene  Eier  nimmt,  so 
nahm  ich  die  ganze  Erde,  ohne  daß  einer  die  Flügel  regte  oder 
den  Schnabel  aufsperrte  und  zirpte." 

Die  assyrischen  Könige  nennen  sich  nicht  nur  „Herren  der 
Gesamtheit,  des  Alls  und  der  Welt",  „Könige  der  vier  Himmels- 
oder Weltgegenden",  sondern  sind  auch  unausgesetzt  bemüht, 
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entsprechend  diesen  Ansprüchen  ihre  tatsächliche  Herrschaft  aus- 
zudehnen. Immerhin  handelt  es  sich  dabei  mehr  um  den  natür- 
lichen Willen  zur  Macht  —  heute  würden  wir  vielleicht  Imperialis- 
mus sagen  — ,  als  um  das  bewußte  Streben,  zum  Besten  der 
Menschheit   selbst   die   Menschheit  zu   organisieren.    Die   unter- 
worfenen Völker  wurden  mehr  ausgebeutet  als  regiert.    Besser 
stand  es  in  dieser  Beziehung  schon  mit  dem  Reich  der  Perser. 
Hier   breitete   sich   unter   der  Herrschaft  der  Achämeniden  ein 
Reich  aus,  von  den  Grenzen  Indiens  bis  zum  Schwarzen  Meer, 
vom  Jaxartes  bis  zum  Nil.   Auch  dieses  sollte  die  damals  be- 
kannte Welt  umfassen,  des  zum  Zeichen  nannte  sich  der  Perser- 
könig:  „Herr  aller  Menschen  von  der  aufgehenden  Sonne  bis 
zur  untergehenden",  „Großkönig,  König  der  Könige,  König  der 
Länder,   König   dieser  großen  Erde  auch  fernerhin".    Das  per- 
sische Weltreich  hatte  seine  Weltstraßen,   seine  Weltpost  und 
seine  Weltmünze  in  dem  berühmten  Dareikos.   Und  doch  fehlt 
ihm  noch  der  Gedanke  des  Weltbürgertums.   Vielmehr  sind  die 
Perser,  abgesehen  davon,  daß  bei  der  theokratischen  Auffassung 
des  Königtums  die  Beherrschten  nur  als  Untertanen  und  nicht 
als  Staatsbürger  in  Betracht  kommen,  für  sich  allein  hier  das 
herrschende  Volk,  sie  halten  sich  nach  Herodots  Erzählung  für 
die  besten  der  Menschen,  bestimmt,  die  anderen  zu  beherrschen. 
Da  nun  aber  tatsächlich  ihre  Kultur  jedenfalls  derjenigen  Griechen- 
lands unterlegen,  so  stehen  wir  bei  den  Perserkriegen  mit  allen 
unsern  Sympathien  selbstverständlich  auf  Seite  der  letzteren.  — 
Unter  diesen  wird  uns  Sokrates  als  der  erste  Weltbürger  genannt. 
Auf  die  Frage,  woher  er  sei,  habe  er  geantwortet:   ein  Welt- 
bürger.  Kein  geringerer  wie  Zell  er  zweifelt  nun  freilich  diese 
Überlieferung  an.  Sie  sei  unvereinbar  mit  der  besonderen  Staats- 
gesinnung des  Sokrates,  der  von  jedem  Befähigten  Teilnahme 
an   der   Staatsverwaltung   gefordert  habe,   der  selbst  alle  seihe 
Bürgerpflichten  getreulich  erfüllt  und  der  lieber  gestorben  sei, 
als   daß  er  die  Gesetze  verletzt  hätte.    Allein   diese  Kritik  der 
Überlieferung   erscheint  mir  nicht  berechtigt.    Denn   sie   beniht 
auf  der  logisch  nicht  begründeten,  wenn  auch  weit  verbreiteten 
Annahme,  daß  Staatsgesinnung  und  Weltbürgertum  einander  aus- 
schlössen,   während   der   wahre   Kosmopolitismus    eines    tiefen 
Denkers  sich  ebensowohl  mit  der  Vaterlandsliebe  vereinigen  kann, 
wie   die   Staatsgesinnung  mit  dem   Familiensinn  oder   mit  der 
besonderen  Liebe  zur  engeren  Heimat.  Anders  stand  es  freilich 


—    12    — 

mit  dem  Weltbürgertum  der  auf  Sokrates  aufbauenden  Zyniker 
und  Kyrenaiker.  Wie  die  Zyniker  als  die  unbedingten  Ratio- 
nalisten des  Altertums  zuerst  die  Sklaverei  für  naturwidrig  er- 
klärten, so  meinten  sie,  so  namentlich  Diogenes,  auch  im  Gegen- 
satz zum  Nationaistülz  der  Griechen  und  Athener,  daß  ihr  Vater- 
land die  Welt  sei.  Aber  ebensowenig  wie  sie  den  Versuch  machten, 
die  Sklaverei  abzuschaffen,  erhoben  sie  sich  in  ihrem  Kosmo- 
politismus  über  die  reine  Negation.  Sie  wollten  nur  ihrem  Lebens- 
ideal entsprechend  von  den  Banden  des  Staatslebens  und  den 
Schranken  der  Nationalität  befreit  sein.  Dagegen  lag  es  ihnen 
fern,  eine  positive  Verwirklichung  des  Weltbürgertums  in  einen 
Weltstaat  der  Kultumationen  anzustreben.  Deutlich  kommen  diese 
Tendenzen  auch  bei  dem  Kyrenaiker  Aristipp  zum  Vorschein. 
Dieser  will  überhaupt  keinem  Staate  angehören,  weil  er  seine 
Freiheit  nicht  aufgeben  möchte,  und  in  geistreicher  Weise  meint 
er,  was  daran  liege,  in  seinem  Vaterland  zu  sterben,  w^o  es 
doch  von  jedem  Ort  gleich  weit  sei  zum  Hades.  Wenn  die  etwa 
100  Jahre  nach  Aristipp  begründete  Schule  der  Stoa  ihrem  Kosmo- 
politismus einen  ganz  anderen  Inhalt  gab,  so  sehen  wir  darin 
die  Nachwirkung  Alexanders  des  Großen.  Denn  als  der  um  340 
geborene  Stifter  dieser  Richtung,  Zeno,  noch  ein  minderjähriges 
Knäblein,  war  Alexander  schon  der  Herr  des  persischen  Reichs 
geworden  und  suchte  von  da  eine  wahre  Weltherrschaft  zu  organi- 
sieren. Es  läge  nahe  zu  denken,  Alexander  der  Große  sei  in 
seinen  staatsmännischen  Ideen  von  seinem  Jugendlehrer  Aristo- 
teles beeinflußt.  Allein  offenbar  ist  er  über  dessen  politische 
Theorien  weit  hinausgewachsen;  denn  der  Idealstaat  des  Aristo- 
teles ist  nur  von  mäßiger  Größe,  nicht  größer,  als  daß  alle  Bürger 
einander  kennen;  ihm  schwebt  offenbar  noch  der  alte  griechische 
Stadtstaat  als  das  Normale  vor.  Anders  bei  Alexander.  Er  über- 
nimmt von  den  Zynikern  den  Kosmopolitismus,  aber  er  reißt 
die  Schranken  der  Nationalität  nur  nieder,  um  einen  Weltstaat 
mit  ebenso  positiven  Kulturzielen  zu  begründen,  wie  sie  im 
kleinsten  Rahmen  der  von  den  Zynikern  bekämpfte  griechische 
Stadtstaat  angestrebt  hatte.  So  prägt  Alexander  der  Große  den 
Weltstaatsgedanken  der  Antike,  indem  er  den  Kosmopolitismus 
der  Zyniker  vereint  mit  der  Tendenz  des  Kulturstaates,  den  die 
griechische  nökg  entwickelt  hat.  Im  Rahmen  des  Weltstaates 
strebt  er  die  Ziele  des  Stadtstaates  an.  Im  Gegensatz  zum  per- 
sischen Großkönigtum,  das  der  persischen  Art  die  Welt  hatte 
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unterwerfen  wollen,  feiert  er  bei  dem  großen  Hochzeitsfest  zu 
Susa  in  der  ehelichen  Verbindung  des  mazedonischen  und  per- 
sischen Adels  die  Verbindung  von  Morgenland  und  Abendland. 
So  fallen  mit  den  lokalen  Schranken  der  Herrschaft  auch  die 
nationalen,  die  nationalistische  Opposition  der  eigenen  maze- 
donischen Truppen  wird  siegreich  überwunden.  Die  otxovfievi], 
soweit  man  sie  kannte  und  noch  zu  erforschen  hoffte,  sollte 
zu  einem  Kulturstaat  vereinigt  werden.  Die  auf  das  höchste 
gesteigerte  persönliche  Herrschaft  ist  das  Machtmittel  zur  Über- 
windung aller  Gegensätze;  deshalb  werden  überirdische  Vor- 
stellungen für  dieses  Königtum  zu  Hilfe  genommen.  Wie  gesagt, 
erhebt  sich  Alexander  in  seinem  Kosmopolitismus  turmhoch  über 
seinen  Lehrer  Aristoteles,  der  ihm  den  denkwürdigen  Rat  ge- 
geben, die  Hellenen  als  Führer  zu  betrachten,  die  Barbaren  als 
Herr,  sich  um  die  einen  wie  um  Freunde  und  Angehörige  zu 
kümmern,  gegen  die  andern  sich  aber  wie  gegen  Tiere  oder 
Pflanzen  zu  verhalten.  Hat  Alexander  doch  sogar  ein  großartiges 
Projekt  zur  Verpflanzung  der  verschiedenen  Elemente  seines 
Reiches  ausarbeiten  lassen.  Aber  im  Gegensatz  zu  den  Zynikern 
ist  ihm  sein  Kosmopolitismus  nur  Mittel  zum  Zweck  einer  Welt- 
kultur. Der  hellenischen  nöXig  gleich  soll  sein  Staat  durch  positive 
Fürsorge  Tugend  und  Glück  seiner  Bürger  fördern;  in  unvergleich- 
licher Weise  sucht  er  deshalb  in  seinem  Weltreich  zunächst 
den  Verkehr  zu  fördern.  „Indem  er  die  Schatzhäuser  des  Morgen- 
landes öffnete,  ging",  wie  ein  alter  Schriftsteller  sagt,  „der  Tag 
des  Reichtums  für  die  Welt  auf."  Mit  der  wirtschaftlichen  Kultur 
sucht  er  die  geistige  auf  jegliche  Weise  zu  heben.  So  nennt 
ihn  nicht  ohne  Grund  schon  Plutarch  den  „Ordner  und  Ver- 
söhner, der  alle  die  Oikumene  als  gemeinsames  Vaterland  an- 
sehen, die  Guten  als  Verwandte,  die  Schlechten  als  Feinde  be- 
trachten hieß".  Ist  auch  mit  seinem  frühen  Tode  sein  Reich 
zusammengebrochen,  so  war  durch  ihn  doch  für  die  Antike  der 
Gedanke  der  staatlichen  Organisation  der  Kulturwelt  zu  Kultur- 
zwecken gewonnen.  Die  Idee  eines  Weltkulturreiches  sollte  von 
Rom   aus  verwirklicht  werden. 

Die  klassische  Philosophie  der  Antike,  die  Stoa,  sorgte  dafür, 
daß  dieser  Gedanke  der  damaligen  Welt  nicht  verloren  ging. 
Zeno  selbst,  ihr  Begründer,  bezeichnenderweise  übrigens  Halb- 
grieche, soll  freilich,  als  er  seine  Schrift  über  den  Staat  ver- 
faßte, noch  in  seiner  zynischen  Sturm-  und  Drangperiode  ge- 
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standen  haben,  weshalb  seine  Schrift  auch  der  späteren  Stoa 
als  anstößig  galt.  In  seinem  Weltstaat  soll  das  Recht  keiner 
Gerichtshöfe,  der  Gottesdienst  keiner  Tempel,  die  Erziehung  keiner 
Gymnasien  und  der  Verkehr  keines  Tauschmittels  mehr  bedürfen. 
Indessen  entfernt  sich  Zeno  doch  schon  von  den  rein  negativen 
Zielen  der  Zyniker  zu  einem  positiven  Kosmopolitismus:  in  seinem 
Weltstaat  soll  die  ganze  menschliche  Gesellschaft  ein  einheit- 
liches Leben  führen  in  Ordnung  und  Gebundenheit,  nur  daß 
diese  statt  durch  äußere  Macht  durch  die  bloße  Herrschaft  der 
Vernunft  begründet  werden. 

So  bedeutet  Zeno  den  Übergang  von  einem  bloß  abbrechen- 
den zu  einem  aufbauenden  Kosmopolitismus,  wie  ihn  in  seinen 
letzten  Konsequenzen  schon  Alexander  der  Große  zu  verwirk- 
lichen versucht  hatte.  Mit  Recht  meint  Zeller,  gerade  der 
stoische  Kosmopolitismus  könne  zur  Bestätigung  des  Satzes 
dienen,  daß  die  Philosophie  immer  nur  die  geschichtlich  ge- 
wordenen Zustände  spiegelte.  Waren  sich  doch  die  Stoiker  selbst, 
wie  Äußerungen  von  Eratosthenes  und  Plutarch  beweisen,  des 
Zusammenhanges  ihrer  Ideale  mit  den  Taten  Alexanders  des 
Großen  wohl  bew^ußt.  Mit  der  Stoa  kam  der  Gedanke  des  Welt- 
bürgertums nach  Italien.  So  lehrte  Cicero :  „Universus  hie  mundus 
una  civitas  est  communis  Deorum  atque  hominum  existimanda." 
Alle  Menschen,  meint  Seneca,  sind  Glieder  eines  Leibes  aus 
einerlei  Stoff  für  die  gleiche  Bestimmung  gebildet,  und  sein 
unvergeßlicher  Zeitgenosse,  der  Sklave  Epiktet,  nannte  alle  Men- 
schen Brüder,  wie  sie  alle  in  gleicher  Weise  Gott  zum  Vater 
haben.  Den  Menschheitsstaat,  sagt  Seneca,  wird  der  Weise  höher 
stellen  wie  den  zufälligen  Staat  der  Geburt,  und  darauf,  meint 
Plutarch,  müssen  wir  hinarbeiten,  daß  sich  alle  als  Bürger  eines 
Staates  erkennen  und  unter  dem  gemeinsamen  Gesetz  der  Ver- 
nunft zusammen  wohnen.  Bis  dann  schließlich  der  gekrönte  Philo- 
soph Mark  Aurel  in  seinen  Selbstbetrachtungen  den  geistvollen 
Vergleich  prägt,  daß  sich  die  Einzelstaaten  nur  verhalten  wie 
die  Häuser  der  Stadt  zum  Ganzen.  Da  haben  wir  den  Kosmo- 
politismus in  seinen  letzten,  großen,  aufbauenden  Zielen,  und 
auch  hier  spiegelt  die  Anschauung  des  römischen  Philosophen 
ja  in  gewissem  Sinne  nur  die  tatsächlichen  Verhältnisse  des 
römischen  Weltreichs  wider. 

Ursprünglich  freilich  hatten  die  Väter  der  Stadt  Rom  nichts 
gewollt  und  begehrt  als  die  Herrschaft  über  Italien;  möglichst 
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lange  hatte  man  an  dem  nationalen  Charakter  der  Herrschaft 
festgehalten  und  sich  gesträubt,  das  Reich  über  seine  natürlichen, 
italienischen  Grenzen  auszudehnen.  Aber  die  Verhältnisse  hatten 
eine  solche  Beschränkung  nicht  gestattet,  gegenüber  Hannibal 
und  Karthago  konnte  es  für  Rom  nur  heißen:  „Sein  oder  Nicht- 
sein." So  hatte  man,  obgleich  Mommsen  geradezu  von  einer 
sehr  verständigen  Eroberungsfurcht  der  römischen  Politik  spricht, 
sein  Reich  über  alle  Mittelmeerländer  ausdehnen  müssen.  Die 
äußere  Einigung  so  vieler  Länder  unter  römischem  Zepter  mußte 
eine  Vereinheitlichung  der  Kultur  anbahnen,  die  bei  der  geistigen 
Überlegenheit  des  Griechentums  mindestens  ebenso  viele  grie- 
chische wie  römische  Elemente  in  sich  bergen  sollte.  Hatte  die 
römische  Republik  sich  noch  von  dem  Vorurteil  nicht  lösen 
können,  daß  ihr  Reich  in  der  Stadt  Rom  aufgehen  müsse,  ähnlich 
wie  einst  Darius  die  Welt  hatte  für  die  Perser  erobern  wollen, 
so  nimmt  Cäsars  Monarchie  bewußt  den  Weltstaatsgedanken 
Alexanders  wieder  auf.  Die  Souveränität  der  Stadt  Rom  über 
das  Reich  verwandelt  sich,  wie  Mommsen  sagt,  in  eine  be- 
schränkte Kommunalfreiheit  innerhalb  des  Reiches.  Der  Imperator 
Cäsar  sucht  aus  den  Provinzen,  die  man  bis  dahin  als  Land- 
güter des  römischen  Volkes  nutzte,  Glieder  eines  Weltreiches 
zu  machen;  denn,  wie  uns  überliefert  ist,  das  Bild  Alexanders 
des  Großen  weicht  nicht  aus  seiner  Seele.  Freilich  ist  es  ihm 
selbst  nur  vergönnt  gewesen,  diese  Entwicklung  anzubahnen, 
aber  seine  Nachfolger  setzten  sie  fort.  Zu  Anfang  des  dritten 
Jahrhunderts  nach  Christus  ist  das  römische  Bürgerrecht  auf 
den  ganzen  städtischen  Reichsverband  erstreckt.  Der  Römerstaat 
der  Kaiserzeit  wird  sozusagen  offiziell  mit  dem  Erdkreis  gleich- 
gestellt, und  innerhalb  dieses  Weltstaats  ist  das  Weltbürgertum 
aus  einer  Tatsache  zu  einem  Rechtssatze  erhoben. 

Mochte  diese  Entwicklung  zahlreichen  Nationen  ihre  Selb- 
ständigkeit und  Eigenart  gekostet  haben,  sie  hat  der  Menschheit 
dennoch  reichen  Segen  gebracht.  Das  römische  Kaiserreich  hat, 
wie  Mommsen  sagt,  den  Frieden  und  das  Gedeihen  der  vielen 
vereinigten  Nationen  länger  und  vollständiger  gehegt,  als  es  irgend- 
einer anderen  Macht  in  der  Geschichte  jemals  gelungen  ist,  und 
noch  heute  gibt  es  manche  Landschaft  des  Orients,  wie  Okzidents, 
für  welche  die  Kaiserzeit  den  vorher  wie  nachher  nie  erreichten 
Höhepunkt  der  Kultur  bedeutet.  Ja,  Mommsen  meint  sogar, 
es  sei  zweifelhaft,  ob  die  Summe  von  Gesittung  und  Völkerglück 


—  le- 
in den  Grenzen  des  alten  römischen  Reichsgebiets  heute  größer 
oder  nicht  vielmehr  geringer  ist.  Die  Freude  der  Kulturwelt  in 
der  Organisation  des  römischen  Reiches  unter  Augustus  den 
Weltfrieden  gewonnen  zu  haben,  spiegeln  die  Verse  des  Horaz 
wider,  von  ihr  berichtet  die  großartige,  neuerdings  ausgegrabene 
ara  pacis,  bezeichnenderweise  der  Mittelpunkt  der  Augusteischen 
Kunstgeschichte.  Und  nicht  ohne  Gnind  werden  der  heiligen 
Roma,  von  der  diese  Staatsgründung  ausgegangen,  in  den  Pro- 
vinzen Tempel  errichtet  und  Priester  bestellt. 
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Der  Weltstaatsgedanke  des  Mittelalters. 
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und  1310. 

Wir  haben  zuletzt  davon  gesprochen,  was  das  römische  Welt- 
reich für  die  Kultur  der  Erde  geleistet  hat.  Wenn  es  gleichwohl 
an  einer  gewissen  Blutleere  zugrunde  gegangen  ist,  wie  man  geist- 
voll gesagt  hat,  so  lag  der  Hauptgrund,  von  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  abgesehen,  in  seiner  politischen  Struktur.  „Der 
romanische  Staatsgedanke,"  sagt  Ficker,  „kennt  nur  eine  Ab- 
stufung von  oben  nach  unten,  einen  einheitlichen  Mechanismus, 
welcher  im  Staatshaupte  gipfelnd  durch  die  vielgegliederte  Hier- 
archie eines  bis  auf  die  untersten  Stufen  von  oben  abhängigen 
Beamtentums  bis  zur  regierten  Volksmasse  hinabreicht."  Diese 
zentralistische  Gestaltung  hat  fraglos  gewisse  technische  Vorzüge. 

SchUcking,  Organisation  der  Welt.  2 


—    18    - 

Aber  sie  hat  auch  ihre  gewaltigen  Schattenseiten.  Den  Teilen 
des  Ganzen  ist  die  Möglichkeit  aufsteigender  Entwicklung  ge- 
nommen. Denn  es  gibt  für  sie  ja  keine  selbständige  Stellung 
im  Staate,  in  einem  Aufbau  von  lebensfähigen  Organisationen, 
die  dem  Ganzen  gegenüber  sich  einer  rechtlich  gesicherten  Sonder- 
existenz freuen.  So  kann  sich  keine  Vielheit  in  der  Einheit 
entwickeln,  so  sehr  die  natürlichen  und  historischen  Unterschiede 
danach  verlangen.  Mit  dem  stockenden  Leben  der  Teile  stockt 
aber  schließlich  auch  das  Ganze.  Aufgabe  einer  fortschreitenden 
Entwicklung  des  Mittelalters  mußte  es  demnach  sein,  die  Welt- 
staatsidee zeitgemäß  umzugestalten,  unter  grundsätzlicher  Wah- 
rung der  Einheit  der  Kulturwelt  eine  Form  des  Weltstaats  aus- 
zubilden, die  den  neu  eintretenden  jugendfrischen,  lebenskräftigen 
Stämmen  germanischer  Rasse  die  Möglichkeit  einer  Sonder- 
entwicklung bot.  —  Untersuchen  wir  im  folgenden,  ob  das  Mittel- 
alter diesen  Versuch  gemacht  hat  und  inwieweit  er  gelungen  ist. 
Zunächst  bringt  der  Zusammenbruch  des  weströmischen 
Reiches  ein  gewisses  Chaos.  Der  Erbe  der  römischen  Kultur 
wird  die  Kirche  und  das  Papsttum.  Gegenüber  jener  Auffassung 
Haeckels,  die  das  Papsttum  den  größten  Schwindel  aller  Zeiten 
genannt,  braucht  man  nur  auf  die  Begegnung  zwischen  Leo  dem 
Großen  und  Attila  hinzuweisen,  die  Raphael  mit  Recht  als 
den  ersten  weltgeschichtlichen  Moment  des  Papsttums  verewigt 
hat,  weil  dieses  hier  die  gesamte  Kultur  des  Abendlandes  vertritt. 
Das  Papsttum  wird  in  gewissem  Sinn  auch  zum  politischen  Nach- 
folger Roms  und  übernimmt  von  ihm  den  Gedanken  der  Welt- 
herrschaft. Da  diese  dem  Wesen  der  Kirche  entsprechend  in 
erster  Linie  geistlicher  Natur,  so  bedarf  das  Papsttum  der  An- 
lehnung an  eine  äußere  weltstaatliche  Macht,  und  deshalb  gebiert 
die  Kirche  den  Gedanken  des  Kaisertums.  Beim  Weihnachtsfeste 
des  Jahres  800  setzt  der  Papst  Leo  dem  Frankenkönig  Karl  zu 
dessen  größter  Überraschung  die  Kaiserkrone  auf  das  Haupt. 
Ein  fein  durchdachter  Schachzug  päpstlicher  Politik.  Denn  der 
Gekrönte  war  der  Enkel  Karl  Martells,  der  die  abendländische 
Kultur  vor  den  einbrechenden  Arabern  geschützt  hatte,  der  Sohn 
Pipins,  der  schon  mit  der  Kirche  die  engste  Verbindung  ein- 
gegangen, und  selbst  als  König  der  Langobarden  und  Patrizius 
der  Römer,  als  König  der  Franken  und  Besieger  der  Sachsen 
und  Avaren  schon  längst  der  Vertreter  einer  Weltmacht.  Mochte 
aber  nach  Döllingers  These  auch  nur  die  Form  und  der  Zeit- 
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punkt  der  Krönung  den  neuen  Kaiser  überrascht  haben,  während 
er  selbst  die  Annahme  dieser  Würde  schon  vorbereitet  hatte, 
immerhin  wäre  auch  dann  die  Grundlage  seines  Universalreichs 
kirchlicher  Natur.  Karl  sucht  nämlich  in  jeder  Weise  die  civitas 
Dei,  das  Ideal  seines  Lieblingsschriftstellers  Augustinus,  zu  ver- 
wirklichen. 

Es  ist  die  christliche  Lehre  von  der  Gleichwertigkeit  aller 
Menschenseelen  vor  dem  einzigen  Gott  und  von  dem  Brüdertum 
aller  Menschen,  die  Sehnsucht  des  Augustinus  nach  der  im  Welt- 
reich zu  verwirklichenden  terrena  pax,  die  wieder  nach  antikem 
Vorbild  einen  Menschheitsstaat  zu   schaffen  sucht. 

So  glanzvoll  das  Kaiserreich  Karl  des  Großen  gewesen,  so 
blieb  es  doch  zunächst  nur  eine  vorübergehende  Erscheinung. 
Man  hat  den  Grund  wohl  mit  Recht  nicht  nur  darin  gesucht, 
daß  nach  seinem  Tode  der  Konflikt  zwischen  der  Unteilbarkeit 
der  kaiserlichen  Würde  und  den  Grundsätzen  des  fränkischen 
Staatsrechts  über  das  gleiche  Erbrecht  aller  Söhne  zugunsten 
des  letzteren  entschieden  wurde  und  seine  Monarchie  so  zer- 
splitterte. Das  ganze  Kaisertum  Karls  des  Großen  war  wirklich 
ein  glänzender  Anachronismus,  nur  ermöglicht  durch  eine  so 
einzigartige  Herrscherpersönlichkeit.  Denn  wie  er  nicht  nur  zum 
Kaiser  von  Westrom,  sondern  zum  römischen  Kaiser  schlechthin 
gekrönt  wird,  wie  er  durch  den  phantastischen  Heiratsplan  mit 
der  Kaiserin  Irene  in  Byzanz  den  vollen  Machtbereich  des  alten 
römischen  Reichs  sich  zu  unterwerfen  sucht,  so  ist  sein  Staats- 
gedanke überhaupt  auch  ganz  derjenige  der  Antike.  Er  anerkennt 
keine  relativ  selbständigen  und  untergeordneten  Gewalten,  alle 
sollen  in  derselben  Weise  beherrscht  werden,  alle  sich  im  öffent- 
lichen Recht  denselben  Grundsätzen  fügen.  So  ist  das  Aus- 
einanderfallen seines  Reiches  am  Ende  nur  eine  gesunde  Reaktion 
des  germanischen  Staatsgedankens  gegen  den  antiken.  Denn  der 
erstere  geht  aus  von  der  Freiheit  des  einzelnen  in  seinem  Hause 
und  von  der  Stufenfolge  freier  Genossenschaften,  die  sich  in  der 
Gemeinde,  der  Mark,  dem  Gau  und  dem  Stamme  im  Königreich 
zusammenfinden,  alle  ihre  eigenen  Angelegenheiten  selbst  er- 
ledigend und  nur  beschränkt,  soweit  das  große  Ganze  es  ge- 
bieterisch fordert. 

Auf  dieser  Basis  ruht  aber  das  Kaiserreich  der  Ottonen. 
Wie  in  ihrem  Königreiche  sich  die  einzelnen  Länder  erhielten, 
so  blieben  in  ihrem  Kaiserreiche  Italien  und  Burgund  besondere 
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Königreiche.  Die  Auffassung  Heinrich  von  Sybels,  die  in 
der  Erneuerung  dieses  Kaisertums  deutscher  Nation  unter  Ottol. 
nur  einen  Schaden  für  das  Deutschtum  selbst  wie  für  die  andern 
Länder  des  Kaiserreichs  sieht,  ist  heule  allgemein  verlassen. 
Das  heilige  römische  Reich  der  Ottonen  war  zwar  nicht  mehr 
das  Weltreich  der  Antike,  aber  es  reichte  immerhin  noch  von 
der  Nordsee  bis  zum  Mittelmeer  und  vom  Grabe  des  hl.Adülbert 
in  Gnesen  bis  zur  Hhonemündung,  die  Felsenburg  der  Alpen  in 
der  Mitte.  Für  diesen  Kulturkreis  hat  es  dem  christlichen  Wesen 
des  Abendlandes  gegen  die  von  allen  Seiten  andrängenden  Nor- 
mannen, Slawen  und  Ungarn,  gegen  Griechen  und  Sarazenen 
den  nötigen  Halt  gegeben.  Die  Schirmvogtei  des  deutschen  Kaisers 
hat  erst  der  Kirche  des  Abendlandes  ihre  kulturbringende  Tätigkeit 
ermöglicht  und  andererseits  ein  erfreuliches  Gegengewicht  gegen 
die  kirchliche  Herrschsucht  gebildet.  Allgemeine  große  Koalitions- 
kriege der  christlichen  Völker  untereinander,  wie  sie  in  den 
neuzeitlichen  Jahrhunderten  Mitteleuropa  verwüstet  haben,  waren 
ausgeschlossen.  Die  Konsolidierung  der  Verhältnisse  Europas 
durch  das  Kaiserreich  ermöglichte  es  erst,  durch  die  Kreuzzüge 
den  Islam  wenigstens  für  Jahrhunderte  in  die  Defensive  zu  drän- 
gen; erst  nach  dem  Erlahmen  der  deutschen  Kaisermacht  geht 
sogar  Byzanz  verloren,  das  freilich  gerade  durch  die  voraus- 
gehende Kreuzzugsperiode  nicht  gestärkt,  sondern  geschwächt 
worden  war.  Und  auch  für  die  speziellen  deutschen  Interessen 
war  das  Kaisertum  vonnöten;  vergessen  wir  nicht,  noch  war 
die  ganze  Kultur  im  Lande  eine  geistliche,  und  nur  dadurch, 
daß  das  deutsche  Königtum  durch  die  Verknüpfung  mit  dem 
Kaisertum  in  eine  gleich-,  ja  zeitweise  übergeordnete  Stellung 
zum  Papsttum  kam,  konnte  es  Deutschland  selbst  beherrschen. 
Außerdem  brachte  die  staatsrechtliche  Verbindung  mit  Italien 
und  Burgund  die  höhere  Kultur  des  Südens  in  die  deutsche 
Barbarei.  Die  Idee  des  Kaisertums  deutscher  Nation  verband 
endhch  die  deutschen  Stämme  untereinander  zu  einer  nationalen 
Einheit.  Galt  doch  die  Romfahrt  des  Kaisers  so  sehr  als  nationale 
Ehrenpflicht,  daß  es  zu  dieser,  im  Gegensatz  zu  allen  andern 
Heerfahrten,  keines   Vasallen   Zus^mmung   bedurfte. 

Was  endhch  die  Leistungen  der  deutschen  Herrschaft  in 
Itahen  anbetrifft,  so  weist  Ficker  mit  Recht  darauf  hin,  daß 
bei  den  Wirren  nach  dem  Tode  Ottos  III.  und  Heinrichs  IL 
gerade  diejenigen  Elemente  für  das  Kaisertum  eintraten,  die  am 
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meisten  an  der  staatlichen  Ordnung  interessiert  waren:  Bischöfe 
und  Handelsstädte. 

Nur  aus  dieser  fruchtbringenden  politischen  Bedeutung  des 
Kaisertums  für  Italien  erklärt  sich  auch  die  Begeisterung  Dantes 
für  die  Kaiseridee,  von  der  weiter  unten  noch  zu  sprechen  sein 
wird. 

So  sehen  wir,  daß  die  internationale  Organisation  eines  Teiles 
von  Europa  innerhalb  des  deutschen  Imperiums  für  das  Mittelalter 
doch  von  ungeheurer  Tragweite  und  von  reichem  Segen  gewesen 
ist.  Bis  schließlich  freilich  die  Kaiseridee  unter  den  Staufern 
infolge  ihrer  Überspannung  gescheitert  ist.  Zwar  schien  es  bei 
dem  großen  Reichsfest  zu  Mainz  1184,  unter  Barbarossa,  als 
ob  das  Kaisertum  auf  dem  Gipfel  seiner  Macht  wäre ;  aber  die  Er- 
werbung Siziliens  durch  die  Ehe  des  späteren  Kaisers  Heinrich  VI. 
mit  Konstanze  sollte  dem  Reich  verhängnisvoll  werden. 

Mit  den  reichen  Mitteln  Siziliens  sollten  die  theoretischen 
Ansprüche  des  Kaisertums  auf  die  Beherrschung  der  ganzen  Welt 
durchgesetzt,  alle  Könige  des  Abendlandes  zu  Lehnsmannen  ge- 
macht, der  ganze  Orient,  vorzüglich  Byzanz  und  Jerusalem,  unter- 
worfen werden.  Aber  die  Tatsache,  daß  nunmehr  der  Papst  als 
politischer  Fürst  Mittelitaliens  im  Norden  und  Süden  von  den 
Staufern  umdrängt  war,  brachte  ihnen  dessen  Todfeindschaft. 
Gleichzeitig  verschob  sich  die  Grundlage  der  kaiserlichen  Macht- 
stellung von  Deutschland  nach  Süditalien.  Dazu  änderte  die  Herr- 
schaft der  Staufen  ihr  inneres  Wesen.  Hatte  schon  der  Verkehr 
Friedrichs  I.  mit  den  Juristen  von  Bologna  in  ihm  die  dem  ger- 
manischen Staatsgedanken  so  fremde  Anschauung  erweckt,  daß 
der  Kaiser  die  Quelle  allen  Rechtes,  hatte  schon  Friedrich  I. 
nach  römischem  Vorbild  seine  Vorgänger  „göttlich"  genannt,  so 
fanden  die  Staufer  in  Sizilien  ein  unumschränktes  zentralisiertes 
Königtum  romanisch-mohammedanischen  Charakters,  das  sie  nun 
am  liebsten  ihrem  ganzen  Herrschaftsbereich  aufgenötigt  hätten. 
Der  Plan,  von  Sizilien  aus  die  Welt  zu  erobern,  scheiterte,  das 
Papsttum  triumphierte,  Sizilien  selbst  ging  verloren;  in  Deutsch- 
land aber  war  die  Kraft  des  Königtums  noch  unter  Heinrich  VI. 
im  Aufsteigen  begriffen,  infolge  der  dauernden  Abwesenheit  Fried- 
richs II.  durch  die  partikularistischen  Territorialgewalten  ge- 
brochen, nutzlos  vom  Könige  selbst  geopfert  im  Kampf  um  aus- 
wärtige unerreichbare  Ziele.  Beim  Mangel  der  Erblichkeit  der 
Krone   konnte   auch   ein   Rudolf  von  Habsburg   dem   deutschen 
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Königtum  die  alte  Machtstellung  nicht  dauernd  zurückgewinnen. 
Ohne  diese  Machtstellung  in  Deutschland  war  aber  die  alte  Kaiser- 
idee nicht  mehr  zu  verwirklichen.  Der  Zug  Heinrichs  von  Luxem- 
burg über  die  Alpen  und  der  Ludwigs  des  Bayern  waren  mehr 
romantische  Velleitäten  als  Akte  realer  Politik.  Die  Aufgabe,  die 
römische  Weltherrschaft  in  einem  Weltreich  mit  deutscher  Spitze 
fortzusetzen,  hat  das  Mittelalter  schließlich  doch  nicht  lösen 
können.  Der  letzte  Grund  für  diesen  Mißerfolg  lag  wohl  nicht 
nur  in  dem  Dualismus  zwischen  Kaisertum  und  Papsttum,  sondern 
darin,  daß  es  ein  Versuch  mit  untauglichen  Mitteln  gewesen;  es 
fehlte  schließlich  dem  Deutschtum  doch  jene  kulturelle  Überlegen- 
heit, mit  der  allein  es  gegenüber  dem  erwachenden  Nationalgeist 
auf  die  Dauer  eine  führende  Stellung  hätte  behaupten  können. 
Immerhin,  der  Gedanke  hatte  etwas  Grandioses  an  sich,  und 
es  berührt  uns  heute  wehmütig,  wenn  wir  ihn  noch  einmal  auf- 
leuchten sehen  in  all  seinem  Glänze,  zu  einer  Zeit,  als  er  prak- 
tisch schon  für  immer  gescheitert  war:  in  Dantes  Monarchie.  Zwar 
begegnen  wir  der  Weltreichsidee  im  ganzen  Mittelalter,  sie  wird 
getragen  nicht  nur  von  der  Erinnerung  der  Antike  und  den  Grund- 
lehren des  Christentums,  sondern  auch  von  der  mittelalterlichen 
philosophischen  Anschauung  mit  ihrem  principium  unitatis.  Gott 
ist  das  einheitliche  Sein,  das  einheitliche  Sein  Gottes  aber  durch- 
dringt das  Weltganze,  so  daß  auch  hier  wieder  das  Prinzip  der 
Einheit  herrschen  muß.  Deshalb  hatte  schon  der  hl.  Augustinus, 
wie  früher  gesagt,  zur  Verwirklichung  der  terrena  pax  den  christ- 
lichen Weltstaat  gefordert,  die  Idee  einer  einheitlichen  Welt- 
monarchie zu  Friedenszwecken  —  die  freilich  allein  vom  Papste 
regiert  wird  —  vertritt  der  klassische  Philosoph  des  Mittelalters 
Thomas  von  Aquin,  aber  als  erster  handelt  Dante  in  einer  selb- 
ständigen Monographie  über  den  Universalstaat.  Er  stellt  sich 
deshalb  nicht  ohne  Grund  in  der  Einleitung  die  Aufgabe,  daß 
er  den  Begriff  des  Weltkaisertums  aus  dem  Dunkel  hervorziehen 
wolle.  Entsprechend  der  herrschenden  Lehre  des  Mittelalters  sieht 
Dante  im  Kaisertum  die  Fortsetzung  des  Imperium  Romanum, 
dem  wieder  das  alexandrinische,  persische,  ägyptische  und  assy- 
rische Weltreich  vorausgegangen.  Der  Umfang  des  kaiserlichen 
Gebietes  ist  die  ganze  bewohnte  Erde.  Ist  die  Organisation  auch 
als  eine  ziemlich  straffe  gedacht,  so  daß  der  Kaiser  nicht  nur 
auf  die  Schlichtung  völkerrechtlicher  Streitigkeiten  zwischen  den 
einzelnen  Staaten  beschränkt  ist,  sondern  in  allen  gemeinsamen 
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Angelegenheiten  gebieten  soll,  so  bleiben  doch  in  der  Universal- 
monarchie die  einzelnen  Reiche  bestehen.  „Des  Kaisers  Tätigkeit 
ist  imperare,  der  Fürsten  Aufgabe  regere,  ersteres  hat  einen 
weiteren  Umfang,  aber  geringere  Intensität,  letzteres  einen  ge- 
ringeren Umfang,  dagegen  aber  eine  stärkere  Intensität"  (Kelsen). 

Die  kaiserliche  Gewalt  ist  göttlichen  Ursprungs,  unabhängig 
vom  Papst.  Der  Zweck  dieses  Universalstaates  ist  der  Friede. 
Nur  in  der  Ruhe  und  Stille  des  Friedens  kann  das  Menschen- 
geschlecht seine  ihm  eigentümliche  Aufgabe  lösen,  die  höchste 
geistige  Vollkommenheit  zu  erreichen.  Um  dieses  großen  Zieles 
willen,  das  Dante  dem  Staate  mit  Thomas  von  Aquin  stellt,  welch 
letzterer  dabei  wieder  vom  Staatsideal  des  Aristoteles  beeinflußt 
ist,  bedarf  die  Welt  des  Friedens.  Darum  grüßten  die  Engel  die 
Hirten  auf  dem  Felde  mit  den  Worten :  „Friede  auf  Erden."  Daher 
war  des  Heilands  Gruß :  „Friede  sei  mit  euch."  Über  den  vielen 
Herrschern  soll  deshalb  ein  oberster  sein,  der  alle  Streitigkeiten 
schlichtet. 

Man  karm  die  Lehre  Dantes  vom  Weltstaat  nicht  mit  dem 
Hinweis  darauf  ablehnen,  daß  seine  Theorie  weit  abliege  von 
der  Praxis  seiner  Zeit.  Dessen  ist  Dante  sich  vollbewußt  gewesen. 
Er  schließt  das  erste  Buch  seiner  Monarchia  mit  den  Worten: 
„0  Menschheit  I  Von  wieviel  Stürmen  und  Verlusten,  von  wieviel 
Schiffbrüchen  mußt  du  heimgesucht  werden,  da  du  ein  viel- 
köpfiges Ungeheuer  geworden  bist  und  dein  Trachten  auseinander 
geht.  Krank  ist  deine  Vernunft  in  ihren  beiden  Trieben  (speku- 
lative und  praktische  Vernunft)  und  ebenso  dein  Begehren.  Du 
heilst  den  höheren  nicht  mit  unwiderleglichen  Gründen,  noch 
den  niederen  durch  den  Anblick  der  Erfahrung.  Auch  das  Be- 
gehren sänftigst  du  nicht  durch  die  Süßigkeit  der  göttlichen  Mah- 
nung, wenn  es  durch  die  Posaune  des  Heiligen  Geistes  dir  tönt: 
,Siehe,  wie  fein  und  lieblich  ist  es,  daß  Brüder  einträchtiglich 
beieinander  wohnen.' "  Dante  will  als  Staatsphilosoph  der  Mensch- 
heit nur  ein  Ideal  aufstellen,  dem  sie  zustreben  soll.  Denn  er 
stellt  die  Wissenschaft  vom  Staate  und  vom  Recht  in  einen  be- 
wußten Gegensatz  zur  Wissenschaft  von  allen  Vorgängen  der 
Natur.  Letztere  kann  man  nur  erkennen  und  beschreiben,  erstere 
kann  Normen  aufstellen  und  die  Dinge  beeinflussen.  So  bedeutet 
Dantes  Abhandlung  ein  politisches  Programm  und  ist  als  solches 
zu  würdigen.  Und  da  gilt  von  seiner  Staatsphilosophie  dasselbe, 
was  seine  ganze  Persönlichkeit  charakterisiert.  Einem  Januskopfe 
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gleich  schaut  er  gleichzeitig  nach  rückwärts  und  vorwärts.  Er 
wurzelt  mit  tausend  Fasern  im  Mittelalter  und  ragt  gleichzeitig 
hinein  in  eine  ferne  Zukunft.  Als  er  schrieb,  war  das  deutsche 
Kaiserreich  des  Mittelalters  schon  in  vcilliger  Auflösung,  eine 
unabhängige  Staatenwelt  strebte  empor.  Dante  läßt  sich  durch 
dieses  Bild  nicht  beirren;  turmhoch  stehend  über  den  Nationalisten 
von  Iieute,  die  in  dem  Weltbürgertum  sogar  etwas  Verächtliches, 
im  Kriege  ein  Glied  der  sog.  göttlichen  Weltordnung  sehen,  legt 
er  dar,  wie  die  Erreichung  der  Menschheitsziele  im  Kultur- 
staate von  der  überstaatlichen  Organisation  abhängig  ist.  Sind 
etwa  die  unwiderleglichen  Gründe  gegen  eine  weltstaatliche 
Organisation,  die  Dante  nicht  herauszufinden  vermochte,  sind 
sie  etwa  heute  wirklich  gefunden?  Oder  spricht  nicht  die  Er- 
fahrung heute  noch  ebensogut  wie  damals  gegen  die  Praxis  der 
einander  im  Kriege  vernichtenden  oder  im  Frieden  durch  über- 
menschliche Rüstungen  erschöpfenden  Einzelstaaten?  Mag  man 
jegliche  Möglichkeit  einer  internationalen  Organisation  für  die 
Gegenwart  bestreiten,  Dantes  Programm  behält  darum  doch  seinen 
vollen  Zukunftswert.  Man  wende  auch  nicht  ein,  daß  der  Wert 
der  Menschheit  in  den  Nationen  stecke  und  eine  überstaatliche 
Organisation  deren  Individualität  nicht  gerecht  werden  könne. 
Das  Beispiel  der  Familie,  der  Gemeinde  und  aller  staatlichen 
Zwischenverbände  zeigt,  daß  die  übergeordnete  Organisation,  rich- 
tig aufgebaut,  gerade  berufen  ist,  diese  Individualität  voll  zu 
entwickeln  und  zur  Geltung  zu  bringen.  Das  ist  gerade  mit  das 
Interessanteste  von  Dantes  Staatsideal,  daß  er  es  aufbaut  auf 
dem  germanischen  Staatsgedanken.  Gewiß  soll  das  Weltreich 
Dantes  nicht  ein  Staatenbund,  sondern  selbst  ein  Staat  sein  mit 
einer  kräftigen  monarchischen  Gewalt,  immerhin  sollen  aber  doch 
trotz  Dantes  Parallele  der  miter  Moses'  Herrschaft  vereinten  zwölf 
Stämme  Israels  die  Einzelstaaten  erhalten  bleiben.  „Denn  es  haben 
Völkerschaften,  Königreiche  und  Bürgerschaften  Eigentümlich- 
keiten, welche  durch  verschiedene  Gesetze  geregelt  werden. 
Anders  z.  B.  müssen  die  Skythen  regiert  werden,  die  jenseits  des 
dritten  Himmelsstrichs  leben,  große  Ungleichheit  der  Tage  und 
Nächte  erdulden  und  unerträglich  von  Frost  und  Kälte  zu  leiden 
haben,  und  anders  die  Garamanten,  vrelche  unter  den  Äquinoktien 
wohnen,  bei  denen  Tageslicht  und  Finsternis  der  Nacht  sich 
gleichmäßig  verteilt,  und  die  wegen  des  Übermaßes  der  Hitze 
in   der   Luft   sich  nicht   bekleiden   können.    Aber  so   ist  es   zu 
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verstehen,  daß  das  Menschengeschlecht  in  Rücksicht  auf  das 
Gemeinsame,  allen  Gebührende  von  ihm  (dem  Weltmonarchen) 
regiert  und  durch  eine  gemeinsame  Richtschnur  zum  Frieden 
geleitet  werde." 

Nur  darin  können  wir  Dante  nicht  mehr  folgen,  und  darin 
gehört  er  ganz  in  das  Mittelalter,  daß  er  glaubt,  kraft  gött- 
licher Weltordnung  müsse  dieser  Universalstaat  vom  Nach- 
folger der  römischen  Cäsaren  als  Monarchen  beherrscht  werden. 
Hier  sind  seine  Gedankengänge  uns  unbegreiflich;  so  wenn  er 
z.  B.  glaubt,  das  römische  Imperium  und  seine  monarchische 
Ordnung  dadurch  auf  Gottes  Willen  zurückführen  zu  können, 
daß  er  es  mit  der  Einherrschaft  Gottes  in  Parallele  stellt  oder 
darlegt,  daß  Christus  selbst  diese  politische  Ordnung  anerkannt 
habe,  durch  seine  Geburt  unter  derselben,  seine  Befolgung  des 
kaiserlichen  Schätzungsbefehls  und  durch  seine  Anerkennung  des 
kaiserlichen  Forums.  Es  handelt  sich  hier  offenbar  um  ein  be- 
liebtes Argument  der  Scholastik,  das  sich  schon  bei  älteren  geist- 
lichen Autoren  findet.  Vielleicht  sind  das  alles  aber  nur  Kon- 
zessionen an  die  landläufigen  Ideengänge  der  Scholastik  und 
der  wahre  Grund  für  Dantes  Kaiserbegeisterung  liegt  tiefer,  und 
steckt  in  den  Bedürfnissen  seiner  engeren  italischen  Heimat. 
Um  hier  zwischen  der  Masse  von  kleinen  und  kleinsten  Staaten 
Ruhe  zu  schaffen,  um  gleichzeitig  die  Parteikämpfe  in  jedem 
einzelnen  beizulegen,  dazu  genügte  freilich  keine  internationale 
Organisation  Europas  in  einem  großen  Staatenbunde,  dazu  be- 
durfte es  vielmehr  offenbar  des  starken  Armes  eines  kaiserlichen 
Oberherrn,  wie  ihn  das  frühere  Mittelalter  in  Italien  hatte  schalten 
und  walten  sehen.  Das  scheint  mir  der  tiefste  Grund  jenes 
anachronistischen  Weltkaisertums  bei  Dante.  Indem  im  übrigen 
Dante  diesem  Kaiser  keineswegs  eine  absolute  Macht  zuschreibt, 
ihn  nicht  über,  sondern  unter  das  Recht  stellt,  ja  ihn  geradezu 
wiederholt  den  höchsten  „Beamten"  nennt,  zeigt  er  sich  wieder 
von   der   germanischen   Staats-   und   Rechtsidee   beherrscht. 
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Als  mit  dem  unglücklichen  Ende  der  Staufer  die  Kraft  des 
Kaisertums  gebrochen  war,  konnte  es  eine  Zeitlang  scheinen,  als 
sei  nur  die  päpstliche  Weltherrschaft  an  Stelle  der  kaiserlichen  ge- 
treten und  Europa  eine  Theokratie  geworden.  Angestrebt  hatten 
die  Päpste  jenes  Ziel  ja  längst.  Findet  sich  diese  Tendenz  doch 
schon  in  einem  berühmten  Briefe  des  Papstes  Gelasius  an  den 
Kaiser  Anastasius  vom  Jahre  494.  Bot  die  Lage  des  Papsttums 
im  frühen  Mittelalter  nicht  die  Möglichkeit,  diese  Ansprüche  wirk- 
sam zu  erneuern,  so  ließ  doch  der  schnelle  Aufstieg  der  päpst- 
lichen Macht  unter  Gregor  VIL  die  letzten  Ziele  des  Papsttums, 
seinen  Traum  von  einer  politischen  Weltherrschaft,  in  einer  Fülle 
von  Äußerungen  dieser  Stelle  offen  erkennen.  Aber  was  Gregor  VIL 
noch  geglaubt  hatte,  in  feierlicher  Konzilsitzung  zu  Rom  am 
7.  März  1080  von  den  Apostelfürsten  erbitten  zu  müssen,  daß 
alle  Welt  erkennen  möge,  daß  der  Papst  auf  Erden  Kaisertümer 
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und  Königreiche  und  aller  Menschen  Besitz  zu  nehmen  und  zu 
geben  habe,  was  Innozenz  III.  angedeutet  hatte,  indem  er  zum 
IV.  Lateranischen  Konzil  von  1215  auch  die  weltlichen  Herrscher 
einberufen,  „da  \äeles  beratschlagt  werden  müsse,  was  sich  auf 
die  Angelegenheiten  dieses  Standes  beziehe"  —  jetzt  nach  dem 
Untergang  der  S  tauf  er  schien  es  eine  Weile  erreicht.  Rom  war 
das  Zentrum  nicht  nur  der  geistlichen,  sondern  auch  der  staat- 
lichen Welt  geworden.  Im  Jubeljahr  1300  stand  das  Papsttum 
auf  dem  Gipfel  seiner  Macht,  und,  mit  dem  Zeichen  kaiserlicher 
Würde  angetan,  saß  jener  Bonifaz  VIII.  auf  dem  päpstlichen 
Stuhl,  der  von  sich  das  stolze  Wort  gesprochen:  „Ich  bin  der 
Cäsar,  ich  kann  die  Rechte  der  Welt  schützen."  Freilich  als 
der  Papst  1302  in  der  berühmten  Bulle  „Unam  sanctam"  seine 
Ansprüche  auf  eine  politische  Weltherrschaft  noch  einmal  dog- 
matisch festlegte,  da  hatten  die  französischen  Stände  schon  feier- 
lich die  Unabhängigkeit  ihres  Königs  und  ihres  Vaterlandes  von 
jeder  auswärtigen  Älacht  erklärt,  und  drei  Jahre  später  hatte 
das  Papsttum  seine  weltbeherrschende  Stellung  durch  das  baby- 
lonische Exil  gänzlich  verloren,  um  sie  niemals  in  der  alten 
Weise  wieder  zu  erlangen.  So  war  es  ein  Pyrrhussieg  gewesen, 
den  das  Papsttum  über  das  Kaisertum  davongetragen.  An  die 
Stelle  des  Kaisertums  war  der  nationale  Staat  getreten,  und 
dieser  hatte  sich  der  internationalen  Macht  Roms  überlegen  ge- 
zeigt. Damit  war  aber  gleichzeitig  der  Gedanke  des  einheitlichen 
Weltreiches,  einst  wie  wir  hörten  eine  Lieblingsvorstellung  des 
Mittelalters,  gebrochen. 

Schon  gegen  Ausgang  des  13.  Jahrhunderts  begegnen  wir 
in  der  Publizistik  einer  Richtung,  die,  getragen  von  dem  neu 
aufkommenden  nationalen  Gedanken,  sich  schroff  gegen  die  Idee 
des  Imperiums  wendet.  Ihre  ersten  Vertreter  sind  namentlich 
französische  Juristen,  die  gelegentlich  des  großen  Kampfes 
zwischen  Bonifaz  VIII.  und  Philipp  dem  Schönen  von  Frankreich 
für  die  Unabhängigkeit  des  französischen  Königtums  vom 
imperium  wie  vom  Papsttum  eintreten. 

Das  Hauptargument  für  die  Souveränität  Frankreichs  gegen- 
über dem  imperium  ist  immer  die  Verjährung.  Der  Gedanke 
des  Imperiums  überhaupt  ist  also  zunächst  noch  so  stark,  daß 
die  Weltherrschaft  des  Kaisers  nicht  grundsätzlich  geleugnet  wird, 
sondern  daß  man  nur  eine  Sonderstellung  beansprucht,  die  man 
mit  der  angeblichen  Verjährung   begründet. 
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Dann  aber  bekämpft  selbst  Marsilius  von  Padua,  der  Vor- 
kämpfer Ludwigs  des  Bayern,  der  bald  nach  Dante  schrieb,  die 
Idee  einer  Weltmonarchie  auf  das  entschiedenste,  und  auch  sein 
Parteigenosse  Wilhelm  von  Occam  scheint  eher  dagegen  als  dafür 
gewesen  zu  sein. 

Es  erscheint  nun  zunächst  in  hohem  Maße  befremdlich,  daß, 
während  bis  in  das  14.  Jahrhundert  hinein  der  Gedanke  der 
Weltorganisation  im  Interesse  des  internationalen  Friedens  und 
der  allgemeinen  Kultur  eine  so  eminente  Rolle  in  der  publi- 
zistischen Literatur  gespielt  hat,  dieser  Gedanke  dann  scheinbar 
völlig  zurücktritt  und  allmählich  das  unabhängige  Nebeneinander 
der  europäischen  Staatcnwelt  als  etwas  Selbstverständliches  an- 
gesehen wird.  Denn  wenn  auch  das  Kaisertum  deutscher  Nation 
bei  der  Ausführung  dieses  Gedankens  gescheitert  war  und  wenn 
die  Hoffnung  des  Papsttums,  nach  dem  Untergang  der  Staufer 
nunmehr  seinerseits  eine  Weltreichsgewalt  durchzusetzen,  nach 
vorübergehenden  Erfolgen  schließlich  auch  unerfüllt  geblieben, 
so  wäre  man  logischerweise  doch  nicht  genötigt  gewesen,  mit 
dem  Gedanken  der  kaiserlichen  oder  päpstlichen  Weltherrschaft 
auch  den  Gedanken  internationaler  Organisation  an  sich  abzu- 
lehnen. Es  wäre  nur  darauf  angekommen,  für  diese  Rechts- 
verbindung der  abendländischen  Staatenwelt  eine  neue  Form 
zu  finden.  Ein  geistvoller  Kopf  in  Frankreich  hat  sich  auch 
mit  diesem  Problem  beschäftigt  und  der  Welt  einen  europäischen 
Staatenbund  vorgeschlagen.  Der  Autor  dieses  Projektes  ist  der 
königliche  Anwalt  Peter  Dubois,  w^ohlbekannt  unter  den 
Historikern,  aber  nicht  unter  den  Juristen.  Selbst  die  Pazifisten 
sind  bisher  an  ihm  vorübergegangen.  Und  doch  bildet  eines 
seiner  Hauptwerke:  „De  recuperatione  terre  Sancte"  zur  Ge- 
schichte der  modernen  Friedensbewegung  m.E.  das  interessan- 
teste, weil  älteste  Dokument.  Von  diesem  etwa  im  Jahre  1306 
entstandenen  Traktat  ist  der  erste  Teil  außer  für  den  Landes- 
herm,  für  den  König  von  England,  alle  übrigen  christlichen  Für- 
sten und  den  Papst  bestimmt  gewesen,  während  der  zweite  Teil 
nur  dem  König  von  Frankreich  überreicht  wurde.  Kein  ver- 
nünftiger Mensch,  meint  Dubois,  könne  es  für  möglich  halten, 
daß  jemals  ein  einziger  weltlicher  Monarch  die  ganze  Welt  regiere, 
unendliche  Kriege,  Aufstände  und  Zwistigkeiten  w^ären  die  Folgen 
eines  solchen  Versuchs,  niemand  könnte  Frieden  schaffen  wegen 
der  großen  Zahl  der  Völkerschaften,  wegen  der  räumlichen  Ent- 
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fernungen,  wegen  der  natürlichen  Streitlust  der  Menschen.  Auch 
hätten  tatsächlich  weder  Melchisedek,  noch  die  sogenannten  vier 
großen  Weltmonarchien  der  Indier,  Assyrer,  Griechen  und  Römer 
die  ganze  Welt  beherrscht,  sogar  die  Herrschaft  Alexanders  des 
Großen  sei  auf  den  Osten  beschränkt  geblieben  und  von  Rom 
nicht  anerkannt  worden.  In  dieser  Beziehung  ist  Dubois  die 
weltliche  Universalmonarchie  des  Kaisers  ebenso  unmöglich  wie 
diejenige  des  Papstes.  Andrerseits  bleibt  er  als  ehemaliger  Pariser 
Schüler  des  hl.  Thomas  von  Aquin  bei  dem  mittelaltei liehen  Ge- 
danken der  Einheit  der  Christenheit  stehen.  Die  res  publica 
christicolarum  soll  in  Gott  ihr  Ziel  sehen.  Gott  aber  will  den 
Frieden,  er  selbst  ist  der  rex  et  actor  pacis,  so  ist  es  Aufgabe 
der  Christenheit,  den  Weltfrieden  herzustellen.  Erst  dann  kann 
auch  wieder  an  die  Eroberung  des  Heiligen  Landes  gedacht 
werden,  von  welcher  Aufgabe  der  Titel  des  ganzen  Traktats  ent- 
lehnt ist.  Da  nun  die  Form  der  Monarchie  für  den  Weltstaat 
unmöglich  ist,  so  soll  ein  internationaler  Staatenbund  begründet 
werden.  Wir  sehen,  Dubois  steht  insofern  als  mittelalterlicher 
Mensch  ganz  unter  dem  Einflüsse  der  Kirche,  als  seine  poli- 
tischen Ideen  über  die  Gestaltung  Europas  wurzeln  in  seinen 
religiös-christlichen  Anschauungen.  So  erklärt  es  sich  auch,  daß 
sein  politisches  Projekt  von  einem  Konzil  ins  Werk  gesetzt  werden 
soll.  Das  soll  der  französische  König  beantragen,  der  Papst  be- 
rufen. Die  Prälaten  und  die  unabhängigen  Laienfürsten  der 
Christenheit,  selbst  der  byzantinische  Usurpator  sollen  eingeladen 
werden.  Dann  soll  durch  Zusammenschluß  aller  Katholiken  oder 
doch  wenigstens  der  römisch-katholischen  Fürsten  ein  Friedens- 
bund gegründet  werden.  Wer  den  internationalen  Frieden  stört, 
soll  nach  Palästina  deportiert  oder  ihm  doch  wenigstens  alle 
Zufuhr  von  den  übrigen  abgeschnitten  werden.  So  ist  eine  Art 
von  internationaler  Exekution  vorgesehen.  Damit  dieser  Friedens- 
zustand auf  die  Dauer  aufrechterhalten  werden  kann,  soll  das 
Konzil  gleichzeitig  einen  ständigen  internationalen  europäischen 
Schiedsgerichtshof  einsetzen.  Aus  den  Mitgliedern  dieses  Schieds- 
gerichtshofes sollen  bei  einem  einzelnen  auftauchenden  Streitfall 
beide  Parteien  je  drei  weltliche  und  geistliche  Richter  auswählen, 
die  zusammen  das  Gerichtskollegium  bilden  sollen.  Das  ist  das- 
selbe System  der  Konstituierung  eines  internationalen  Gerichts, 
wie  es  beinahe  600  Jahre  später  Art.  24  der  I.  Konvention  der 
Haager  Schlußakte  vom  29.  Juli   1899  verwirklicht  hat,  wo  es 
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heißt:  „Wollen  die  Signaturmächte  sich  zur  Erledigung  einer 
unter  ihnen  entstandenen  Streitfrage  an  den  Schiedshof  wenden, 
so  muß  die  Auswahl  der  Schiedsrichter,  welche  berufen  sind, 
das  für  die  Entscheidung  dieser  Streitfrage  zuständige  Schieds- 
gericht zu  bilden,  aus  der  Gesamtliste  der  Mitglieder  des  Schieds- 
hofs erfolgen."  Nur  daß  die  Haager  Akte  dann  weiter  die  Zahl 
der  Schiedsrichter  der  unmittelbaren  Verständigung  der  Parteien 
überläßt  und  erst  in  Ermangelung  solcher  bestimmt,  daß  jede 
Partei  zwei  Schiedsrichter  und  diese  vier  dann  einen  Obmann 
wählen  sollen. 

Weiter  sind  von  Dubois  ausführliche  Vorschläge  für  das 
hier  anzubringende  Verfahren  ausgearbeitet.  Die  Parteien  tragen 
die  Kosten,  zweite  Instanz  bildet  der  Papst. 

Alle  andern  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Völker  sollen 
auf  Konzilien  erledigt  werden,  die  der  Papst  nach  Bedürfnis 
beruft  und  die  unter  seinem  Vorsitz  zusammentreten.  Unzweifel- 
haft bedeutet  dieses  Projekt  von  Dubois  gegenüber  dem  Dante- 
schen  Ideal  einen  großen  Fortschritt.  Wie  dieses  bringt  es  eine 
internationale  Organisation,  aber  indem  es  auf  die  doch  nicht 
mehr  zu  realisierende  Universalmonarchie  verzichtet  und  einen 
Staatenbund  an  ihre  Stelle  setzt,  entspricht  es  besser  den  Zeit- 
verhältnissen der  realen  Welt. 

Darf  es  uns  aber  wundern,  daß  dieses  Projekt  von  Dubois 
dennoch  so  ganz  ohne  Einfluß  geblieben?  Der  Grund  liegt  offen- 
bar darin,  daß  die  Idee  des  Kaisertums  noch  zu  mächtig  nach- 
wirkte, als  daß  eine  internationale  Organisation  auf  der  neuen 
staatenbundähnlichen  Basis  sich  hätte  verwirklichen  lassen.  Denn 
die  Voraussetzung  der  letzteren  wäre  die  allgemeine  Anerkennung 
der  Gleichberechtigung  der  Staaten  gewesen.  Davon  aber  war 
man  noch  weit  entfernt.  Zunächst  bestand  ja  das  heilige  römische 
Reich  deutscher  Nation  noch  fort,  wenn  auch  seine  Blüte  dahin 
war.  Und  der  Gedanke,  daß  der  deutsche  Kaiser  der  weltliche 
Herr  der  ganzen  Christenheit,  wurde  theoretisch  immer  noch 
festgehalten.  Mehr  als  100  Jahre  nach  Dubois'  Reformprojekt 
sehen  wir  Kaiser  Sigismund  noch  in  dieser  Eigenschaft  das  Konzil 
von  Konstanz  berufen  und  leiten.  Die  Kaiseridee,  die  einst  die 
internationale  Organisation  in  gew^issem  Sinne  verwirklicht  hat, 
steht  ihr  jetzt  entgegen.  War  das  Kaisertum  zu  schwach  ge- 
worden, um  tatsächlich  noch  eine  internationale  Herrschaft  aus- 
zuüben, so  konnte  man  andererseits  doch  noch  nicht  eine  Organi- 
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sation  schaffen,  die  über  das  Kaisertum  hinwegschritt.  Man  konnte 
die  Unabhängigkeit  gegenüber  dem  Kaiser  nur  erreichen  in  der 
Isolierung.  Andererseits  aber  mußte,  da  das  Kaisertum  formell 
noch  fortbestand,  immer  wieder  besonders  tatkräftigen  Herrschern 
der  Gedanke  kommen,  ob  es  nicht  möglich  sei,  diese  Institution 
in  ihrem  Interesse  neu  zu  beleben  und  damit  doch  wieder  eine 
Universalmonarchie  herzustellen.  Gerade  Dubois,  der  zuerst 
den  internationalen  Staatenbund  gefordert,  ist  uns  ein  interessan- 
ter Beweis  dafür,  wie  sehr  in  den  Köpfen  jener  Zeit  doch  noch 
der  Gedanke  einer  weltlichen  Universalherrschaft  spukt.  Schon 
in  seiner  ersten  großen  Schrift  vom  Jahre  1300 :  Summaria  brevis 
et  compendiosa  doctrina  felicis  expeditionis  et  abreviationis  guer- 
rarum  ac  litium  regni  Francorum,  hatte  er  das  Projekt  einer 
französischen  Universalherrschaft  über  Europa  und  den  Orient 
aufgestellt.  Er  hofft,  der  Herr  der  Heerscharen  werde  den  König 
von  Frankreich  als  einziges  Haupt  für  das  Weltliche  einsetzen, 
wie  ein  solches  geistliches  Einzelhaupt  schon  vorhanden.  Das 
hier  geäußerte  Ideal  der  französischen  Weltherrschaft  hat  Dubois 
nie  ganz  fallen  lassen.  Während  er  im  ersten  Teile  seiner  Schrift 
über  die  Wiedergewinnung  des  Heiligen  Landes  jenes  Projekt 
eines  europäischen  Staatenbundes  aufstellt,  stellt  er  im  zweiten, 
nur  Philipp  dem  Schönen  überreichten  Teile  derselben  Abhandlung 
wieder  das  Ziel  einer  französischen  Weltherrschaft  über  Abend- 
land und  Morgenland  auf.  Offenbar  schwebt  ihm  dasselbe  Ziel 
vor,  wenn  er  in  einer  politischen  Broschüre  vom  Jahre  1308 
über  die  Thronfolge  in  Deutschland  Philipp  dem  Schönen  den 
Rat  erteilt,  mit  Hilfe  des  Papstes  für  sein  Haus  das  erbliche 
Kaisertum  zu  enverben.  Das  französische  Königtum  hatte  sich 
damals  schon  längst  mit  solchen  Projekten  getragen,  die  Erb- 
schaft der  Staufen  zu  übernehmen.  Im  Jahre  1273  hatte  Karl 
von  Anjou  vom  Papste  verlangt,  daß  er  über  die  Köpfe  der 
deutschen  Kurfürsten  hinweg  seinem  Neffen  Philipp  III.  die 
deutsche  Kaiserkrone  zuwende.  Trotzdem  dieses  Projekt  ge- 
scheitert war  und  das  Franzosentum  durch  die  Sizilianische  Vesper 
einen  starken  Aderlaß  erlitten  hatte,  wurden  diese  Bestrebungen 
schon  von  Philipp  dem  Schönen  wieder  aufgenommen.  Im  Jahre 
1300  vermählte  dieser  seinen  Bruder  mit  der  Erbin  eines  im 
Abendlande  für  legitim  erachteten  Prätendenten  der  oströmischen 
Kaiserwürde;  er  selbst  strebte  durch  Verhandlungen  mit  König 
Albrecht  nach  dem  Kaisertum  des  Westens  und  ging  nach  dessen 
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Tode  wenigstens  insoweit  auf  die  Vorschläge  von  Dubois  ein, 
als  er  suchte,  die  Kurfürsten  zur  Wahl  seines  Bruders  zu  be- 
stimmen, und  nicht  ohne  Grund  sagt  deshalb  schon  der  beinahe 
zeitgenössische  Florentiner  Geschichtschreiber  Villani :  „Philipp 
der  Schöne  bestrebte  sich,  das  Reich  wieder  in  die  Hände  der 
Franken  zu  bringen,  wie  es  einst  war  zu  Zeiten  Karls  des  Großen." 
Vergegenwärtigen  wir  uns  nun,  wie  um  jene  Zeit  aber  auch 
noch  Heinrich  VH.  von  Luxemburg  (1310)  und  dann  Ludwig 
von  Bayern  (1327)  über  die  Alpen  zogen,  um  das  Kaisertum  von 
Deutschland  aus  zu  erneuem,  so  sehen  wir,  wie  immer  noch 
der  Gedanke  vorherrschte,  eine  kaiserliche  Universalherrschaft 
aufzurichten,  und  wie  angesichts  solcher  Bestrebungen  einer  inter- 
nationalen Organisation  in  Form  eines  Staatenbundes  die  nötige 
Basis  der  anerkannten  Gleichberechtigung  aller  Staaten  fehlte. 
Daß  einerseits  die  Wiederherstellung  des  Kaisertums  in  der 
alten  politischen  Bedeutung  niemandem  gelang,  so  daß  ein  so 
kluger  Mann  wie  Karl  IV.  von  Anfang  an  darauf  verzichtete,  die 
bezüglichen  Hoffnungen  Petrarkas  zu  erfüllen,  daß  aber  anderer- 
seits die  Voraussetzungen  für  eine  staatenbundähnliche  inter- 
nationale Organisation  noch  nicht  gegeben  waren,  diese  Ver- 
wirrung Europas  zeitigte  die  verhängnisvollsten  Folgen,  als  die 
Türkengefahr  Europa  in  die  Defensive  brachte.  Mit  ihr  entsteht 
wieder  einmal  eine  ungeheure  Krisis  für  die  abendländische  Kul- 
tur, und  bei  dieser  Gefahr  von  außen  taucht  dann  auch  wieder 
sofort  das  Projekt  einer  internationalen  Organisation  in  Form 
eines  Staatenbundes  auf.  Der  Vertreter  desselben  war  der  König 
von  Böhmen,  Georg  von  Podebrad,  ein  Hussite.  Gerade  seine 
isolierte  Stellung  als  „Ketzerkönig"  mußte  ihm  den  Gedanken 
nahe  legen,  möglichst  enge  Verbindungen  mit  den  anderen  christ- 
lichen Fürsten  einzugehen  und  durch  einen  internationalen  Bund 
weltlichen  Charakters  den  ihm  so  besonders  gefährlichen  Einfluß 
des  Papsttums  zu  brechen.  Stellte  sich  dieser  gemeinsame  Bund 
in  erster  Linie  die  Aufgabe,  die  Türkengefahr  zu  bekämpfen, 
so  konnte  der  Papst  nicht  einmal  gegen  sein  Zustandekommen 
oder  auch  nur  gegen  seinen  Begründer  konspirieren.  War  doch 
zwei  Jahre  vorher  der  Papst  selbst  mit  seinem  Projekt,  auf  der 
Synode  von  Mantua  1459  eine  Organisation  der  Christenheit  gegen 
die  Türken  zustande  zu  bringen,  gescheitert.  Deshalb  machte 
gerade  Podebrad  sich  die  fragliche  Idee  seines  Kanzlers  Antonius 
Marini  aus  Gratianopolis  (Grenoble),  eines  geriebenen  Abenteurers, 


—    33    — 

zu  eigen,  der  dieses  Projekt  von  Hof  zu  Hof  trug.  Da  Marini 
ein  Franzose  wie  Dubois,  so  erscheint  es  nicht  ausgeschlossen, 
daß  zwischen  beiden  Projekten  ein  Zusammenhang  besteht.  Die 
Einzelheiten  des  Planes  von  Podebrad  zeigen,  in  welchem  Maße 
die  Zersetzung  der  mittelalterlichen  Welt  vorgeschritten  war. 
Freilich  war  schon  des  Franzosen  Dubois  Projekt  aufgebaut 
auf  dem  Nebeneinander  einer  unabhängigen  Staatenwelt  des 
Abendlandes  und  damit  auf  der  Negation  der  politischen  Prä- 
tensionen des  Kaisertums  in  Europa,  hier  aber  stellt  ein  offiziell 
zum  Reiche  gehöriger  Fürst  einen  Verfassungsentwurf  zur  Dis- 
kussion, der  den  alten  Reichsverband  völlig  auflösen,  den  Kaiser 
völlig  eliminieren  will.  Es  ist  in  diesem  Entwurf  ebensowenig 
vom  Reich  wie  vom  Kaiser  die  Rede,  nur  von  Nationen  und 
Königen,  und  wenn  der  damals  regierende  Friedrich  HL  noch 
als  deutscher  König  in  dem  realisierten  Bunde  einen  Platz  ge- 
funden hätte,  so  w^ollte  ihm  doch  fraglos  der  König  Podebrad 
von  Böhmen  als  gleichberechtigter  Faktor  zur  Seite  treten. 

Mindestens  ebenso  bedeutsam  ist  aber  die  Tatsache,  daß 
nach  den  Organisationsideen  von  Podebrad  auch  das  Papsttum 
ausgeschaltet  ist. 

Erinnern  wir  uns,  welche  überragende  Bedeutung  das  Papst- 
tum noch  in  dem  Verfassungsprojekt  von  Dubois  hatte.  So 
scharf  wie  Dubois  überall  gegen  die  politischen  Bestrebungen 
der  Päpste  im  Sinne  einer  päpstlichen  Weltherrschaft  für  die 
Rechte  des  französischen  Königtums  eingetreten  ist,  er  glaubte 
dennoch  den  europäischen  Staatenbund  durch  ein  Konzil  her- 
stellen zu  können,  den  Papst  als  Appellationsinstanz  für  die 
Entscheidungen  des  staatenbündischen  Schiedsgerichts  anerken- 
nen und  unter  seinem  Vorsitz  auch  auf  künftigen  Konzilien  alle 
internationalen  Angelegenheiten  ordnen  lassen  zu  müssen. 

Demgegenüber  ist  es  charakteristisch  für  die  veränderten 
Zeiten,  wie  vielmehr  sich  Podebrads  Entwurf  von  Kirche  und 
Papsttum  em.anzipiert.  Der  internationale  Staatenbund,  den 
Podebrad  vorschlägt,  hat  einen  rein  weltlichen  Charakter.  Sein 
Hauptorgan  ist  ein  Kollegium  der  mit  Generalvollmacht  ver- 
sehenen Vertreter  der  Fürsten,  der  Bundesversammlung  des  Deut- 
schen Bundes  vergleichbar.  Nur  in  einzelnen  Zügen,  wie  z.  B. 
darin,  daß  dieser  ständige  Gesandtenkongreß  in  Basel  zusammen- 
treten soll,  wo  das  letzte  große  Konzil  getagt  hatte,  daß  nach 
Nationen  abgestimmt  werden  soll,  wie  die  Geschäftsordnung  des 
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Konstanzer  Konzils  vorsah,  glauben  wir  noch  kirchhche  Ein- 
wirkungen konstatieren  zu  können.  Dem  Papst  ist  hier  aber  nur 
die  Befugnis  überlassen,  unter  der  Geistlichkeit  und  den  nicht 
zum  Bunde  gehörigen  Fürsten  Frieden  zu  stiften  und  die  Friedens- 
störer mit  geistlichen  Strafen  zu  schrecken.  Er  zählt  nicht  einmal 
zu  den  Vertretern  der  italienischen  Nation  im  Bunde,  soll  aber 
trotzdem  letztere  zum  Bau  einer  Flotte  für  den  Kreuzzug  an- 
treiben. Auch  wird  von  ihm  verlangt,  daß  er  mit  seinen  geist- 
lichen Zuchtmitteln  den  Klerus  anhält,  den  für  die  Bundeszwecke 
bestimmten   Zehnten  zu   zahlen. 

Erklärt  sich  die  Ausschaltung  des  Papsttums  nun  auch  teil- 
weise aus  der  besonderen  Stellung  des  Königs  Podebrad  als 
Utraquist,  so  ist  es  doch  höchst  bezeichnend  für  den  ver- 
bleichenden Glanz  des  Papsttums  zwei  Menschenalter  vor  der 
beginnenden  Reformation,  daß  ein  dem  Papsttum  so  abträgliches 
Projekt  wie  gesagt  von  Hof  zu  Hof  getragen  und  namentlich 
zu  Paris  und  Venedig  jahrelang  verhandelt  werden  konnte. 

Freilich  liegen  auch  gerade  in  diesen  beiden  Faktoren,  der 
politischen  Eliminierung  von  Kaisertum  und  Papsttum,  die  großen 
Schwächen  des  Projektes.  Denn  was  zunächst  die  Stellung  des 
deutschen  Kaisers  anging,  so  war  es  freilich  mit  seiner  Würde, 
seit  Sigismund,  wie  wir  hörten,  in  Konstanz  noch  als  Herr  der 
Christenheit  aufgetreten,  noch  immer  weiter  bergab  gegangen; 
trotzdem  aber  war  die  Kaiseridee  noch  wirksam  genug,  daß  etwa 
ein  Jahrzehnt  nach  Podebrads  Organisationsprojekt  Karl  der 
Kühne  von  Burgund,  auf  dem  Gipfel  seiner  Macht  stehend,  von 
Friedrich  HL,  den  man  des  heiligen  römischen  Reichs  Schlaf- 
mütze nannte,  die  Verleihung  der  Königskrone  nachsuchte.  Ebenso 
aussichtslos  mußte  aber  auch  der  Versuch  bleiben,  in  einer 
andern  Verfassung  Europas  über  das  Papsttum  als  politische  i\Iacht 
ganz  hinwegschreiten  zu  wollen;  wir  brauchen  nur  daran  zu  er- 
innern, wie  gerade  in  jenem  Zeitalter  der  beginnenden  großen 
geographischen  Entdeckungen  in  berühmten  Bullen  die  Päpste 
Nikolaus  V.,  Alexander  VI.  und  Julius  H.  den  Portugiesen  und 
Spaniern  noch  die  neuen  Meere  und  Länder  zusprechen  konnten. 
Das  geschah  kraft  des  vom  Papst  behaupteten  Rechtes,  Länder 
und  Völker,  die  nicht  katholisch,  katholischen  Regenten  zu  schen- 
ken,  die   die   Bewohner  zu   Sklaven  machen   durften. 

So  wenig  also  der  Plan  Podebrads  zur  Zeit  seiner  Ent- 
stehung  realisierbar  war,   so   interessant   bleibt  dieses   Projekt 
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darum  doch  für  die  Vergangenheit  und  Gegenwart.  Aus  der  Ein- 
leitung sehen  wir,  wie  die  besten  Köpfe  jener  Zeit  sich  wohl 
bewußt  waren,  wie  der  Zerfall  der  früheren  internationalen  Orga- 
nisation des  Mittelalters  die  letzte  Ursache  des  Vordrängens  der 
Türken  war.  ,, Einst,"  heißt  es  dort,  „war  die  Christenheit  blühend, 
mächtig  und  über  weite  Länder  verbreitet.  Nicht  weniger  als 
117  große  Königreiche  gehörten  ihr  an,  ja  selbst  das  Grab  des 
Erlösers  lag  in  ihrem  Gebiete.  Niemand  würde  gewagt  haben, 
ihr  offen  die  Stirn  zu  bieten,  niemand  sie  zum  Kriege  gereizt 
haben.  Längst  aber  hat  sich  das  geändert.  Alle  Kraft  dieser 
einst  so  mächtigen  Reiche  scheint  erstorben,  aller  Glanz  erloschen. 
Wenn  einer  der  Verstorbenen  in  das  Leben  zurückkehrte,  er 
würde  sein  Vaterland  nicht  mehr  finden.  Sind  doch  von  jenen 
117  Reichen  kamn  16  übriggeblieben,  seit  Mohammed  sein  Volk 
zum  Unglauben  verführte.  Haben  ja  doch  in  allerletzter  Zeit  die 
Türken  Griechenland  erobert,  Konstantinopel  gestürmt!  0  aurea 
Provincia!  0  terrarum  decus  Christianitas  quomodo  ex  te  honor 
omnis  abscessit?"  Sicherlich  sei  die  Christenheit  für  ihre  Sünden 
so  gestraft,  nun  gelte  es,  Gott  wieder  zu  versöhnen.  Zu  diesem 
Zwecke  soll  man  in  Gott  wohlgefälliger  Weise  Frieden  und  Ein- 
tracht auf  Erden  herstellen  und  das  Reich  Christi  gegen  seine 
Feinde  verteidigen  und  seine  Grenzen  schützen.  Alle  christlichen 
Völker  und  Nationen,  alle  Könige  und  Fürsten  müßten  an  solchem 
Werke  teilnehmen  und  mitarbeiten  an  der  Wiederherstellung  der 
Christenheit  in  ihrer  einstigen  Größe.  Dazu  aber  müßten  sich 
alle  christlichen  Fürsten  Europas  zu  einem  ewigen  Bunde  ver- 
einigen, um  mit  gesammelten  Kräften  an  der  Vertreibung  der 
Türken  aus  Europa  zu  arbeiten. 

Niemand  wird  diesen  Gedankengängen  Podebrads  Einsicht 
und  Folgerichtigkeit  bestreiten,  ist  es  doch  auch  heute  wie  damals 
nur  die  Desorganisation  Europas  und  die  daraus  entspringende 
Rivalität  der  christlichen  Mächte,  der  die  türkische  Unkultur 
ihre  Behauptung  in  der  alten  Haupstadt  des  oströmischen 
Reiches  verdankt.   — 

Auch  die  Einzelheiten  des  Projektes  sind  nicht  ohne  Interesse. 
Der  Bund  soll  die  innere  Sicherheit  des  Ganzen  und  die  Ver- 
teidigung nach  außen  bezwecken.  Der  erstere  Zweck  der  inneren 
Sicherheit  soll  erreicht  werden  durch  die  Herstellung  friedlicher 
Beziehungen  und  deren  Aufrechterhaltung  durch  internationale 
Rechtsprechung    und    Gesetzgebung.      Das    Recht    der  Kriegs- 
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erklärung  und  der  Kriegsführung  ist  von  den  Einzelstaaten  ganz 
auf  die  Gesamtheit  übergegangen.  Streitigkeiten  der  Mitglieder 
werden  durch  ein  Schiedsgericht  ausgetragen.  Auch  soll  der 
Bund  eine  Gesetzgebung  üben,  denn  es  wird  ihrn  das  Recht  ein- 
geräumt, „nova  iura  ex  gremio  naturae  producere".  Die  erforder- 
lichen Geldmittel  für  den  Bund  sollen  dadurch  aufgebracht  werden, 
daß  alle  Zehnten,  welche  früher  an  Kirchen,  geistliche  und  reli- 
giöse Personen  im  Bundesgebiete  bezahlt  worden  sind,  nunmehr 
an  die  Bundeskasse  fließen  II  Außerdem  das  dreitägige  Ein- 
kommen der  Fürsten  und  ihrer  Untertanen.  Daß  die  Bundes- 
geschäfte durch  einen  ständigen  Gesandtenkongreß  geführt  werden 
sollen,  ist  schon  gesagt.  Dieser  Bundesrat  soll  sogar  ein  eigenes 
Wappen  und  Siegel  und  eigene  Beamte  haben.  Unabhängig  von 
ihm  fungiert  das  Bundesgericht  (consistorium  oder  parlamentum). 
Schon  die  Existenz  eines  ständigen  höchsten  Organs  zur  all- 
gemeinen Vertretung  des  Bundes  beweist,  daß  Podebrad  eine  viel 
straffere  Zusammenfassung  plant  wie  Dubois,  der  als  ständiges 
Organ  nur  ein  Schiedsgericht  für  seinen  Bund  einsetzen  wollte. 
Ja  nach  der  Theorie  Georg  Meyers  über  Staatenbund  und 
Bundesstaat  würde  die  Ausführung  der  Ideen  von  Podebrad  ge- 
radezu die  Begründung  eines  internationalen  Bundesstaates  be- 
deutet haben. 

Wir  haben  bereits  davon  gesprochen,  daß  schon  die  gänz- 
liche Ausschaltung  von  Kaisertum  und  Papsttum  dieses  Projekt 
für  jene  Zeit  unausführbar  machte.  Indem  das  Kaisertum  sich 
gegen  Ausgang  des  Mittelalters,  abgedrängt  von  Italien  und 
Deutschland,  immer  mehr  an  der  mittleren  und  unteren  Donau 
lokalisierte,  hat  es  hier  durch  die  Abwehr  der  Türken  auch  noch 
einigermaßen  diejenige  Aufgabe  gelöst,  die  Podebard  seiner  inter- 
nationalen Organisation  zugedacht  hatte,  die  Kultur  der  Christen- 
heit zu  bewahren.  Ja  unter  Karl  V.  schien  es  eine  Weile,  als 
könnte  der  Traum  Dantes  von  einer  internationalen  Organisation 
der  Christenheit  unter  monarchischer  Spitze  doch  noch  in  Er- 
füllung gehen.  In  seinem  Reiche  ging  die  Sonne  ja  nicht  unter; 
unter  ihm  hatte  die  Kaiserw^ürde  durch  die  Laune  des  Erbgangs 
eine  territoriale  Grundlage  wie  nie  zuvor :  Spanien  mit  den  neuen 
Ländern  des  Westens,  Unteritalien,  die  österreichischen  Länder, 
Burgund.  Der  einzige  politische  Faktor  neben  ihm  von  inter- 
nationaler Bedeutung  war  Franz  I.  von  Frankreich.  Frankreich 
hatte  freilich  seit  Philipp  dem  Schönen  die  Hoffnung  nicht  auf- 


—    37    — 

gegeben,  das  Kaisertum  für  sich  neu  beleben  zu  können.  Dessen 
Söhne  suchten  immer  wieder  den  Papst  in  seinem  Kampfe  mit 
Ludwig  dem  Bayern  zu  bestimmen,  die  Kaiserkrone  Frankreich 
zuzuwenden.  Trotz  der  inneren  Schwierigkeiten,  die  dann  das 
Haus  Valois  gegenüber  den  enghschen  Invasionen  im  eigenen 
Lande  hatte,  wird  diese  Politik  fortgesetzt;  Karl  VIIL  unternimmt 
einen  großen  Eroberungszug  nach  Italien  und  will  von  da  aus 
Konstantinopel  erobern,  und  beinahe  wäre  wirklich  Franz  I.  als 
Gegenkandidat   Karls   V.   zum   deutschen   Kaiser   gewählt. 

Dann  gelingt  es  zwar  Karl  V.,  diesen  Nebenbuhler  in  der 
Schlacht  bei  Pavia  niederzuwerfen.  Aber  wenn  er  auch  E'rank- 
reich  zeitweise  besiegt  und  das  mit  ihm  verbündete  Papsttum 
niederzwingt,  es  gelingt  ihm  nicht,  des  Mönchs  von  Wittenberg 
und  seiner  Lehre  Herr  zu  werden.  Mit  der  Reformation  aber  geht 
dann  jener  ungeheure  Riß  durch  die  Christenheit,  an  dem  zu- 
nächst jede  internationale  Organisation,  in  welcher  Form  auch 
immer,  scheitern  muß.  Und  so  fruchtbringend  die  Reformation 
für  die  geistige  Kultur  der  Neuzeit  geworden,  eines  werden  wir 
immer  beklagen  müssen,  daß  nämlich  das  einheitliche  Kultur- 
bewußtsein der  Christenheit,  die  Idee  der  Zusammengehörigkeit 
der  abendländischen  Kultur  durch  die  Glaubensspaltung,  für  Jahr- 
hunderte verloren  gehen  sollte.  Die  Zersetzung  der  einheitlichen 
Welt  des  Mittelalters,  vorbereitet  durch  die  politischen  Wand- 
lungen der  letzten  Jahrhunderte,  ist  durch  die  Reformation 
vollendet. 


Viertes  Kapitel. 
Das  Zeitalter  der  Desorganisation. 
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Die  Freiheit  und  Unabhängigkeit,  welche  die  Zeit  der  Re- 
naissance und  Reformation  den  nationalen  Staaten  gebracht  hatte, 
war  durch  Verlust  der  internationalen  Einheit  erkauft.    Für  nie- 
mand wog  dieser  Verlust  schwerer  wie  für  das  deutsche  Volk. 
Wäre  es  ihm  auch  gleichgültig  gewesen,  die  Rolle  der  politischen 
Führung  in  internationalen  Dingen,  die  man  im  Mittelalter  inne 
gehabt,   zu   verlieren,    schwerer   wie   dieser   Verzicht   sollte   die 
Tatsache   auf  ihm   lasten,   daß   die   Folgen   der  Desorganisation 
Europas  in  den  neuzeitlichen  Jahrhunderten  bei  der  Schwäche 
der  politischen  Organisation  Deutschlands  für  dieses  Land  am 
verhängnisvollsten  werden  mußten.    Was  half  der  Rechtsfrieden 
im  Inneren,  den  der  ewige  Landfrieden  von  1495  gebracht  hatte, 
wo  nun  an  Stelle  der  mittelalterlichen  Fehden  die  großen  euro- 
päischen   Koalitionskriege     traten     und    immer    wieder    gerade 
Mitteleuropa  verwüsteten.    Wer  möchte  ermessen,  was  uns  der 
Dreißigjährige   Krieg,   der   spanische   Erbfolgekrieg,   der   Sieben- 
jährige  Krieg,   die   napoleonische   Epoche   an   Kulturgütern    ge- 
kostet  haben?    Aber  auch   wenn   wir  die   Dinge  hier  nicht  in 
erster  Linie  vom   nationalen,   sondern   vom   universalen   Stand- 
punkt aus  betrachten,  so  müssen  wir  bei  der  Betrachtung  dieser 
Epoche  an  das  früher  erwähnte  prophetische  Wort  Dantes  denken : 
„0  Menschheit !   Von  wieviel  Stürmen  und  Verlusten,  von  wieviel 
Schiffbrüchen   mußt   du   heimgesucht   werden,    da   du   ein   viel- 
köpfiges Ungeheuer  geworden  bist  und  dein  Trachten  auseinander- 
geht."   Sind  denn  etwa  Frankreich  die  Kriegsopfer  Ludwigs  XIV. 
in   dem   Maße   zugute   gekommen,   wie   sie   uns   in   Deutschland 
geschadet  haben,  oder  hat  die  Wissenschaft  sich  nicht  vielmehr 
gewöhnt,  in  der  ungeheuren  Schuldenlast,  die  Ludwig  XIV.  hat 
auftürmen  müssen,  den  letzten  Grund  für  jene  Wirren  der  großen 
Revolution  zu  suchen,  von  denen  Frankreich  bekanntlich  bis  auf 
den  heutigen  Tag  nicht  völlig  hat  genesen  können?  —  Und  wenn 
die  Menschheit   sich  von   so   viel  Mord   und  Brand   jener  neu- 
zeitlichen,  kriegerfüllten   Jahrhunderte   mit   ihrer   unglaublichen 
Zähigkeit  und  Lebenskraft  immer  wieder  erholt  hat,  am  schlimm- 
sten war  ein  anderes.    Die  veränderten  Tatsachen  der  Umwelt 
blieben  auch  nicht  ohne  Nachwirkung  auf  das  Denken  der  Men- 
schen, und  während  es  dem  von  der  Neuzeit  wegen  seines  Dunkels 
verachteten  Mittelalter  etwas  absolut  Selbstverständliches  war, 
das  Ziel  Gottes  sei  die  terrena  pax,  der  Friede  auf  Erden,  so  bildete 
sich  nun  in  den  Köpfen  der  Masse  jener  auch  heute  noch  vor- 
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herrschende  Gedanke,  daß,  weil  man  immer  wieder  die  Welt 
von  Krieg  erfüllt  sah,  man  diese  Erscheinung  schließlich  für 
etwas  Selbstverständliches,  nicht  aus  der  Welt  zu  bringendes, 
kurz  für  ein  Glied  der  göttlichen  Weltordnung  ansehen  müsse.  Und 
doch,  wie  flach  ist  diese  Weltanschauung.  Schon  Rousseau  hat 
gesagt,  daß  man  doch  gegen  die  Krankheit,  obwohl  auch  sie 
von  Gott  sei,  den  Arzt  zu  holen  pflege;  heute  schafft  man  inter- 
nationale Organisationen,  um  Pest  und  Cholera  und  wie  die 
anderen  bösen  Volksseuchen  heißen  mögen,  gemeinsam  zu  be- 
kämpfen, und  den  männermordenden  Krieg  will  man  immer  noch 
hinstellen  wie  etwas  auf  ewig  Gegebenes,  das  man  nicht  an- 
tasten darf.  Und  wäre  es  nicht  in  Wahrheit  viel  leichter,  den 
Krieg  zu  bekämpfen  wie  eine  Seuche?  Denn  den  Krieg  machen 
wir  Menschen,  und  wenn  die  Menschen  nicht  mehr  wollen,  dann 
gibt  es  keine  Kriege,  die  Seuche  aber  wird  getragen  durch  Bak- 
terien und  Bazillen,  reale  Objekte  der  Umwelt,  die  wir  erst  er- 
kennen und  dann  beseitigen  oder  unschädlich  machen  müssen.  — 

Doch  wir  wollen  uns  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  in  philo- 
sophischen Betrachtungen  verlieren  und  uns  vielmehr  fragen, 
ob  denn  in  jenen  Jahrhunderten  von  der  Reformation  bis  zum 
Sturze  Napoleons  der  Gedanke  einer  internationalen  Organisation 
Europas  wirklich  ganz  untergegangen  ist.  Da  unterscheiden  wir 
in  unserer  Betrachtung  zunächst  zweckmäßig  die  politischen  Tat- 
sachen und  die  Theorien. 

In  der  Welt  der  Tatsachen  haben  wir  zunächst  festzustellen, 
wie  auch  nach  der  Abdankung  Karls  V.  der  Kampf  zwischen 
den  Habsburgern  und  den  Franzosen  um  die  Universalmonarchie 
weitergeht.  Gegen  den  spanischen  Zweig  der  Habsburger,  der 
auch  in  Neapel,  Sizilien,  den  Niederlanden,  der  Franche-Comte 
und  in  Amerika  herrscht,  wendet  sich  Heinrich  IV.  von  Frank- 
reich. Dieser  hat  sich  eine  Zeitlang  in  dem  Traum  gewiegt, 
an  Spaniens  Stelle  zur  Universalmonarchie  über  Europa  auf- 
zusteigen. Als  im  Jahre  1600  zu  befürchten  war,  daß  Philipp  III, 
von  Spanien  auch  noch  zum  deutschen  Kaiser  gewählt  werden 
würde,  forderte  Heinrich  IV.  von  dreien  seiner  vertrautesten 
Diener  ein  Urteil  über  seine  eigene  Bewerbung.  Freilich  hielt 
er  dann  später  bei  seiner  Einmischung  in  die  Königswahl  gegen- 
über den  deutschen  Fürsten  mit  seiner  eigenen  Kandidatur  sehr 
zurück.  Mit  der  Kandidatur  Maximilians  von  Bayern  war  es 
ihm  aber  nicht  ernst.    Jedenfalls  tat  er  noch  in  seinem  letzten 


—    41    — 

Lebensjahr  alles,  um  den  Habsburgern  die  Krone  zu  nehmen, 
wahrscheinlich,  um  sie  selbst  zu  gewinnen.  Wenn  sein  gewalt- 
samer Tod  allen  diesen  Bestrebungen  ein  jähes  Ziel  setzte  und 
das  Kaisertum  bei  jenem  Zweig  der  Habsburger  blieb,  der  in 
den  österreichischen  Landen,  in  Böhmen,  Ungarn  und  dem  Elsaß 
herrschte,  so  hat  doch  Ludwig  XIV.  das  alte  Streben  seiner 
Vorfahren  nach  einer  kaiserlichen  Weltherrschaft  wieder  auf- 
genommen. Letzterer  hatte  zeitweise  den  größeren  Teil  der  euro- 
päischen Staaten  in  eine  gewisse  Abhängigkeit  von  Frankreich 
gebracht,  zunächst  England  und  Schweden;  unter  seinem  Einfluß 
stand  weiter  Oberitalien,  ihm  folgte  ein  Teil  der  deutschen  Für- 
sten, er  hatte  Polen  und  den  Osten  und  hoffte  durch  die  spanische 
Erbschaft  weitere  unermeßliche  Länder  in  der  Alten  und  Neuen 
Welt  zu  gewinnen,  er  wollte  das  Mittelmeer  beherrschen  und  den 
Orient  gewinnen;  zweimal  streckte  er  seine  Hand  nach  der  deut- 
schen Kaiserkrone  aus,  um  für  solche  Machtstellung  auch  den 
historischen  Titel  des  Erben  der  römischen  Cäsaren  zu  erhalten. 
Wir  wissen,  daß  dieses  Streben  Ludwigs  XIV.  nach  der 
Universalmonarchie  schließlich  doch  kläglich  gescheitert  ist. 
Mochte  zeitweise  das  Projekt  seines  Kaisertums  sogar  von  dem 
Großen  Kurfürsten  gefördert  werden,  schließlich  war  es  doch 
ein  ganz  utopischer  Gedanke,  wenn  um  jene  Zeit  ein  katholischer 
König,  der  seine  eigenen  andersgläubigen  Untertanen  austrieb, 
der  die  kalvinistischen  Holländer  fortgesetzt  mit  Kriegseinfällen 
heimsuchte,  glaubte,  die  Herrschaft  auch  über  ganz  oder  teil- 
weise protestantische  Länder  dauernd  behaupten  zu  können. 
Außerdem  hatte  sich  in  der  Zeit  des  Ringens  der  Habsburger 
mit  den  Bourbonen  schon  ein  anderer  Gedanke  ausgebildet,  der 
alle  universalmonarchistischen  Tendenzen  verneinte  und  be- 
kämpfte, die  Idee  des  europäischen  Gleichgewichts.  Den  Ge- 
danken des  Gleichgewichts  zwischen  den  fünf  hauptsächlichen 
Mächten  Italiens,  Florenz,  Neapel,  Mailand,  dem  Kirchenstaat 
und  Venedig,  hatte  schon  Lorenzo  Medici  vertreten.  Ja,  schon 
sein  Großvater  Cosimo  war  diesem  Gedanken  gefolgt.  Als  nun 
die  mittelalterliche  Welt  sich  zersetzt  hatte,  machten  die  großen 
Staaten  Europas  sich  diesen  Gedanken  zu  eigen,  um  mit  seiner 
Hilfe  ihre  Unabhängigkeit  zu  behaupten.  Kein  geringerer  wie 
Francis  Bacon  hat  dieses  Prinzip  vertreten  und  nachgewiesen, 
daß  es  schon  für  die  Beziehungen  Heinrichs  VIII.  von  England 
zu  Franz  I.  von  Frankreich  und  Karl  V.  maßgebend  gewesen  ist. 
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Seinen  vorzüglichsten  Triumph  feierte  dieses  Prinzip  dann 
bekanntlich  im  Utrechter  Frieden  von  1713,  wo  Ludwig  XIV. 
doch  nur  unter  der  Bedingung  die  Krone  von  Spanien  für  sein 
Haus  gewann,  daß  niemals  Spanien  mit  Frankreich  in  einer  Hand 
vereinigt  sein  sollten. 

Die  Idee  des  europäischen  Gleichgewichts  war  in  der  Tat 
geeignet,  die  Unabhängigkeit  für  das  staatliche  Leben,  die  man 
sich  mit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  errungen,  aufrecht  zu 
erhalten.  Aber  sie  war  doch  nur  etwas  Negatives ;  die  frühere 
Organisation,  deren  Wiederherstellung  man  fürchtete,  sollte  damit, 
wie  gesagt,  verneint  und  bekämpft  werden.  Deshalb  fragen  wir 
uns :  Ist  denn  niemand  von  den  Königen  und  leitenden  Männern 
jener  Zeit  auf  den  Gedanken  gekommen,  darüber  hinaus  eine, 
auf  dem  Boden  des  Nebeneinander  stehende  positive,  internatio- 
nale Organisation  republikanischer  Art  zu  schaffen?  Diese  B'rage 
müssen  wir  verneinen.  Eine  Zeitlang  hat  man  freilich  Hein- 
rich IV.  von  Navarra  derartige  Projekte  einer  republikanischen 
Organisation  Europas  zugeschrieben.  Allein  die  neuere  und  ge- 
nauere Forschung  hat  ergeben,  daß  es  sich  bei  diesem  berühmten 
grand  dessin  des  genialen  Königs  um  eine  Fälschung  handelte; 
der  Überlieferer  des  Projektes,  der  Freund  und  Minister  Hein- 
richs IV.,  Baron  Rosny,  Herzog  von  Sully,  ist  auch  sein  wahrer 
Urheber  gewesen.  Und  zwar  nicht  zu  einer  Zeit,  als  er  noch 
das  Ohr  des  Königs  besaß,  so  daß  dieser,  wie  noch  Bluntschli 
meint,  doch  wenigstens  den  Gedanken  seines  Staatsmannes  auf- 
genommen, sondern  mehr  als  20  Jahre  nach  Heinrichs  IV.  Tode, 
als  er  seine  Memoiren  schrieb  oder  wenigstens  endgültig  redi- 
gierte. Im  Jahre  1632  ist  dem  Herzog  selbst  noch  jeder  Gedanke 
an  das  Projekt  fremd  gewesen;  schon  Sullys  Zeitgenosse  Marboult 
hat  den  Plan  als  Lügengewebe  gekennzeichnet,  später  ist  die 
Wahrhaftigkeit  von  Sully  dann  zuerst  von  Voltaire  angezweifelt 
worden.  Tatsächlich  hat  Sullys  königlicher  Freund,  wie  oben  ge- 
sagt, noch  selbst  mit  der  Kaiserkrone  das  Imperium  Romanum 
erwerben  wollen.  So  müssen  wir  Sully  also  unter  diejenigen 
rechnen,  die  nur  rein  theoretisch  für  die  internationale  Organi- 
sation eingetreten  sind.  — 

Unter  letzteren  aber  muß  zunächst  ein  anderer  genannt 
werden,  von  dessen  Projekt,  soweit  ich  sehe,  das  Völkerrecht 
bisher  auch  noch  keine  Notiz  genommen  hat,  nämlich  der  be- 
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kannte  kalabresische  Mönch  Campanella  (geboren  1568,  gestorben 
im  Dominikanerkloster  Saint  Jakob  zu  Paris  1639).  Dieser  hoch- 
interessante Geist,  den  Leibniz  seinen  größten  Vorgänger  ge- 
nannt hat,  ist  nicht  nur  zeitlich  mit  seinen  Ideen  über  eine  inter- 
nationale Organisation  früher  hervorgetreten  wie  Sully,  sondern 
dementsprechend  ist  sein  Denken  auch  viel  weniger  modern  wie 
das  des  französischen  Staatsmannes.  Während  jener  eine  christ- 
liche Republik  anstrebt,  hängt  Campanella  noch  der  Idee  der 
Universalmonarchie  an. 

Ähnlich  wie  Plato  hat  Campanella  seine  Ideen  über  den 
Staat  in  zwei  Werken  niedergelegt.  Während  er  in  der  „Civitas 
solis"  in  der  kühnsten  Weise  eine  Utopie  zeichnet,  die  sich  teils 
an  Plato,  teils  an  Morus  anlehnt,  entwickelt  er  in  der  „Monarchia 
Hispanica"  die  Pläne,  die  er  in  der  wirklichen  Welt  realisiert 
sehen  möchte.  Wie  gesagt,  schwebt  ihm  tatsächlich  noch  eine 
Weltmonarchie  vor,  die  von  den  spanischen  Waffen  gegründet, 
dann  aber  von  dem  Papst  beherrscht  werden  soll.  Alle  Völker 
sollen  mit  List  oder  Gewalt  unter  ihr  vereinigt  und  damit  ein 
glücklicher  Zustand  allgemeiner  Eintracht  und  ewigen  Friedens 
geschaffen  werden.  Die  Oberherrschaft  des  Papstes  wird  fol- 
gendermaßen gerechtfertigt.  Die  Religion  beherrsche  den  Men- 
schen am  meisten,  darum  sei  der  geistliche  Fürst  immer  der 
mächtigste,  und  wenn  er  nicht,  wie  es  eigentlich  naturgemäß 
sei,  die  weltliche  Gewalt  selbst  in  Händen  habe,  so  müsse  sich 
ihm  doch  alle  weltliche  Gewalt  unterordnen.  Denn  ihm  ist  nach 
der  göttlichen  Ordnung  das  geistliche  wie  das  weltliche  Schwert 
übertragen.  Schon  bisher  ist  die  Welt  nur  dadurch  leidlich  im 
Frieden  erhalten  und  vor  allgemeiner  Zerrüttung  bewahrt  worden, 
daß  wenigstens  in  beschränktem  Gebiet  der  Papst  geistliche  und 
weltliche  Herrschaft  vereinigte;  das  goldene  Zeitalter  wird 
kommen,  wenn  der  Papst  alles  in  allem  ist.  Dazu  hat  Gott  den 
Spaniern  die  Neue  Welt  und  ihre  Schätze  geschenkt,  daß  sie  die 
Ketzer  ausrotten  und  die  Türken  verjagen,  dann  aber  sich  dem 
Papste  unterwerfen,  der  aus  allen  Völkern  Europas  ein  Ganzes 
machen,  alle  Unterschiede  der  Nationalität  ausgleichen  und  so 
den  reinen  Sieg  des  Geistes  darstellen  wird.  Dann  hören  alle 
Übel  auf,  aller  Streit  und  Krieg,  aller  Mangel  und  alle  Not. 
Durch  den  Weltverkehr  wird  die  allgemeine  Gütergemeinschaft 
hergestellt  und  damit  überall  Glück  und  Zufriedenheit  begründet. 
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Das  Ziel  aller  Gesetze  und  Verordnungen  in  dem  päpstlichen 
Weltstaat  soll  die  Gleichheit  aller  und  die  Herrschaft  der  Ver- 
ständigsten sein.  Durch  connubium  der  verschiedenen  Nationen 
untereinander  sollen  die  nationalen  Gegensätze  ausgeglichen  und 
ein  vollkommenes  Geschlecht  erzeugt  werden.  Der  Weltstaat  soll 
dann  überall  und  vornehmlich  in  Deutschland  die  Ketzereien  aus- 
rotten. Dazu  soll  nicht  nur  unter  den  deutschen  Reichsfürsten 
und  Städten  Zwietracht  gesät,  sondern  vornehmlich  die  Quelle 
der  Ketzerei  verstopft  werden.  Und  diese  liegt  nach  Campanellas 
Meinung  vornehmlich  in  den  humanistischen  Studien.  Weder 
Griechisch  noch  Hebräisch  soll  mehr  in  Deutschland  gelehrt 
werden,  sondern  ausschließlich  mit  Mathematik  und  Naturwissen- 
schaften sollen  die  deutschen  Geister  beschäftigt  werden.  Die 
talentvollsten  und  daher  gefährlichsten  sollen  in  die  Neue  Welt 
geschickt  werden,  um  das  südliche  Kreuz  zu  beobachten  und 
die   dortigen  Naturerscheinungen  zu  erforschen!   — 

Wie  diese  kleinen  Proben  aus  den  Ideengängen  Campanellas 
beweisen,  ist  das  Ganze  nicht  ohne  Interesse.  Wir  sehen,  wie 
wirkungslos  die  Reformation  gegenüber  den  theoretischen  An- 
sprüchen der  Kurialisten  geblieben  ist.  Campanella  fordert  genau 
denselben  päpstlichen  Weltstaat  wie  Thomas  von  Aquin  und 
die  ehrgeizigsten  Päpste  des  Mittelalters.  Wir  sehen  weiter,  wie 
eng  mit  den  Idealen  Roms  in  bezug  auf  die  weltbeherrschende 
Stellung  des  Papsttums  der  romanische  Staatsgedanke  der  größt- 
möglichen Zentralisation  und  Vereinheitlichung  verknüpft  ist. 
Die  Unterschiede  zwischen  den  Nationen  werden  nicht  wie  bei 
Dante  als  etwas  Gegebenes  und  auch  in  der  Universalmonarchie 
zu  Berücksichtigendes  angesehen,  sondern  sie  sollen  durch 
Wechselheiraten  ganz  beseitigt  werden.  So  utopisch  alles  das 
ist,  wir  können  doch  auch  hier  einen  gewissen  Zusammenhang 
wenigstens  von  Campanellas  Grundtendenzen  und  den  politischen 
Ereignissen  jener  Zeit  feststellen.  Denn  es  ist  sicher  in  hohem 
Maße  bedeutsam,  daß  dieser  durch  das  Haus  Habsburg  zu  ver- 
wirklichende Weltstaat,  der  in  erster  Linie  die  Ketzerei  vornehm- 
lich in  Deutschland  ausrotten  soll,  uns  von  Campanella  an- 
gepriesen wird  gerade  wenig  Jahre  vor  Ausbruch  jenes  dreißig- 
jährigen Kampfes,  den  der  deutsche  Protestantismus  um  seine 
Existenz  führen  mußte.  In  Campanellas  Organisationsideen  sind 
wohl  die  letzten  Ziele  der  Gegenreformation  offen  ausgesprochen. 
In  eine  gewisse  Parallele  mit  Campanella  läßt  sich  noch  jener 
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schreibselige  Ernst  von  Hessen-Rheinfels  bringen,  der  etwa  ein 
halbes  Jahrhundert  später  ein  anonymes,  nur  in  48  Exemplaren 
gedrucktes  Buch:  „Der  so  wahrhafte,  als  ganz  aufrichtig-  und 
diskret  gesinnte  Katholische",  erscheinen  ließ.  Auch  dieser 
deutsche  Fürst  war  ein  bedeutender  Mensch,  sonst  hätte  nicht 
derselbe  Leibniz,  der  Campanella  so  hoch  einschätzte,  durch 
13  Jahre  einen  ausführlichen  Briefwechsel  mit  ihm  gehabt. 

Ernst  IL  von  Hessen-Rheinfels  ist  nun  zwar  nicht  mehr 
Anhänger  der  göttlichen  Universalmonarchie,  im  Gegenteil,  er 
hat,  meines  Wissens  zuerst,  sogar  schon  die  Säkularisation  der 
geistlichen  Staaten  vorgeschlagen.  Aber  auch  Ernst  II.  steht  auf 
dem  Boden  der  Gegenreformation,  er  verlangt  Rückkehr  aller  Für- 
sten und  Völker  zur  katholischen  Kirche,  dann  soll  ein  inter- 
nationales Fürstentribunal  gebildet  werden,  in  dem  der  Papst 
den  Vorsitz  führt.  — 

Insofern  Ernst  II.  bei  seinen  Organisationsideen  wenigstens 
von  dem  Nebeneinander  gleichberechtigter  Staaten  ausgeht,  leitet 
er  über  zur  Gruppe  derjenigen  Autoren,  die  sich  wie  einst  schon 
Dubois  und  Podebrad  die  Organisation  Europas  in  republika- 
nischer Form  denken.  Unter  ihnen  ist  nun  SuUy  wohl  der  be- 
deutendste, wenn  auch  keineswegs,  wie  Bluntschli  meint,  der 
erste.  Der  Gedanke  Podebrads,  Europa  gegen  die  Türken  zu 
organisieren  und  ilmi  ein  ständiges  Organ  in  einer  Art  Bundesrat 
zu  schaffen,  taucht  schon  vor  Sully  immer  wieder  auf.  In  einem 
zu  Sullys  Zeit  viel  gelesenen  Buche:  „Discours  politiqnes  et 
militaires"  von  De  La  Noue,  ist  auch  eine  dauernde  Verbindung 
aller  christlichen  Staaten  gegen  die  Türkei  vorgeschlagen,  alle 
gemeinsamen  Angelegenheiten  sollen  durch  eine  große  Versamm- 
lung an  einem  bestimmten  Ort  geordnet,  alle  Streitigkeiten  durch 
dieselbe  geschlichtet  werden.  Ein  anderer  interessanter  Vertreter 
des  Gedankens  einer  republikanischen  Organisation  der  Staaten 
innerhalb  Europas  ist  der  erste  Vorkämpfer  für  den  Freihandel 
Emeric  Cruce,  der  1623  das  Buch  erscheinen  läßt:  „Le  nouveau 
Cynee  ou  discours  d'Estat  representant  les  occasions  et  moyens 
d'establir  une  paix  gencralle  et  la  liberte  de  commerce  par  tout 
le  monde".  Als  Ort  des  internationalen  Bundesrats  schlägt  er 
Venedig  vor,  durch  das  Urteil  dieser  Versammlung  sollen  alle 
künftigen  Streitigkeiten  ausgetragen  werden.  Unter  die  franzö- 
sischen Vorläufer  Sullys  aus  dieser  Periode  ist  weiterhin  Frank- 
reichs Botschafter  in  der  Türkei,  Fran^ois  Savary  de  Breves,  zu 
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rechnen,  der  in  seinem  Bericht  über  die  Lage  des  Tiirkenreiches 
die  unglaubliche  Schwäche  des  Feindes  gegenüber  der  Macht 
einer  geeinten  Christenheit  darlegt  und  eine  Bundesversamm- 
lung fordert.  Wenn  jene  anderen  Autoren  gegenüber  Sully  so 
ganz  in  Vergessenheit  geraten  konnten,  so  liegt  das  offenbar  vor- 
nehmlich auch  an  dem  besonderen  Geschick,  mit  dem  Sully  seinen 
Ideen  dadurch  einen  besonderen  Glanz  zu  verleihen  wußte,  daß 
er  sie  dem  viel  geliebten  König  Heinrich  IV.  unterschob,  der 
nur  durch  seinen  jähen  Tod  von  der  unmittelbaren  Verwirk- 
hchung  des  grand  dessin  abgehalten  sei. 

Andererseits  ist  freilich  Sullys  Projekt  auch  wohldurchdacht. 
Es  soll  eine  dauernde  Verbindung  und  Gemeinschaft  Europas 
dargestellt  werden,  ohne  daß  die  Souveränität  der  Einzelstaaten 
eine  Einbuße  erleidet.  Innerhalb  des  Staatenbundes  soll  ein  rela- 
tives Gleichgewicht  von  einzelnen  Staatengruppen  hergestellt 
werden,  von  denen  die  eine  aus  den  fünf  Erbmonarchien  Frank- 
reich, Spanien,  Großbritannien,  Schweden  und  der  Lombardei, 
die  andern  aus  sechs  Wahlmonarchien,  nämlich  der  päpstlichen, 
kaiserlichen,  ungarischen,  böhmischen,  polnischen  und  dänischen, 
die  dritte  und  letzte  aus  vier  Republiken  besteht.  Von  diesen 
Republiken  sind  wieder  zwei  aristokratische,  nämlich  Venedig 
einerseits  und  die  italischen  Städte  Florenz,  Genua,  Lucca,  Mantua, 
Parma,  Modena,  Monako  andererseits,  und  zwei  demokratische, 
nämlich  die  Niederlande  und  die  Schweiz.  Im  ganzen  besteht 
die  christliche  Republik  so  aus  15  Staaten.  Während  für  Ruß- 
land eine  sechzehnte  Stelle  offengehalten  ist,  wird  die  Türkei 
überhaupt  nicht  zugezogen,  ja  die  Vertreibung  der  Türken  aus 
Europa  soll  auch  nach  der  Idee  Sullys  die  Hauptaufgabe  der 
christlichen  Republik  bilden.  Diese  soll  aber  nicht  nur  die  tür- 
kischen Heiden  vom  Boden  Europas  verdrängen,  sondern  in  allen 
andern  Erdteilen  auch  gemeinsame  Kolonisationsarbeit  leisten. 

Zwistigkeiten  zwischen  den  verschiedenen  Staaten  und  auch 
zwischen  den  Fürsten  und  ihren  Ständen  sollen  zur  Vermeidung 
von  Staaten-  und  Bürgerkriegen  durch  Vermittlung  oder  Ent- 
scheidung der  übrigen  Staaten  ausgeglichen  werden.  Zu  diesem 
Zweck  wird  ein  conseil  general  der  europäischen  Republik  kon- 
stituiert, zu  dem  jede  der  15  Mächte  vier  Delegierte  schickt. 
Diese  Bevollmächtigten,  Senatoren  genannt,  sollen  etwa  in  Metz, 
Nancy   oder   Köln   regelmäßig   ihre   Sitzungen  halten   und   dort 
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über  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  Europas  beschließen. 
Dabei  haben  sie  aber  nur  die  Stellung  der  Bundesratsbevoll- 
mächtigten des  heutigen  Deutschen  Reiches.  Sie  sind  abhängig 
von  ihren  Instruktionen  und  können  jederzeit  abberufen  werden. 

An  Sullys  Projekt  knüpft  dann  der  berühmte  Abt  Saint  Pierre 
an.  Das  Ringen  um  die  politische  Vorherrschaft  in  ganz  Europa 
zwischen  dem  Hause  Habsburg  und  den  Bourbonen,  mehr  noch 
der  Gegensatz  zwischen  den  Konfessionen,  hatte  das  Projekt 
Sullys  ja  unausführbar  gemacht,  und  die  folgenden  Generationen 
hatten  dann  das  furchtbare  Schauspiel  des  Dreißigjährigen  Kriegs 
gesehen,  der  ohne  die  völlige  Desorganisation  Europas  undenkbar  ge- 
wesen wäre.  Hie  und  da  taucht  deshalb  der  Gedanke  Sullys,  Europa 
zu  organisieren,  wieder  auf.  Von  Emeric  Cruce  haben  wir  schon 
gesprochen,  ebenso  von  Ernst  von  Hessen-Rheinfels.  Dazwischen 
liegt  noch  das  Friedensprojekt  eines  gewissen  Neumeyer  zu  Jena, 
1624  unter  dem  Titel:  „Von  den  Friedensverhandlungen"  er- 
schienen. 1677  ließ  Spinoza  seine  Stimme  gegen  den  Krieg  er- 
tönen, und  1693  veröffentlichte  der  Quäker  William  Penn  seinen 
berühmten  „Essay  on  the  present  and  future  peace  of  Europe". 
Weit  mehr  Aufsehen  aber  machte  das  unter  dem  Eindruck  der 
Verwüstungen  des  spanischen  Erbfolgekrieges  geschriebene  be- 
rühmte Buch  des  vorerwähnten  Abts  Irene  Castel  Saint  Pierre. 
Wie  schon  gesagt,  weiß  er  geschickt  an  Sully  und  Heinrich  IV. 
anzuknüpfen.  Er  hatte  nämlich  als  Almonesier  der  Herzogin 
von  Orleans  Beziehungen  zum  Hofe  und  erzählt,  daß  er  die 
Denkwürdigkeiten  Heinrichs  IV.  mit  den  fraglichen  Ideen,  zu- 
fällig im  Garten  grabend,  in  einem  Bleikasten  verborgen  auf- 
gefunden hätte.  Da  aber,  wie  wir  früher  hörten,  Heinrich  IV. 
selbst  das  fragliche  Projekt  nur  untergeschoben  ist,  handelt  es 
sich  hier  offenbar  um  eine  Unwahrheit  des  frommen  Abtes,  nur 
dazu  bestimmt,  seiner  menschenfreundlichen  Arbeit  einen  er- 
höhten Glanz  zu  geben.  War  doch  Heinrich  IV.  noch  im  18.  Jahr- 
hundert eine  so  populäre  Figur  in  Frankreich,  daß  Voltaire  seine 
epische   Verherrlichung   in  der  Henriade   übernahm. 

Was  nun  den  Inhalt  des  Organisationsprojekts  von  Irene 
Castel  Saint  Pierre  angeht,  so  macht  zu  seiner  allgemeinen  Cha- 
rakterisierung Holtzendorff  nicht  ungeschickt  darauf  aufmerk- 
sam, daß  wir  hier  ein  Erzeugnis  jenes  edlen  französischen  Hu- 
manismus vor  uns  haben,  wie  ihn  Fenelon  vertrat.  Im  einzelnen 
will  auch  Saint  Pierre  einen  europäischen   Bundesrat  und  ein 
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ständiges  Schiedsgericht.  Durch  diese  Organe  sollen  aber  nicht 
nur  die  völkerrechtlichen  Differenzen  ausgeglichen  werden,  son- 
dern auch,  wie  nach  den  Ideen  Sullys,  särntUche  Verfassungs- 
streitigkeiten, die  den  Innern  Frieden  bedrohen.  Mitglieder  des 
Bundes  sollen  nach  dem  ersten  Artikel  der  Verfassung  die  24  christ- 
lichen Staaten  Europas  sein.  Der  Reichsverband  als  solcher 
ist  überhaupt  nicht  mehr  berücksichtigt.  Eigentümlicherweise  soll 
der  Bund,  statt,  wie  nach  Sullys  Ideen,  aggressiv  gegen  den  Islam 
vorzugehen,  wenn  möglich  mit  den  mohammedanischen  Fürsten 
ein  dauerndes  Offensiv-  und  Defensivbündnis  herbeiführen.  In 
dem  Friedensbunde  garantieren  sich  die  Staaten  gegenseitig  ihre 
Territorialrechte.  Der  ständige  Senat  oder  Kongreß  soll  in  einer 
freien  Stadt  versammelt  sein.  Nach  Art.  9  des  Projektes  führt 
kein  Staat  mehr  wie  eine  Stimme.  Nach  Art.  2  soll  sich  der  Bund 
nur  dann  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Mitgliedstaaten 
mischen,  wenn  es  gilt,  die  Verfassungsform  aufrecht  zu  erhalten 
und  Aufständische  niederzuwerfen,  die  mit  Todesstrafe  und  Ver- 
mögenseinziehung zu  belegen  sind.  Nach  Art.  3  sollen  auch  die 
Rechte  minderjähriger  Fürsten  während  der  Regentschaften  durch 
den  Bund  gesichert  werden.  Art.  4  will  in  Europa  für  die  Zu- 
kunft alle  Gebietsveränderungen  ausschließen;  nicht  nur  solche 
durch  Eroberungen,  sondern  auch  durch  Schenkungen,  freiwillige 
Abtretungen,  Herrscherwahl  und  Erbschaft  innerhalb  der  beteilig- 
ten Dynastien.  Aus  derselben  Tendenz,  dadurch  das  europäische 
Gleichgewicht  aufrecht  zu  erhalten,  ist  auch  der  Art.  5  geboren, 
nach  welchem  kein  Fürst  gleichzeitig  zwei  Staaten  beherrschen 
soll.  Wie  Frankreich  unter  den  24  christlichen  Staaten  bei  der 
Unterzeichnung  der  Vertrags  Urkunde  den  ersten  Platz  einnehmen 
soll,  so  ist  zu  seinen  Gunsten  aber  auch  in  Art.  6  festgesetzt,  daß 
die  spanische  Krone  für  immer  dem  Hause  Bourbon  verbleiben 
soll.  Art.  7  bestimmt,  daß  die  Bundesvertretung  für  den  Abschluß 
von  Handelsverträgen  zwischen  allen  beteiligten  Staaten  oder  ein- 
zelnen von  ihnen  sorgen  soll.  Außerdem  sollen  von  ihr  an  den 
Hauptverkehrsplätzen  Handelskammern  und  internationale  Han- 
delsgerichte für  Streitigkeiten  über  Objekte  von  mehr  als  10000 
Franks  eingesetzt  werden.  Auch  zur  Ausrottung  von  gemeingefähr- 
lichen Gaunern,  Dieben  und  Seeräubern  mit  gemeinsamen  Mitteln 
und  auf  gemeinsame  Kosten  soll  der  ständige  Bundesrat  kom- 
petent sein.  Art.  8  sieht  die  Beilegung  von  Staatsstreitigkeiten 
durch  Schiedsgericht  vor.    Die  Waffen  sollen  nur  noch  zu  einer 
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Art  Bundesexekution  ergriffen  werden  gegen  denjenigen,  der  als 
Feind  der  europäischen  Gesellschaft  geächtet  worden  ist.  Dieser 
Bundesexekution  sollen  aber  schon  alle  diejenigen  unterworfen 
werden,  die  sich  weigern,  dem  Bunde  beizutreten,  vorausgesetzt, 
daß  derselbe  14  Mitglieder  gewonnen  hat.  Die  Widerstrebenden 
sollen  so  gezwungen  werden  beizutreten,  oder  sie  sollen  ab- 
gesetzt werden.  Nach  Art.  10  —  Art.  9  gibt  jedem  Bundesstaate 
eine  Stimme  —  sollen  die  Kosten  des  Bundes  gedeckt  werden 
durch  Matrikularbeiträge,  die  von  den  einzelnen  Ländern  im  Ver- 
hältnis zu  den  Staatseinkünften  aufgebracht  werden.  Nur  der 
Großtürke  soll,  wenn  es  gelingt,  auch  ihn  in  die  Organisation 
hereinzuziehen,  für  die  Ehre  der  Mitgliedschaft  mehr  bezahlen 
wie  die  christlichen  Fürsten.  Der  Autor  hat  die  Matrikular- 
beiträge schon  ausgerechnet :  Frankreich  soll  jährlich  3  Millionen 
Franks,  die  Türkei  deren  41/2  zahlen.  Art.  11  und  12  regeln 
die  Abstimmung  in  dem  internationalen  Kongreß.  Regelmäßig 
soll  hier  eine  Dreiviertelmehrheit  vorhanden  sein.  Aber  dazu 
kommt  die  etwas  vage  Bestimmung,  daß  in  schleunigen  Fällen 
und  bei  plötzlich  ausbrechendem  Aufruhr  schon  einfache  Stimmen- 
mehrheit genügt,  um  mit  sofortiger  Exekution  zu  beginnen.  End- 
lich können  auch  die  Grundartikel  selbst  mit  Stimmenmehrheit 
abgeändert  werden.  Wir  sehen  davon  ab,  die  Ideengänge  des 
Autors  wiederzugeben,  mit  denen  der  Abbe  selbst  die  Gegen- 
gründe gegen  sein  Projekt  vorbringt  und  der  Reihe  nach  abtut; 
wir  müssen  es  uns  hier  leid.er  auch  versagen,  darzulegen,  welche 
Beurteilung  das  Buch  im  einzelnen  bei  den  bedeutendsten 
Geistern  seines  Jahrhunderts,  insbesondere  von  Leibniz,  Fried- 
rich II.  und  Rousseau,  gefunden.  Aber  mit  wenig  Worten  sei 
noch  das  Projekt  selbst  gewürdigt.  Daß  der  Autor  das  deutsche 
Kaisertum  völlig  ignoriert,  kann  uns  eigentlich  nicht  verwundern. 
Einmal  ist  er  Franzose,  und  dann  schreibt  er  zu  einer  Zeit, 
wo  die  alte  Firma  des  heiligen  römischen  Reiches  auf  dem  Wege 
des  Westfälischen  Friedens,  der  den  Einzelstaaten  völkerrecht- 
liche Persönlichkeit  gab,  ihre  Liquidation  schon  mehr  oder 
weniger  vollzogen  hatte.  Interessant  ist  es  dagegen,  an  dem 
Projekt  des  Autors  festzustellen,  wie  sehr  die  neu  aufkommenden 
Ideen  der  Toleranz  eine  internationale  Organisation  auf  dem 
Fuße  der  Gleichberechtigung  aller  Staaten  und  mit  Ausschaltung 
der  besonderen  Ansprüche  des  Papsttums  erleichtert  haben.  Trotz 
seiner  geistlichen  Stellung  folgt  der  Verfasser  nicht  Campanella, 
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der,  wie  wir  oben  hörten,  die  Weltmonarchie  des  Papstes  her- 
stellen wollte,  auch  nicht  dem  Landgrafen  von  Hessen-Rheinfels, 
der  zunächst  Rückkehr  aller  Fürsten  zur  katholischen  Kirche 
verlangte,  sondern  er  befürwortet  wie  Sully  einen  dauernden 
Friedenszustand  mit  den  Protestanten.  Insofern  spüren  wir  wirk- 
lich bei  Saint  Pierre  wie  bei  Sully  eine  Verwandtschaft  mit  den 
versöhnlichen  Ideen  Heinrichs  IV.,  auf  den  beide  ihr  Projekt 
zurückführten.  Ja,  wie  wir  oben  schon  gesagt  haben,  geht  Saint 
Pierre  in  der  Toleranz  noch  viel  weiter  wie  Sully,  indem  er  auch 
den  Großtürken  in  seine  Organisation  einbeziehen  will.  Es  ent- 
spricht das  ganz  der  hervorragend  duldsamen  Gesinnung,  die 
uns  von  dem  Autor  noch  sonst  verbürgt  ist.  Hat  er  doch  z.  B, 
verlangt,  daß  im  Interesse  des  religiösen  Friedens  die  öffentliche 
Diskussion  religiöser  Fragen  von  Staats  wegen  verboten  werden 
sollte.  Das  ist  von  einem  katholischen  Priester  in  einem  katho- 
lischen Staat,  der  sogar  das  Edikt  von  Nantes  wieder  aufgehoben 
hatte,  ebenso  erstaunlich,  wie  die  Tatsache,  daß  Saint  Pierre 
dem  Papst  als  weltlichem  Herrn  des  Kirchenstaats  unter  den 
christlichen  Fürsten  die  sechzehnte  Stelle  gibt,  während  noch 
heute  in  der  Diplomatie  bei  den  katholischen  Mächten  der  Nuntius 
des  Papstes  unter  allen  Diplomaten  den  Vorrang  hat.  Ein  Grund- 
fehler des  Projektes  liegt  aber  fraglos  in  seiner  Tendenz,  unter 
allen  Umständen  auch  im  Innern  der  einzelnen  Staaten  die  zu- 
fällig bestehende  Ordnung  aufrechterhalten  zu  wollen.  Die  Ver- 
fassungsform der  einzelnen  Suiaten  soll  nötigenfalls  von  Bundes 
wegen  mit  Gewalt  geschützt  werden.  So  hätte  die  Durchführung 
des  Projektes  die  innere  Freiheit  erstickt.  Außerdem  macht  Saint 
Pierre  den  Fehler,  daß  er  nur  an  die  absoluten  Souveräne  und 
nicht  an  die  Völker  denkt.  Gerade  sein  Zeitalter  der  Kabinetts- 
kriege hätte  ihn  zu  der  Einsicht  führen  müssen,  daß  zunächst 
einmal  als  Vorbedingung  des  Friedens  der  fürstlichen  Allmacht 
im  Innern  der  Staaten  ein  Zaum  hätte  angelegt  werden  müssen. 
Mit  Recht  belächelt  deshalb  Rousseau  das  kindliche  Vertrauen 
des  Verfassers,  daß  „die  Fürsten,  denen  die  Erweiterung  ihrer 
Macht  und  Herrschaft  nach  außen  und  im  Innern  als  das  höchste 
Interesse  erschiene",  sich  freiwillig  durch  ein  internationales  Tri- 
bunal sollten  beschränken  lassen.  Trotz  dieser  offenbaren 
Schwäche  verdient  das  Projekt  und  sein  Autor  aber  nicht  den 
Spott,  den  ihm  z.  B.  Voltaire  in  einem  Epigramm  auf  das  Bildnis 
des  Autors  entgegengebracht  hat: 
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„Zum  Glücke  sehn  wir  nur  ein  stummes 
Porträt  deg  Abta  in  diesem  Saal, 
Denn  hätten  wir  das  Or'ginal 
Da  hörten  wir  gewiß  was  dummes." 

Gerade  in  jenem  Zeitalter  der  Kabinettskriege  war  es  ein  großes 
Verdienst,  wenn  öffentlich  darauf  hingewiesen  wurde,  daß  das 
Kulturinteresse  den  Frieden  fordere,  und  daß  auch  der  siegreiche 
Staat  schließlich  von  der  Kriegführung  mehr  Schaden  wie  Nutzen 
habe.  In  dieser  Überzeugung  hat  der  Abbe  Saint  Pierre  mutvoll 
die  Zeitgenossen  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Politik 
Ludwigs  XIV.  zum  Verfall  der  Staatsmacht  und  zum  Verderben 
seiner  Untertanen  ausgeschlagen  sei,  weshalb  ihm  der  Name 
des  Großen  nicht  zukommen  könne,  eine  Kühnheit,  die  dem  Autor 
seinen  Sitz  unter  den  Unsterblichen  der  Akademie  gekostet  hat. 
Holtzendorff  meint,  es  sei  zweifelhaft,  ob  das  Werk  von 
Saint  Pierre  irgendwo  ernsthaft  von  Staatsmännern  in  Erwägung 
gezogen  sei.  Das  können  wir  aber  doch  mit  ziemlicher  Sicherheit 
nachweisen.  Schon  1869  hat  Droysen  auf  eine  Denkschrift 
hingewiesen,  die  1735  von  der  heiligen  Kongregation  der  Kar- 
dinäle zu  Rom  an  den  kaiserlichen  Hof  überreicht  worden  ist. 
Sie  empfiehlt  eine  innige  Verbindung  zwischen  Frankreich  und 
dem  Kaiser,  Vereinigung  aller  katholischen  Mächte  zu  einer 
heiligen  Allianz,  um  endlich  den  Ketzern  und  den  Ungläubigen 
ein  Ende  zu  machen,  ein  Projekt  voll  der  kühnsten  und  radikal- 
sten Ideen.  Dieser  Plan  weicht  ja  nun  freilich  in  seinen  gegen- 
reformatorischen  Velleitäten  von  den  Plänen  Saint  Pierres  ab; 
immerhin  scheint  es  aber,  als  ob  das  Kardinalskollegium  hier 
die  anscheinend  aussichtsreiche  Zeitidee  des  französischen  Geist- 
lichen nach  seinen  Tendenzen  hätte  umbilden  und  ausschlachten 
wollen.  Das  Aktenstück  ist  aus  Wien  an  den  Berliner  Hof  ge- 
kommen, Friedrich  Wilhelm  I.  hat  darüber  mit  seinem  Staats- 
mann V.  Manteuffel  konferiert,  und  Manteuffel  schreibt  an  Brühl, 
er  habe  den  König  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  hier  ein 
gewisser  Zusammenhang  mit  dem  Buche  des  Abbe  Saint  Pierre 
vorliege.  Dasselbe  gilt  nun  wohl  erst  recht  von  einem  in  dem- 
selben Jahre  hervorgetretenen  Projekt  des  Kardinals  Alberoni. 
Er  will  die  europäische  Christenheit  organisieren,  um  sie  dann 
einen  Kampf  gegen  die  Türken  führen  zu  lassen.  Der  Kardinal 
bezeichnet  sein  Projekt  wohl  nicht  ohne  Seitenblick  auf  Saint 
Pierres  Berufung  auf  Heinrich  IV.  als  das  System  Kaiser  Karls  V. 
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Im  folgenden  Jahre  1736  veröffentlichte  der  Kardinal  Alberoni 
ein  zweites  Projekt:  „Vorschlag,  das  türkische  Reich  unter  der 
christlichen  Potentaten  Botmäßigkeit  zu  bringen".  Er  empfiehlt 
die  Eroberung  der  Türkei,  Teilung  derselben  unter  die  christ- 
lichen Mächte.  Preußen  soll,  weil  es  allezeit  die  eifrigsten  Proben 
seiner  Neigung  für  das  gemeine  Beste  darlegt,  die  fruchtbare 
Insel  Negroponte  erhalten.  Der  erste  Schritt  wird  die  Beiufung 
eines  europäischen  Kongresses  nach  Regensburg  sein,  der  den 
Kriegsplan,  die  Verteilung  der  Eroberung  usw.  feststellt.  Dieser 
Kongreß  wird  als  immerwährender  europäischer  Reichstag  ver- 
sammelt bleiben,  er  wird  alle  Streitigkeiten  zwischen  den  euro- 
päischen Staaten  über  Religion,  Erbfolge,  Prätensionen  usw.  nach 
Stimmenmehrheit  entscheiden,  und  wenn  sich  ein  Staat  nicht 
innerhalb  von  sechs  Monaten  fügt,  wird  dieser  Reichstag  mit 
europäischer  Exekution  gegen  ihn  verfahren,  zu  der  die  Staaten 
nach  dem  Maß  der  für  den  Türkenkrieg  bestimmten  Matrikel 
mitwirken.  Es  ist  sehr  interessant,  wie  hier  der  schon  beinahe 
300  Jahre  alte  Gedanke,  den  zuerst  Podebrad  vertreten,  eine 
europäische  Organisation  zu  schaffen,  um  gemeinsam  gegen  die 
Türken  zu  Felde  zu  ziehen,  noch  einmal  wieder  auftaucht.  Der 
äußere  Grund  dafür  lag  wohl  in  den  Zeitumständen.  Es  war 
Österreich  gelungen,  wenn  auch  nur  gegen  große  Opfer,  die  An- 
erkennung der  pragmatischen  Sanktion  durch  Frankreich  zu  er- 
halten. Der  Gegensatz  zwischen  dem  Hause  Habsburg  und  dem 
Hause  Bourbon,  der  jahrhundertelang  die  europäische  Politik 
beherrscht  hatte,  war  damit  für  einige  Zeit  überbrückt,  auch 
Rußland  stand  mit  den  beiden  andern  Mächten  im  völligen  Ein- 
vernehmen, und  so  erschien  es  gar  nicht  so  absurd,  den  Ge- 
danken des  Abbe  Saint  Pierre  auf  Herstellung  eines  General- 
friedens durch  eine  internationale  Organisation  zu  verwirklichen. 
Es  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  die  naturrechtliche 
Wissenschaft  des  18.  Jahrhunderts  den  weltstaatlichen  Tendenzen 
der  Pazifisten  jener  Zeit  weit  entgegenkam.  Das  gilt  namentlich 
für  den  bedeutendsten  Völkerrechtsjuristen  des  18.  Jahrhunderts, 
für  Christian  Wolff.  Es  ist  ja  das  Charakteristikum  des  Natur- 
rechts, daß  man  den  Mut  hatte,  sich  seines  Verstandes  zu  be- 
dienen und  an  die  Dinge  einen  rationellen  Maßstab  zu  legen. 
Und  so  ist  in  jenem  Zeitalter  der  Kabinettskriege  für  Wolff 
die  internationale  Organisation  etwas  so  Selbstverständliches,  daß 
er  sogar  den  häufigen  Fehler  naturrechtlicher  Jurisprudenz  macht 
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und  das,  was  aus  verständigen  Gründen  von  der  zukünftigen 
Rechtsbildung  angestrebt  werden  mußte,  schon  als  geltendes  Recht 
anspricht.  Für  ihn  ist  die  internationale  Organisation,  weil  sie 
durch  die  Natur  der  Dinge  gefordert,  auch  einfach  schon  vor- 
handen. Und  zwar  in  folgender  Weise.  Schon  Suarez,  bekannt- 
lich einer  der  bedeutendsten  Vorläufer  des  Grotius,  hatte  als 
Fundament  des  Völkerrechts  den  Gedanken  der  Völkergemein- 
schaft vertreten,  diesen  Gedanken  hatte  dann  Grotius  aufge- 
nommen. Aber  während  bei  Grotius  überall  die  Lehre  zu  finden, 
daß  innerhalb  dieser  Gemeinschaft  die  einzelnen  Staaten  im  Zu- 
stand der  völligen  Unabhängigkeit  nebeneinander  stehen,  steigert 
Wolff  den  Gedanken  der  Gemeinschaft  bis  zum  Begriffe  eines 
Völkerstaates,  der  von  ihm  sogenannten  civitas  gentium  maxima. 
Diese  civitas  ist  republikanisch  organisiert,  sie  beruht  auf  dem 
Konsens  der  Mehrheit  und  hat  ein  imperium  gegen  die  einzelnen 
Völker.  Ein  solcher  Völkerstaat  ist  nun  freilich,  trotz  des  Ein- 
flusses und  der  Verbreitung  von  Wolffs  völkerrechtlichen  Ar- 
beiten, damals  in  der  Wirklichkeit  nicht  erreicht  worden;  aber 
es  mußte  für  das  ganze  Denken  des  Zeitalters  der  Aufklärung 
von  der  größten  Bedeutung  sein,  daß  auch  Kant  sich  das  Problem 
des  Weltstaats  zu  eigen  machte.  Das  geschah  in  seinem  „Philo- 
sophischen  Entwurf  zum   ewigen   Frieden"   vom  Jahre   1795. 

Im  Gegensatz  zu  Saint  Pierre  betrachtet  Kant  den  ewigen 
Frieden  nicht  als  eine  Möglichkeit  für  die  damalige  Welt,  die 
von  den  Wirren  der  französischen  Revolutionskriege  erfüllt  war, 
aber  er  stellt  ihn  als  Ziel  hin,  dem  die  Menschheit  allmählich 
näher  kommen  müsse,  ja  er  bezeichnet  die  Erreichung  einer 
internationalen  Organisation  der  Kulturnationen  als  das  größte 
Problem  für  die  Menschengattung,  zu  dessen  Ausführung  uns 
die  Natur  zwinge.  Im  einzelnen  formuliert  er  bekanntlich  sechs 
Präliminar-  und  drei  Definitivartikel.  In  der  ersten  Kategorie 
von  Forderungen  verlangt  er  zunächst,  daß  kein  Friedensschluß 
mit  dem  geheimen  Vorbehalt  geschlossen  werden  dürfe,  wegen 
derselben  Angelegenheit  noch  einmal  das  Glück  der  Waffen  ver- 
suchen zu  wollen.  Im  zweiten  Präliminarartikel  folgt  Kant  Saint 
Pierre  in  der  Forderung,  daß  die  bestehende  Staatenwelt  künftig 
nicht  mehr  durch  Erbgang,  Tausch,  Kauf  oder  Schenkung  ver- 
ändert werden  sollte.  Hier  scheint  auch  Kant  von  der  Idee  des 
europäischen  Gleichgewichts  geleitet  zu  sein.  Drittens  verlangt 
er  allmähliche  Abrüstung  der  stehenden  Heere,  viertens  soll  kein 
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Staat  dulden,  daß  bei  ihm  Anleihen  aufgenommen  werden,  von 
denen  die  Kriegshändel  auswärtiger  Staaten  genährt  werden  sollen ; 
fünftens  stellt  Kant  schon  das  Prinzip  der  Nichtintervention 
auf  bezüglich  innerer  Angelegenheiten  anderer  Staaten,  während 
Saint  Pierre  hier  eventuell  die  internationale  Bundesgewalt  hatte 
einschreiten  lassen  wollen,  und  sechstens  endlich  verlangt  er, 
daß  ein  etwaiger  Krieg  doch  nur  mit  solchen  Mitteln  geführt 
werde,  daß  dabei  nicht  das  wechselseitige  Zutrauen  auf  den 
künftigen  Frieden  schwinden  dürfe. 

Man  wird  anerkennen  müssen,  daß  die  Mehrzahl  dieser  Prä- 
liminarartikel heute  in  weitem  Umfange  verwirklicht  sind.  Der 
Revanchekrieg  ist  in  der  Theorie  allseitig  verworfen  und  in  den 
letzten  Jahrzehnten  auch  nicht  mehr  praktisch  geworden.  Wesent- 
liche Veränderungen  des  europäischen  Staatensystems  durch  Erb- 
gang, Tausch,  Kauf  oder  Schenkung  erscheinen  heute  völlig  aus- 
geschlossen, der  Grundsatz  der  Nichtintervention  bezüglich  der 
inneren  Angelegenheiten  anderer  Staaten  ist  in  Theorie  und  Praxis 
gleichmäßig  anerkannt.  Eine  gewisse  Loyalität  bei  der  Krieg- 
führung durch  Ausschluß  von  Meuchelmördern,  Giftmischern,  An- 
erkennung der  Verbindlichkeit  von  Kapitulationen  usw.  ist  durch 
internationale  Abmachungen  und  das  allgemeine  Rechtsbewußt- 
sein gesichert.  Für  die  allmähliche  Beschränkung  der  stehenden 
Heere  kämpft  wenigstens  eine  internationale  Agitation,  und  selbst 
die  Regierung  des  Deutschen  Reiches  sieht  darin  neuerdings  „ein 
schwerwiegendes  Problem". 

Um  so  interessanter  sind  heute  für  uns  die  Definitivartikel, 
durch  die  Kant  die  internationale  Organisation  begründen  will, 
werm  den  Präliminarartikeln  Genüge  geschehen  ist.  Hier  ver- 
langt Kant  zunächst,  daß  die  bürgerliche  Verfassung  in  jedem 
Staate  republikanisch  sein  müsse.  Doch  versteht  er  unter  dem 
republikanischen  Staate  wohl  jede  Form  des  Rechtsstaates  mit 
einem  verfassungsmäßigen  Anteil  der  Bürger  an  der  Staatsgewalt, 
wenn  er  freilich  wahrscheinlich  auch  mehr  geneigt  gewesen  wäre, 
die  parlamentarische  Monarchie  als  solchen  Rechtsstaat  anzu- 
sehen, wie  die  konstitutionelle  des  deutschen  Staatsrechts.  Auch 
hier  begegnet  uns  wieder  ein  ganz  neuer,  ungemein  tiefsinniger 
und  fruchtbringender  Gedanke.  Während  alle  früheren  Pazifisten, 
zuletzt  namentlich  der  Abt  Saint  Pierre,  nur  die  Fürsten  mit- 
einander verknüpfen  wollten,  stellt  Kant  fest,  daß  der  inter- 
nationale  Friede   erst  gesichert  sein  kann,  wenn   eine  verant- 
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wortliche  Regierung  vorhanden  ist.  Welche  Gefahren  das  „persön- 
liche Regiment"  eines  Einzelnen  für  die  internationale  Ruhe  und 
Sicherheit  mit  sich  bringt,  ist  im  November  des  verflossenen 
Jahres  in  Parlament  und  Presse  eingehend  erörtert  worden.  Unter 
jener  Voraussetzung  soll  dann  ein  Bund  der  Rechtsstaaten  auf- 
gerichtet werden  und  darin  eine  allgemeine  Hospitalität  gelten. 
Mit  diesem  Begriff  will  Kant  einerseits  Jedermann  Sicherheit 
gewähren,  in  welchem  Land  er  sich  auch  befinde,  andererseits 
die  außereuropäischen  Länder  vor  dem  Ausbeutungs-  und  Koloni- 
sationssystem einzelner  europäischer  Mächte  schützen.  Die  Er- 
reichung des  großen  Zieles  erwartet  Kant  von  der  fortschreiten- 
den Entwicklung  der  Handelsinteressen. 

Wir  sehen,  Kant  selbst  dachte  im  letzten  Grunde  kosmo- 
politisch, und  in  ähnlichen  Gedankengängen  bewegen  sich  um 
die  Jahrhundertwende  seine  Zeitgenossen.  Selbst  der  Roman- 
tiker Schlegel  vertritt  um  1796  noch  einen  naturrechtlich- 
demokratischen  Kosmopolitismus  und  geht  mit  der  Forderung 
eines  eigentlichen  Völkerstaats  noch  über  den  von  Kant  an- 
gestrebten Föderalismus  hinaus.  Schlegel  meint:  „Die  Idee 
einer  Weltrepublik  hat  praktische  Gültigkeit  und  charakteristische 
Wichtigkeit."  Als  Kosmopoliten  zeigen  sich  um  jene  Zeit  auch 
noch  Fichte  und  Schelling,  Herder,  Traugott  Krug, 
Butterweck  und  der  Rechtsgelehrte  Zachariae,  vorzüglich 
auch  Carl  Christian  Friedrich  Krause.  Der  Kosmopolitis- 
mus von  Novalis  zeigt  schon  mehr  einen  religiös-kirchlichen 
Charakter.  Auch  Novalis  fordert  einen  Staat  der  Staaten,  meint 
aber,  nur  die  Hierarchie  und  Kirche  könne  ihn  stiften.  Die 
religiös-kirchliche  Färbung  seines  Kosmopolitismus  macht  No- 
valis geradezu  schon  zu  einem  Vorläufer  der  heiligen  Allianz. 
Das  Friedensbedürfnis  war  allen  Schriftstellern  der  Revolutions- 
zeit in  Deutschland  bitter  ernst.  Man  wollte  Krieg  überhaupt 
nicht  mehr,  namentlich  auch  Claudius  stieß  in  dieses  Hörn, 
Den  klassischen  Ausdruck  dafür  hat  Geliert  gefunden  in  dem 
„Welteroberer  und  seinem  Reitknecht".  Leider  zeigten  dann  die 
politischen  Ereignisse,  daß  die  Zeit  noch  nicht  gekommen,  diese 
Frucht  des  Weltbürgertums  zu  pflücken. 

Die  französische  Revolution  hatte  freilich  ursprünglich  keines- 
wegs einen  aggressiven  Charakter.  Die  Übersendung  des  Ehren- 
bürgerbriefes an  die  um  die  Freiheit  verdienten  Männer  aller 
Länder  zeigt  vielmehr  ihre  versöhnlichen,  völkerverbrüdernden 
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Tendenzen.    Aber  die  Verfassung  der  andern  Staaten  war  noch 
nicht  in  dem  von  Kant  geforderten  Sinne  republikanisch,  sonst 
hätten   die   Fürsten   zum    Besten   des   Selbstbestimmungsrechtes 
der  französischen  Nation  und  des  Friedensinteresses  ihrer  eigenen 
Bevölkerung   ihr   vermeintliches   dynastisches   Interesse   an   der 
Aufrcchterhaltung  des  ancien  regime  in  Frankreich  zurückstellen 
müssen.  So  aber  ergriffen  die  koalierten  Mächte  gegen  Frankreich 
die   Offensive.    Das   revolutionäre   Frankreich   beschränkte   sich 
ursprünglich  ganz  auf  die  Verteidigung;  wir  haben  z.  B.  in  den 
Erinnerungen  des  Magisters  Laukhardt  die  interessantesten  Zeug- 
nisse dafür,  daß  die  Bürgergeneräle  von  auffallender  Milde  gegen 
die  Eindringlinge  der  ersten  Koalition  gewesen,  und  daß  es  ihnen 
nur  darauf  angekommen  ist,  die  ungebetenen  Gäste  wieder  loszu- 
werden.  Dann  allerdings  trat  im  Geiste  der  Revolution  allmählich 
ein  Umschwung  ein,  zu  dem  die  bitteren  Erfahrungen  des  ersten 
Koalitionskrieges   das   meiste  beigetragen  haben  mögen,   bis  es 
schließlich  galt,  gegenüber  Napoleon  die  nationale  Unabhängigkeit 
zu  verteidigen.    Die  besten  Männer,  an  ihrer  Spitze  der  große 
Philosoph  Fichte,  riefen  die  Nation  zum  Freiheitskampf  auf. 
Als  man  endlich  das  schwere  Joch  der  Fremdherrschaft  abge- 
schüttelt hatte,  wirkte  die  unleugbare  Notwendigkeit  dieses  Krieges 
noch   für   Jahrzehnte   nach   in   der   Stellungnahme   zum   Kriege 
überhaupt.    Wie  v.  Holtzendorff  sehr  richtig  sagt,  folgte  auf 
die  grundsätzliche  Mißbilligung  des  Krieges  durch  Kant  dessen 
grundsätzliche  Verherrlichung,  sei  es,  daß  man  darin  mit  Joseph 
de  Maistre  ein  göttliches  Strafgericht  für  die  sündige  Mensch- 
heit,  sei   es,   daß  man   darin  mit  manchen  Romantikern   etwas 
Außergewöhnliches   und   darum   Poetisches,    oder    mit    Hegel, 
Trendelenburg  und  anderen  Menschheitspädagogen  etwas  Er- 
zieherisches sah.   Gleichwohl  begann  sich  nach  dem  Wiener  Kon- 
greß  allmählich   ein   anderes   Zeitalter   für   die   Völker  Europas 
anzubahnen,  das  wir  kurz  charakterisieren  können  als  das  der 
wieder  angeknüpften  internationalen  Organisation. 


Fünftes  Kapitel. 

Das  Zeitalter  der  wieder  angeknüpften  internationalen 

Organisation. 
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Das  Patronat  der  heiligen  Allianz,  unter  das  die  Fürsten 
1815  glaubten,  die  Völker  Europas  stellen  zu  müssen,  ist  für 
die  Annäherung  der  Völker  allerdings  ebenso  resultatlos  geblieben, 
wie  der  gegen  Ende  des  zweiten  und  zu  Anfang  des  dritten 
Jahrzehnts  des  19.  Jahrhunderts  von  den  fünf  europäischen  Groß- 
mächten unternommene  Versuch,  eine  großmächtliche  feste  Orga- 
nisation Europas  in  jährlichen  Kongressen  zu  begründen.  Denn 
beidemal  setzte  man  sich  grundsätzlich  über  das  natürliche  Selbst- 
bestimmungsrecht der  Völker  hinweg,  von  dem  schon  Kant  die 
Ausgestaltung  des  europäischen  Friedens  abhängig  gemacht  hatte. 
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Auch  der  in  der  französischen  Revolution  geborene  nationale 
Gedanke,  der  das  Staatswesen  nicht  mehr  auf  dem  zufälligen 
Besitz  der  Dynastien,  wie  er  durch  Heirat  und  Erbgang  zusammen- 
gekommen, aufbauen  wollte,  sondern  das  verschiedenartige  Volks- 
tum als  die  Grundlage  jedes  Staates  betrachtete,  war  zunächst 
ein  Faktor  des  Unfriedens  und  hat  bekanntlich  große  Kriege 
in  Europa  während  des  19.  Jahrhunderts  zur  Folge  gehabt. 
Schließlich  ist  auch  hie  und  da  wieder  der  Gedanke  einer  ein- 
zelnen machtvollen  Herrscherpersönlichkeit  hervorgetreten,  wenn 
auch  keine  Universalmonarchie  aufzurichten,  so  doch  eine  gewisse 
politische  Vorherrschaft  in  Europa  auszuüben.  Ich  denke  da  an 
den  Zaren  Nikolaus,  dessen  Hand  schwer  auf  Europa  gelastet 
hat,  und  an  Napoleon  HL,  der  die  gleichen  Ambitionen  hatte. 
Leider  lassen  sich  nach  dieser  Richtung  hin  auch  einige  miß- 
verständliche Äußerungen  von  deutscher  Seite  konstatieren,  die 
freilich  in  den  tatsächlichen  Verhältnissen  der  gegenwärtigen 
Machtverteilung  durchaus  nicht  begründet  sind,  aber  im  Aus- 
land viel  böses  Blut  gemacht  haben.  Ähnliche  Tendenzen,  wenn 
sie  auch  geschickterweise  niemals  offen  ausgesprochen  worden 
sind,  scheint  neuerdings  der  König  Eduard  von  England  nicht 
ohne  Erfolg  zu  betätigen.  Im  ganzen  aber  hat  die  Annäherung 
der  Völker  seit  dem  Jahre  1815  ganz  ungeahnte  Fortschritte 
gemacht.  Die  Kulturstaaten  sind  Rechtsstaaten  geworden,  worin 
Kant  nicht  ohne  Grund  eine  wesentliche  Bedingung  für  die  inter- 
nationale Befriedigung  sah,  Kabinettskriege  sind  damit  mehr  oder 
weniger  ausgeschlossen.  Weiter  ist  es  ein  großes  Glück  gewesen 
für  die  Staatenwelt,  daß  das  alte  deutsche  Kaisertum  verschwun- 
den ist.  War  diese  Institution  auch  nur  noch  ein  blutloser  Schatten, 
so  stand  sie  doch  mit  ihren  mittelalterlichen  Prätensionen  allen 
anderen  Organisationen  im  Wege.  Das  Papsttum  hat  sich  zwar 
bis  in  unsere  Tage  behauptet,  und  das  Pontifikat  Leos  XIII. 
beweist  uns,  mit  welchem  Glänze  diese  Institution  noch  umgeben 
sein  kann,  wenn  ihr  Träger  eine  entsprechende  Persönlichkeit 
ist.  Indessen,  das  Zeitalter  ist  ein  für  allemal  vorüber,  in  dem 
die  Ansprüche  des  Papsttums  auf  eine  politische  Weltherrschaft 
einer  republikanischen  Organisation  Europas  im  Wege  gestanden 
haben.  Hat  das  Papsttum  es  doch  nicht  einmal  erreichen  können, 
auf  den  beiden  Haager  Kongressen  überhaupt  nur  als  gleich- 
berechtigtes Glied  neben  den  Staatsgebilden  zugelassen  zu  werden. 
Auch  der  konfessionelle  Gegensatz   zwischen   den   Staaten  hat 
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an  Bedeutung  wesentlich  verloren.  Sehen  wir  doch  sogar  enge 
Freundschaftsverhältnisse  zwischen  christlichen  und  nichtchrist- 
lichen Staaten  entstehen,  wie  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  der  Türkei  oder  zwischen  Japan  und  England.  Der  Grund 
liegt  einfach  darin,  daß  die  Religion  zum  Glück  schon  heute 
immer  mehr  Privatsache  geworden  ist,  und  wenn  dieser  Satz 
leider  auch  noch  nicht  im  Innern  der  Staaten  überall  durch- 
gedrungen ist,  so  gilt  er  doch  für  den  Verkehr  nach  außen,  für 
die  Staaten  untereinander.  Was  weiter  den  nationalen  Gedanken 
anbetrifft,  so  hat  er  seine,  das  Staatensystem  Europas  zersetzende 
Rolle  heute  ausgespielt.  Denn  soweit  wie  der  Gedanke  „eine 
Nation,  folglich  auch  ein  Stciat"  ohne  Schädigung  der  allgemeinen 
und  besonderen  Kulturinteressen  verwirklicht  werden  konnte, 
d.  h.  im  heutigen  Deutschen  Reich,  in  Italien,  in  den  Balkan- 
ländern, da  ist  diese  Verwirklichung  auch  beinahe  ganz  geschehen. 
Wo  aber,  wie  in  Österreich-Ungarn,  dieses  Rezept  „eine  Nation, 
folglich  auch  ein  Staat"  nur  hemmend  auf  die  Zivilisation  wirken 
würde,  da  beginnen  die  verschiedenen  Nationen,  sich  miteinander 
einzurichten.  Das  ist  freilich  nicht  leicht.  Aber  gerade  deshalb, 
weil  die  Schwierigkeit,  mehrere  Nationen  heute  in  einem  Staats- 
wesen zu  vereinigen,  offen  vor  aller  Augen  liegt,  wirkt  der 
nationale  Gedanke  heute  im  Sinne  der  internationalen  Beruhigung. 
Denn  er  hält  die  bestehenden  Nationalstaaten  von  dem  Versuche 
ab,  sich  die  benachbarten  Länder  anderer  Nationen  anzugliedern. 
Endlich  ist  die  Gründung  des  neuen  Deutschen  Reiches  dem 
internationalen  Frieden  fraglos  in  eminentem  Sinne  zugute  ge- 
kommen. Denn  die  Ohnmacht  und  Zerrissenheit  Deutschlands 
hatte  immer  wieder  seine  Nachbarn  in  kriegerische  Versuchungen 
geführt.  So  sind  eine  ganze  Reihe  Hindernisse  beseitigt,  die 
früher  einer  internationalen  Organisation  auf  dem  Boden  der 
Gleichberechtigung  im  Wege  gestanden  haben.  Auch  das  Streben 
nach  neuen  Kolonisationsgebieten,  das  eine  Zeitlang  eine  gewisse 
Rivalität  zwischen  den  beteiligten  Mächten  hervorrufen  mußte, 
macht  immer  mehr  dem  Bemühen  Platz,  sich  durch  wechsel- 
seitige Garantieverträge  den  bisherigen  Erwerb  zu  sichern,  zumal 
auch  die  unzivilisierte  Welt  gegenwärtig  ziemlich  aufgeteilt  ist. 
So  hat  sich  denn  die  gefährliche  Rivalität  im  Gebietserwerb 
heute  im  wesentlichen  umgesetzt  in  den  Kampf  um  die  Absatz- 
gebiete. Damit  aber  ist,  wie  Liszt  mit  Recht  sagt,  der  Wett- 
bewerb der  Staaten  in  die  friedlichen  Wege  des  Handelsverkehrs 
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gelenkt  worden.  Eine  spätere  Zeit  wird  endlich  die  Verdienste 
der  Sozialdemokratie  um  die  internationale  Annäherung  der  Völker 
besser  zu  würdigen  wissen,  wie  es  die  Gegenwart  vermag.  Der  Ruf 
„Proletarier  aller  Länder  vereinigt  euch"  hat  wahrlich  keine  ge- 
ringe Kulturbedeutung.  Es  wiederholt  sich  hier  ein  natürlicher 
Entwicklungsprozeß.  Einst  hat  der  im  Aufsteigen  begriffene  dritte 
Stand  mit  der  Forderung  nach  einer  konstitutionollen  Regierung 
das  Verlangen  nach  dem  nationalen  Staat  verbunden,  während 
die  regierenden  Schichten  nicht  national,  sondern  legitimistisch 
waren.  Dann  hat  sich  leider  Gottes  unser  Bürgertum  auf  den 
errungenen  konstitutionellen  und  nationalen  Lorbeeren  schlafen 
gelegt.  Inzwischen  aber  ist  der  vierte  Stand  aus  dem  Dunkel 
aufgetaucht.  Er  verlangt  eine  Politik  im  demokratischen  und 
internationalen  Sinne.  Was  von  diesen  Ideen  innerlich  berechtigt 
ist,  wird  sich  das  Bürgertum  allmählich  ebenso  zu  eigen  machen 
müssen,  wie  die  konservativen  Kreise  sich  den  konstitutionellen 
mid  den  nationalen  Gedanken  angeeignet  haben.  Schon  hat  der 
soziale  Gedanke  heute  alle  politischen  Schichten  unseres  Volkes 
ergriffen.  Die  jetzt  heranwachsende  Generation,  nicht  mehr  wie 
die  in  der  Gegenwart  noch  herrschende  zeitlebens  geblendet  durch 
die  äußeren  Erfolge  der  Monarchie  in  den  großen  Kriegsjahren, 
wird  auch  dem  demokratischen  Gedanken  größere  Konzessionen 
machen  müssen,  und  endlich  wird  man  auch  den  Gedanken  der 
internationalen  Organisation  in  das  Programm  der  bürgerlichen 
Parteien  aufnehmen  müssen,  wenn  man  wirklich  der  Sozial- 
demokratie den  Wind  aus  den  Segeln  nehmen  will.  Heute  bedeutet 
allerdings  für  den  deutschen  Spießbürger  das  „Internationale" 
noch  die  Revolution  und  die  Vaterlandslosigkeit.  Wer  aber  Augen 
hat  zu  sehen,  der  kann  heute  schon  feststellen,  wie  der  inter- 
nationale Gedanke  in  Wahrheit  auch  in  eminentem  Sinne  staats- 
fördernd wirken  kann.  Ich  denke  z.  B.  an  das  österreichisch- 
ungarische  Staatswesen,  wo  man  nicht  ohne  Grund  von  einer 
kaiserlich-königlichen  Sozialdemokratie  zu  sprechen  pflegt,  weil 
die  Sozialdemokratie  hier  im  Gegensatz  zu  den  Nationalen  und 
ihrem  staatsauflösenden  oder  wenigstens  staatshemmenden  Pro- 
gramm, dem  internationalen  Gedanken  folgend,  unzweifelhaft  die 
Interessen  des  großen  Ganzen  vertritt;  ich  denke  weiter  an  alles 
das,  was  der  Gedanke  internationaler  Organisation  auf  Einzel- 
gebieten heute  schon  für  die  Blüte  der  Einzelstaaten  geleistet  hat. 
Freilich   sind   trotz   aller   dieser  Faktoren  der  Annäherung  bis 
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in  die  allerletzten  Jahre  böse  Rückschläge  nicht  ausgeblieben 
Aber  was  über  alle  trüben  Erfahrungen  hinweggeholfen  hat,  und 
weiter  hinweghelfen  muß,  das  ist  die  Flutwelle  des  Inter- 
nationalismus,  die  sich  nach  einem  trefflichen  Worte  des 
Präsidenten  Roosevelt  seit  den  letzten  Jahrzehnten  über  unsere 
Erde  ergossen  hat.    Diese  Flutwelle  ist  hervorgerufen  durch  die 
erst  im   19.  Jahrhundert  aufgetauchte   „Gemeinschaft  der  inter- 
nationalen Interessen",  die  ihrerseits  wieder  in  dem  gesteigerten 
Verkehr  wurzelt.   Das  Zeitalter  des  Dampfes  und  der  Elektrizität 
unser  Zeitalter,  von  dem  man  sagen  kann,  daß  es  z.  B.  in  Tele- 
graphie  und  Telephonie  den  Raum  überwunden  hat,  hat  in  un- 
zähligen  Verkehrsverträgen   ein    ganz    anderes   Völkerrecht    ge- 
schaffen.   Mit  Recht  weist  Nippold   darauf  hin,   daß   in   den 
letzten  Jahrzehnten  das  Völkerrecht  seinen  ganzen  Charakter  ver- 
ändert  hat.    Das   alte   Völkerrecht   sei   ein   Konnex  der   Politik 
gewesen;  es  lehrte  nach  einem  trefflichen  Ausdruck  von  v.  Bar 
dem  Politiker,   „was  zu  Gebote  stand".    Das  neue  Völkerrecht 
ist  ein  Weltverkehrsrecht,  das  Wort  Verkehr  im  weitesten  Sinne 
genommen.  Mit  Recht  sagt  E.  v.  Ullmann  deshalb:  „Die  meisten 
Interessen,  welche  den  Gegenstand  staatlicher  Verwaltung  bilden, 
haben  sich  innerhalb  der  Gemeinschaft  zivilisierter  Staaten  ge- 
radezu zu  solidarischen  und  somit  zu  internationalen  Interessen, 
ausgebildet."  So  hat  sich  eine  Gemeinsamkeit  der  Kulturinteressen 
unter  den  zivilisierten   Staaten  herausgestellt,   die  vor  hundert 
Jahren  niemand  im  entferntesten  hat  ahnen  können.    Diese  Ge- 
meinsamkeit hat  eigentlich  eine  völlig  neue  Rechtsdisziplin,  näm- 
lich ein  internationales  Verwaltungsrecht,  geschaffen.    Die  Dinge 
von    internationalem    Interesse    mußten    international     geregelt 
werden.    Aber  bei   dieser  internationalen  Regelung  aller  mög- 
lichen Verwaltungszweige  konnte  man  nicht  stehen  bleiben,  für 
eine  ganze  Reihe  von  Angelegenheiten  internationaler  Natur  hat 
man  sogar  internationale  Behörden  geschaffen.   Liszt,  der  auch 
in  seinem  Lehrbuch  des  Völkerrechts  ein  besonderes  Geschick 
in  der  Systematik  an  den  Tag  legt,  zählt  deren  fünf  verschiedene 
Gruppen  auf:  Flußkommissionen,  Sanitätskommissionen,  Finanz- 
kommissionen, Verwaltungsämter  für  die  völkerrechtlichen  Ver- 
waltungsgemeinschaften  (Unionen)   und   internationale   Gerichte, 
wie  wir  sie  namentlich  in  Ägypten  haben.    Die  Mitglieder  dieser 
internationalen   Behörden  haben  richtiger  Meinung  nach  schon 
heute  nicht  mehr  einseitig  die  Interessen  ihres  Heiniatsstaates 
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zu  vertreten,  sondern  handeln  in  freier  Überzeugung  zugunsten 
des  Stautenvereins,  den  sie  vertreten.  In  diesem  Sinne  sollen 
z.  B.  die  Richter  des  internationalen  Oberprisengerichts,  das  der 
zweite  Haager  Kongreß  geschaffen  hat,  nach  der  12.  Konvention 
Titel  12  Art.  13  Abs.  2  einen  internationalen  Eid  bzw.  eine  eides- 
stattliche Versicherung  leisten.  Viel  bedeutsamer  noch  als  dieser 
offizielle  Internationalismus  ist  der  private,  der  die  einzelnen 
Berufs-  und  Interessenschichten  der  verschiedenen  Staaten  mit- 
einander verknüpft,  sei  es  die  Akademien  der  Gelehrten,  sei  es 
die  Verbände  der  Bergarbeiter.  Man  studiere  daraufhin  einmal  das 
treffliche  Büchlein  von  Fried :  „Das  internationale  Leben  der 
Gegenwart  (Teubners  Sammlung:  Aus  Natur  und  Geisteswelt, 
Band  226),  das  der  Verfasser  nicht  ohne  Grund  einen  Bädeker 
für  das  Land  des  Internationalismus  nennt,  und  man  wird  er- 
staunen darüber,  welchen  Boden  sich  der  Internationalismus  schon 
erobert  hat.  Wir  hören  dort,  daß  es  heute  schon  in  der  Welt 
223  internationale  Organisationen  mit  ständiger  und  stabiler  Ver- 
tretung gibt.  Schon  ist  das  Projekt  aufgetaucht,  die  Bureaus 
dieser  internationalen  Verbände  möglichst  im  Haag  um  den  Palast 
des  Schiedsgerichts  herum  zu  konzentrieren,  und  so  eine  wirk- 
liche Weltstadt  dort  aufzurichten.  Gewiß  ist  der  größere  Teil 
der  internationalen  Verbände  heute  noch  privater  Natur,  aber 
die  Erfahrung  lehrt,  daß  der  private  Internationalismus  sich  auf 
allen  Gebieten  in  den  offiziellen  staatlichen  umzusetzen  pflegt.  — 
Wie  hat  sich  nun  zu  dieser  großartigen  Entwicklung  die 
deutsche  Wissenschaft  gestellt?  Statt  ihr  neue  Wege  zu  weisen 
und  Ziele  aufzustecken,  ist  sie  kläglich  hintennach  marschiert. 
Wir  sind  zunächst  einmal  hinter  den  anderen  Kulturnationen 
zurückgeblieben  in  der  wissenschaftlich-systematischen  Ver- 
arbeitung des  ungeheuren  Rechtsstoffes,  der  in  all  jenen  offi- 
ziellen internationalen  Verträgen  enthalten.  Man  hat  sich  deut- 
scherseits, von  höchst  spärlichen  Einzelarbeiten  abgesehen,  nur 
darauf  beschränkt,  das  Wesentlichste  in  den  Lehrbüchern  zu 
registrieren.  Daß  man  selbst  das  positive  internationale  Verkehrs- 
recht so  wenig  angebaut  hat,  kann  freilich  nicht  aus  der  Richtung 
der  historischen  Schule  begriffen  werden.  Hier  ist  wohl  mit  der 
politische  Faktor  entscheidend  gewesen,  daß  wir  Deutsche  infolge 
unserer  früheren  trüben,  staatlichen  Verhältnisse  so  spät  in  das 
internationale  Leben  eingetreten  sind,  daß  das  Interesse  weiterer 
Kreise  auch  unter  den  Juristen  für  diese  Dinge  noch  schlummert. 
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Erst  recht  aber  hat  die  deutsche  Völkerrechtswissenschaft 
leider  Gottes  darauf  verzichtet,  die  Grundtendenzen  des  neuen 
völkerrechtlichen  Zeitalters  zu  entwickeln  und  aus  dem,  was 
schon  geworden,  die  richtigen  Schlüsse  zu  ziehen  für  das,  was 
noch  werden  mußte.  Ich  kenne  bis  auf  das  erst  1907  erschienene 
Buch  von  Professor  Nippold  aus  Bern  über  die  Fortbildung 
des  Verfahrens  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten,  einem  Auf- 
satz von  Lammasch  in  der  Deutschen  Revue  vom  November 
1905  über  die  Fortbildung  des  internationalen  Schiedsgerichts 
seit  der  Haager  Konferenz  und  einer  Abhandlung  von  E.  v.  Ull- 
mann  über  die  Haager  Konferenz  von  1899  und  die  Weiterbildung 
des  Völkerrechts  nur  eine  einzige  größere  Studie  eines  deut- 
schen Völkerrechtslehrers,  die  sich  bemüht,  ein  Programm  auf- 
zustellen. Das  ist  eine  Untersuchung  von  Bluntschli  über 
die  Organisation  des  europäischen  Staatenvereins,  die  zuerst  1878 
in  der  „Gegenwart"  erschienen  ist.  Bluntschli  schlägt  einen 
europäischen  Staatenbund  vor.  Dieser  soll  zwei  oberste  Organe 
haben,  einen  Bundesrat,  der  aus  Delegierten  der  Regierungen 
besteht,  die  nach  Instruktionen  stimmen,  und  einen  Senat,  der, 
von  den  Parlamenten  gewählt,  die  Repräsentanten  der  Völker 
darstellt,  die  nach  ihrer  individuellen  Überzeugung  stimmen. 
Diese  beiden  Organe  sollen  die  Gesetzgebung  ausüben  in  allen 
Materien  des  Völkerrechts.  Das  „Senat"  genannte  Parlament  soll 
nur  alle  zwei  oder  drei  Jahre  zusanmientreten  und  außerdem 
im  Falle  des  dringenden  Bedürfnisses.  Abgesehen  von  seiner 
Beteiligung  an  der  Gesetzgebung  soll  der  Bundesrat  für  die 
Bewahrung  des  Völkerfriedens  sorgen  und  die  Geschäfte  der 
großen  europäischen  Politik  führen.  Innerhalb  des  Bundesrats 
soll  den  Großmächten  eine  besondere  Rolle  zufallen,  bindende 
Beschlüsse  aber  sollen  einer  qualifizierten  Mehrheit  und  außer- 
dem der  Zustimmung  des  europäischen  Parlaments,  genannt  der 
Senat,  bedürfen.  Der  Bundesrat  soll  eine  ständige  Residenz  haben, 
durch  eine  Kanzlei  unterstützt  werden  und  jährlich  eine  oder 
ein  paar  ordentliche  Sitzungen  halten.  Von  diesem  Bundesrat 
sollen  dann  weiter  die  sämtlichen  internationalen  Behörden  für 
Justiz  und  Verwaltung  abhängig  sein.  Sollte  es  notwendig  sein, 
gegen  einen  Staat  Zwang  auszuüben,  so  soll  das  Kollegium  der 
Großmächte  als  Vollziehungsausschuß  auftreten.  Damit  aber  nicht 
durch  willkürliche  Exekutionen  seitens  der  Großmächte  die 
kleineren  Staaten  vergewaltigt  werden,  soll  es  nur  für  solche 
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Beschlüsse  die  Möglichkeit  einer  zwangsweisen  Durchführung 
geben,  denen  der  Senat  zugestimmt  hat,  und  für  die  außerdem 
sowohl  im  Plenum  des  Bundesrats  wie  unter  dessen  sechs  Groß- 
mächten  eine   Zvveidrittel-Majorität  vorhanden   gewesen   ist. 

So  verdienstvoll  die  Tatsache  ist,  daß  Bluntschli  wenig- 
stens einmal  versucht  hat,  sich  ein  Bild  zu  machen  von  der 
zukünftigen  Entwicklung,  so  wenig  können  wir  uns  mit  dessen 
Einzelheiten  einverstanden  erklären.  Einleuchtend  ist  ja  ohne 
weiteres  der  Gedanke,  daß  im  Zeitalter  der  konstitutionellen  Re- 
gierungen dem  europäischen  Bundesrat  schließlich  ein  Völker- 
parlament zur  Seite  gesetzt  werden  müßte.  Indessen  von  anderen 
Punkten  abgesehen,  ist  es  zunächst  zu  tadeln,  daß  Bluntschli 
meint,  seine  Organisation  auf  Europa  beschränken  zu  können. 
Gewiß  hat  Wilhelm  II.  recht,  der  jüngst  zu  einem  französischen 
Militärattache  das  Wort  gesprochen  hat:  „L'Europe  est  trop  petite 
pour  etre  divisee."  Aber  mit  jedem  Tag  gilt  dasselbe  in  höherem 
Grade  von  der  ganzen  zivilisierten  Welt.  Der  Kreis  der  Rechts- 
subjekte des  Völkerrechts  ist  nicht  mehr  auf  Europa  beschränkt, 
die  amerikanischen  und  asiatischen  Staaten  sind  hinzugetreten, 
und  wir  leben  im  Zeitalter  der  Weltpolitik.  Das  heißt,  der  Schau- 
platz der  gemeinsamen  und  der  widerstreitenden  internationalen 
Interessen  ist  die  ganze  Welt.  Wohl  ist  die  Desorganisation 
Europas  besonders  zu  beklagen;  aber  eben  weil  die  fülirenden 
Einzelstaaten  Europas  gar  so  viele  außereuropäische  Interessen 
besitzen,  erscheint  es  m.  E.  heute  völlig  ausgeschlossen,  in  Europa 
einen  Staatenbund  zustande  zu  bringen,  ohne  daß  gleichzeitig 
die  Welt  organisiert  würde.  Man  denke  z.  B.  an  den  Konflikt 
zwischen  Rußland  und  Japan  in  Ostasien,  nur  ein  wirklich 
obligatorisches  Weltschiedsgericht  hätte  ihn  beilegen  können. 
Wäre  der  Konflikt  aber  nicht  friedlich  durch  ein  Weltschieds- 
gericht beigelegt  worden,  so  wäre  dadurch  auch  ein  europäischer 
Staatenbund  in  seinem  Innern  erschüttert  gewesen.  Denn  weder 
hätte  man  insgesamt  für  die  recht  zweifelhaften  Ansprüche  Ruß- 
lands in  Ostasien  eintreten,  noch  hätte  der  Staatenbund  Rußland 
den  betreffenden  Kampf  allein  ausfechten  lassen  und  sich  selbst 
unbedingt  neutral  verhalten  können.  Denn  durch  die  russische 
Ausdehnungspolitik  in  Ostasien  waren  auch  Englands  Interessen 
dort  gefährdet,  England  hatte  mit  Japan  ein  Bündnis  geschlossen, 
und  wenn  nicht  zufällig  bei  jenem  Kriege  wieder  einmal  der 
David  den  Goliath  besiegt  hätte,  so  wäre  England  gewaltsam 
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eingeschritten  und  damit  der  europäische  Friedensbund  selbst 
aufgeflogen.  Wir  sehen,  das  europäische  Organisationsproblem 
hat  sich  längst  erweitert  zum  Problem  der  Weltorganisation. 
Diese  Entwicklung  ist  freilich  erst  in  den  allerletzten  Jahrzehnten 
immer  stärker  hervorgetreten,  war  aber  doch  schon  angebahnt 
1878,  als  Bluntschli  schrieb.  Wurde  doch  gerade  im  Jahre 
1878  z.  B.  der  „Allgemeine  Postverein"  in  den  Weltpostverein 
umgewandelt.  Das  neue  Weltverkehrsrecht  ist  nun  fraglos,  wie 
zuerst  Nippold  dargelegt  hat,  in  ganz  anderem  Maße  wie  das 
alte  politische  Völkerrecht  einer  rechtlichen  Durchbildung  zu- 
gänglich, es  kann  einer  Nachprüfung  in  einem  völkerrechtlichen 
Verfahren  unterworfen  werden,  ohne  daß  daraus  politische 
Schwierigkeiten  zu  befürchten  wären,  und  so  mußte  im  Ausgang 
des  19.  Jahrhunderts,  nachdem  die  Solidarität  der  Kulturinteressen 
so  viel  internationales  Recht  erzeugt  hatte,  alles  darauf  ankommen, 
dafür  einen  Rechtsschutz  auszubilden.  Hier  aber  begegnet  uns 
die  zweite  Schwäche  von  Bluntschlis  Projekt.  Gerade  diese 
akuteste  Frage  ist  kaum  berührt.  Zwar  spricht  auch  Bluntschli 
davon,  es  könnten  für  gewisse  Streitigkeiten  z.  B.  aus  dem  Ge- 
biete der  Prisengerichtsbarkeit  feste  völkerrechtliche  Tribunale 
eingesetzt,  wie  jetzt  die  zweite  Haager  Konferenz  solch  ein  inter- 
nationales Oberprisengericht  begründet  hat,  und  in  Verträge  die 
Schiedsgerichtsklausel  aufgenommen  werden.  Während  aber  1306 
schon  Dubois  neben  dem  europäischen  Bundesrat  ein  besonderes 
Schiedsgericht  vorgeschlagen  hatte,  das  im  Zweifel  für  alle  Streitig* 
keiten  unter  den  Staaten  kompetent  sein  sollte,  tritt  diese  Frage 
bei  Bluntschli  ganz  in  den  Hintergrund.  Immerhin,  wenn  wir 
sehen,  in  welch  unglaublich  reaktionärer  und  verständnisloser 
Weise  die  bezüglichen  Probleme  der  internationalen  Organisation 
noch  ein  Jahrzehnt  später  in  dem  großen  Handbuch  des  Völker- 
rechts behandelt  sind,  das  Franz  von  Holtzendorff  unter 
Mitwirkung  zahlreicher  Autoren  herausgegeben  hat,  dann  dürfen 
wir  gegen  Bluntschli  nichts  sagen.  In  jenem  Sammelwerk 
stellt  ein  gewisser  Professor  Lueder  aus  Erlangen  die  geistvolle 
Betrachtung  an,  daß  das  Aufhören  der  Kriege  nicht  das  richtige 
Kulturideal  sei,  weil  es  der  göttlichen  Weltordnung  widerspräche. 
Leider  gibt  uns  Lueder  aber  nicht  die  Quellen  an,  aus  denen 
er  über  die  Pläne  der  göttlichen  Weltordnung  bezüglich  unserer 
Kulturentwicklung  so  genau  unterrichtet  ist.  Er  fährt  vielmehr 
fort:   „Ist  der  Krieg  göttlich,  weil  ein  Weltgesetz,  so   steht  er 
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auch  mit  dem  richtigen  Kulturideal  im  Einklang  und  ist  heilsam 
und  gut."  Zum  Glück  hat  die  Wissenschaft  des  Auslandes  nicht 
dieselbe  reaktionäre  Haltung  eingenommen.  Sie  erkannte  viel- 
mehr die  ungeheure  Kulturbedeutung  der  pazifistischen  Bewegung 
und  arbeitete  mit  ihr  Hand  in  Hand.  Wir  brauchen  hier  nur 
die  höchst  verdienstvollen  Arbeiten  von  Rouard  de  Card, 
M6rignhac,  Revon,  Dreyfus,  Kamarowski  und  Des- 
camps   über  die   Schiedsgerichtsfrage   zu   nennen. 

Die    praktische    Friedensbewegung    der    Pazifisten    ist    ge- 
boren nach  den  furchtbaren  Kriegsstürmen  der  napolconischen 
Epoche,   bezeichnenderweise  aber   im   Kreise  von   Quäkern   auf 
jenem    Boden    der    Neuen    Welt,    der    ohne    Ruinen    und    ver- 
fallene   Schlösser    die    Dinge    kühler    und    verstandesgemäßer 
ansehen    kann,    wie    wir    mit    all    unseren    historischen    Erfah- 
rungen.   Solche  Erfahrungen  führen,  da  dieselbe  Sachlage  doch 
nie   wiederkehrt,    gar   zu   leicht   zu   Vorurteilen.    Von   Amerika 
kam    die    Bewegung    nach    England,    der    Schweiz    und    nach 
Frankreich,     und    gewann    namentlich    an    Boden    durch     die 
agitatorische  Tätigkeit  des  amerikanischen  Grobschmieds  Elihu 
Burrit.    Unter  dem  Einfluß  seiner  starken  Persönlichkeit  fanden 
um   die   Mitte   des   19.   Jahrhunderts   die   ersten   internationalen 
Friedenskongresse  in  Europa  statt.    Gleichzeitig  gelangte  die  Be- 
wegung aus  dem  religiösen  Fahrwasser,  in  dem  sie  sich  ursprüng- 
lich befunden,  damals  mehr  auf  politisches  Gebiet.  Das  Bestreben, 
zunächst   einmal   den   Krieg   zu   humanisieren   durch   die   große 
Tat  der  Genfer  Konvention  von  1864  und  durch  die  Petersburger 
Konvention  von  1868,  ist  wohl  zum  guten  Teil  auf  die  Wirkungen 
der  Friedensbewegung  zurückzuführen.    Aber  dabei  wollten  und 
konnten  die  Pazifisten  nicht  stehen  bleiben.  Immer  wieder  haben 
sie  in  Wort  und  Schrift  den  großen  Gedanken  des  internationalen 
Schiedsgerichts  vertreten.    Schon   in  den  dreißiger  Jahren  war 
dieser  Gedanke  in  einigen  Parlamenten  der  Unionstaaten  erörtert, 
allmählich  wurden  die  Parlamente  aller  Kulturstaaten  durch  die 
Anhänger  der  neuen  Idee  der  Resonanzboden  für  deren  Erörterung. 
Am  31.  Oktober  1888  vereinigten  sich  unter  Führung  des  Eng- 
länders Cremer  und  des  Franzosen  Passy,  beide  später  Träger 
des  Nobelpreises,  in  einem  Saale  des  Hotels  Continental  zu  Paris 
10  Pazifisten  des   englischen  Parlaments  mit  30  französischen 
Deputierten.   Das  war  der  Geburtstag  der  „Interparlamentarischen 
Union",  ein  Meilenstein  auf  dem  Wege  zur  internationalen  Orga- 
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nisation.  Diese  Interparlamentarisclie  Union,  die  alljährlich  ihre 
Konferenz  abhält,  zählt  heute  20  nationale  Gruppen  mit  etwa 
5000  Parlamentariern  aus  aller  Herren  Länder.  Nicht  ohne  Grund 
hat  Gladstone,  the  great  old  man,  deshalb  schon  damals  gleich 
nach  jener  bescheidenen  Versammlung  von  1888  gesagt:  „Der 
31.  Oktober  1888  ist  ein  historischer  Tag."  Namentlich  bei  den 
interparlamentarischen  Konferenzen  ist  nun  immer  wieder  die 
Forderung  eines  ständigen  Schiedsgerichts  aufgestellt  und  dis- 
kutiert worden.  Die  Interparlamentarische  Union  hat  für  die 
Fortbildung  des  Völkerrechts  nach  dieser  Richtung  hin  eine 
wesentliche  Arbeit  geleistet.  Aber  die  Erfolge  sind  nicht  aus- 
geblieben. Das  Jahrhundert  ist  nicht  zu  Ende  gegangen,  ohne  daß 
sich  die  Regierungen  auf  dem  ersten  Haager  Kongreß  bemüht 
hätten,  den  Forderungen  der  Pazifisten  durch  Begründung  des 
Haager  Schiedshofes  zu  genügen.  Daß  hier  nicht  mit  einem  Male 
alle  Blütenbäume  der  Pazifisten  reifen  konnten,  war  schlechthin 
selbstverständlich.  Hätte  die  erste  Haager  Konferenz  auch  über- 
haupt nichts  zu  Wege  gebracht,  so  würde  immer  noch,  wie  der 
amerikanische  Staatssekretär  Root  gesagt  hat,  „die  größte  Wohl- 
tat in  der  Tatsache  ihrer  Abhaltung  bestehen,  in  dem  wunderbaren 
Anblick,  die  großen  Mächte  der  Erde  unter  dem  Zeichen  des 
Friedens  vereinigt  zu  sehen".  Die  traurige  Haltung  unserer 
Reichsregierung,  die  sich  ursprünglich  nicht  einmal  auf  ein  fakul- 
tatives Schiedsgericht  zur  Entscheidung  von  Rechtsstreitigkeiten 
aus  Verkehjsgründen  einlassen  wollte,  „weil  die  Welt  für  ein 
Schiedsgericht  noch  nicht  reif  sei",  begegnete  sich  mit  der  abso- 
luten Verständnislosigkeit  des  weitaus  überwiegenden  Teiles  der 
deutschen  Presse.  Noch  im  Jahre  1905  schreibt  der  hervorragende 
österreichische  Völkerrechtslehrer  und  Konferenzdelegierte  Lam- 
masch im  Novemberheft  der  „Deutschen  Revue",  daß  zahlreiche 
Organe  der  Institution  des  Haager  Schiedsgerichts  mit  instinktiver 
Abneigung  gegenüberständen,  weil  sie  geeignet  sei,  jene  Zwie- 
tracht unter  den  Völkern  zu  beheben,  die  eine  Bedingung  gün- 
stigen Geschäftsganges  für  manche  Preßorgane  bilde.  Ebenso 
klagt  der  deutsche  Delegierte  Zorn  noch  im  Jahre  1903  in  einer 
Artikelserie  des  „Tag" :  „Vielleicht  hört  auch  in  Deutschland  all- 
mählich die  öde  Phrase  auf,  die  bezüglich  der  Haager  Konferenz 
von  Anbeginn  bis  heute  die  deutsche  Presse  und  dadurch  die 
öffentliche  Meinung  beherrscht  hat,  man  habe  im  Haag  nur  leeres 
Stroh  gedroschen."    Eine  gewisse  Besserung  bezüglich  des  Ver- 
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Btändnisses  der  Presse  für  die  große  Sache  war  1907  zu  kon- 
statieren; eine  traurige  Ausnahme  machten  freilich  einzelne  natio- 
nalistische Blätter.  Aber  die  deutsche  Wissenschaft  trägt  einen 
guten  Teil  der  Schuld  daran;  ich  erinnere  nur  an  jene  ßroschüre 
des  einen  deutschen  Gelehrten,  Professors  v.  Stengel,  in  welcher 
der  vom  Deutschen  Reiche  Delegierte  vor  Beginn  gegen  das 
ganze  Friedensunternehmen  Stellung  nahm  und  darauf  hinwies, 
daß  erst  im  Kriege  die  wichtigen  Fortschritte  in  der  Wund- 
behandlung gemacht  wurden;  auch  sonst  überwogen,  von  einigen 
Äußerungen  abgesehen,  die  Meinungen  eines  kleinlichen  Pessi- 
mismus. Wie  Nippold  bemerkt,  war  speziell  in  der  deut- 
schen Völkerrechtswissenschaft  der  Grundton  eines 
Teiles  Gleichgültigkeit  und  Resigniertheit.  Wie  unberechtigt  dieser 
war,  hat  die  Entwicklung  der  folgenden  Jahre  gezeigt.  Auf  dem 
Boden  der  Akte  des  ersten  Haager  Kongresses  sind  nicht  weniger 
wie  98  Schiedsverträge  abgeschlossen  worden,  durch  die  die  be- 
treffenden Staaten  versprochen  haben,  sich  freiwillig  für  alle 
zwischen  ihnen  auftauchenden  Streitigkeiten  einem  Schieds- 
spruch zu  unterwerfen.  Dabei  ist  meistens  nur  der  Vorbehalt 
gemacht,  daß  es  sich  um  Rechtsstreitigkeiten  handeln  muß,  die 
aus  der  Auslegung  der  Verträge  hervorgehen,  und  daß  nicht 
vitale  Interessen,  Ehre  und  Unabhängigkeit  (oder  nach  einzelnen 
Verträgen  auch  die  Rechte  dritter  Staaten)  auf  dem  Spiele  stehen. 
Wie  weit  diese  Beschränkungen  für  den  obligatorischen  Charakter 
des  Schiedsgerichts  festgehalten  werden  müssen,  wird  die  Zukunft 
lehren.  Die  Anhänger  der  Schiedsgerichtsidee  sind  vielfach  der 
Meinung,  daß  man  das  Schiedsgericht  nicht  nur  für  die  Rechts- 
streitigkeiten, sondern  auch  für  die  Interessenkonflikte  obliga- 
torisch machen  und  auch  jene  andern  Vorbehalte  fallen  lassen 
solle.  Denn  juristische  Grenzen  für  die  Anwendbarkeit  des 
Schiedsgerichts  sind  schlechterdings  nicht  ausfindig  zu  machen. 
Sehen  wir  doch  auch  staatliche  Gerichte,  vornehmlich  die  Ver- 
waltungsgerichte, oft  lediglich  über  Interessenkollisionen  ent- 
scheiden, um  so  eher  wird  das  freier  gestellte  Schiedsgericht 
eine  Billigkeitsentscheidung  fällen  können.  Was  aber  die  aus 
politischen  Gründen  gemachten  Vorbehalte  für  die  Schiedsgerichts- 
barkeit anbetrifft,  so  zeigt  die  neueste  Entwicklung  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit, daß  es  auch  Wege  gibt,  über  diese  hinwegzu- 
kommen. Einzelne  neuere  Verträge,  wie  z.  B.  der  holländisch- 
dänische von  1904,  unterwerfen  „alle  Differenzen  und  Streitig- 
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keiten"  ohne  irgendwelchen  Vorbehalt  dem  Schiedsgericht.  Dritten 
Staaten  ist  hier  der  Beitritt  offen  gelassen.  Andere  Verträge, 
wie  z.  B.  die  Karistadter  Konvention  vom  26.  Oktober  1905 
zwischen  Schweden  und  Norwegen,  wissen  wenigstens  in  ge- 
schickter Weise  eine  willküriiche  Berufung  auf  die  Vorbehalte 
zugunsten  der  nationalen  Ehre  und  der  vitalen  Interessen  aus- 
zuschließen. Bezeichnenderweise  ist  „eine  so  sorgfältig  abwägende 
Körperschaft"  (Nippold)  wie  das  Institut  de  droit  international 
in  Edinburg  1904  für  den  Verzicht  auf  die  Vorbehalte  eingetreten. 
Aber  schon  so  wie  die  Schiedsverträge  heute  beschaffen  sind, 
hat  kein  Geringerer  wie  Lab  and  sie  vergleichen  können  mit 
den  Landfriedensverträgen  des  Mittelalters,  die  zuerst  für  einzelne 
Personen  und  Bezirke  das  Fehdewesen  einschränkten.  Gleich- 
zeitig hat  Lab  and  die  Hoffnung  ausgesprochen,  daß  wie  diesen 
einzelnen  Landfriedensverträgen  der  ewige  Landfriede  gefolgt  sei, 
so  möchte  schließlich  auch  ein  „ewiger  Weltfriede"  den  Krieg 
auf  solche  Fälle  beschränken,  wo  es  sich  um  Existenz,  Unab- 
hängigkeit und  Ehre  eines  Staates  handele.  Das  war  am  I.Januar 
1906.  Heutzutage  schreitet  die  Entwicklung  schnell.  Schon  ist 
im  Sommer  des  Jahres  1907  auf  dem  zweiten  Haager  Kongreß 
monatelang  über  einen  solchen  Weltfriedensvertrag  verhandelt 
worden,  der  das  Schiedsgericht  obligatorisch  machen  sollte  für 
alle  Rechtsstreitigkeiten,  soweit  nicht  einer  der  oben  genannten 
Vorbehalte  zu  gelten  hätte. 

Gleichzeitig  war  eine  Liste  von  Materien  aufgestellt,  in  denen 
die  Berufung  auf  die  nationale  Ehre  usw.  jedenfalls  ausgeschlossen 
sein  sollte :  Streitfälle  der  Anwendung  und  Auslegung  von  Staats- 
verträgen über  Schiffszusammenstöße,  Schiffsgebühren,  Nachlaß 
verstorbener  Seeleute,  Verpflegung  von  armen  Kranken,  Arbeiter- 
fürsorge, Maß  und  Gewicht,  literarisches  und  künstlerisches 
Eigentum,  ferner  Geldansprüche,  wenn  der  Grund  des  Anspruchs 
feststünde.  In  bezug  auf  eine  weitere  Reihe  von  Gegenständen, 
die  ein  Tableau  zusammenfaßte,  sollten  die  Staaten  noch  eine 
besondere  Erklärung  abgeben  können,  daß  sie  auch  hier  auf 
jeden  Vorbehalt  verzichten  wollten.  Es  ist  für  den  deutschen 
Völkerrechtsjuristen  eine  höchst  traurige  und  beschämende  Tat- 
sache, daß  diese  große  Sache  des  Weltschiedsgerichtsvertrags 
schließlich  im  wesentlichen  am  Widerspruch  des  Deutschen 
Reiches  gescheitert  ist.  Die  ganze  Gruppe  der  das  obligatorische 
Schiedsgericht  betreffenden  Artikel  wurde  zwar  außer  vom  Reiche 
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auch  von  Österreich-Ungarn,  den  Balkanstaaten  außer  Serbien, 
und  femer  von  Belgien  und  der  Schweiz  abgelehnt.  Dabei  war 
es  aber  ein  offenes  Geheimnis,  daß  Österreich-Ungarn  mit  seinem 
Herzen  der  Sache  sehr  zugetan  war  und  nur  aus  Gründen  der 
höheren  Politik  angewiesen  wurde,  mit  dem  Reiche  zu  gehen. 
Die  besagten  Balkanstaaten  aber  hätten  für  sich  allein  oder  auch 
in  Verbindung  mit  Belgien  und  der  Schweiz  das  Projekt  niemals 
zum  Scheitern  bringen  können,  ganz  abgesehen  von  der  mir  sehr 
zweifelhaften  Voraussetzung,  daß  ihr  Widerspruch  auch  bei  einer 
andersartigen  Haltung  des  Deutschen  Reiches  erfolgt  wäre,  welch 
letzteres  nach  den  Worten  unseres  Konferenzteilnehmers  Zorn 
„den  Gegenpol  zu  den  Hauptvorkämpfern  der  Schiedsgerichts- 
idee" bildete.  Aus  letzterer  Tatsache  erklärt  es  sich  auch  wohl, 
daß  der  andere  Dreibundstaat,  Ralien,  glaubte,  sich  —  wie  übrigens 
auch  Japan  —  der  Abstimmung  enthalten  zu  müssen,  obgleich 
Italien  während  der  Konferenz  noch  zwei  streng  bindende  Schieds- 
gerichtsverträge mit  Argentinien  und  Mexiko  abgeschlossen  hat. 
Rußland  war  an  sich,  wie  wir  von  Zorn  hören,  der  Schieds- 
gerichtssache sehr  geneigt,  und  wenn  seine  Annahme  unter  Vor- 
behalt eine  Ablehnung  war,  so  fällt  auch  dafür  die  Verantwortung 
auf  unsere  Schultern,  denn  der  russische  Vorbehalt  bestand  in 
der  Hauptsache  in  der  Forderung,  daß  Einstimmigkeit  erzielt 
würde. 

Die  deutsche  Presse  ist  nun  freilich  nicht  müde  geworden, 
die  Haltung  des  Deutschen  Reiches  auf  dem  zweiten  Haager 
Kongreß  als  einen  großen  diplomatischen  Erfolg  hinzustellen,  und 
unsere  Reichstagsboten  sind  ihr  gefolgt.  Wer  aber  durch  Augen- 
zeugen einmal  erfahren  hat,  wie  fast  die  gesamte  deutsche  Presse 
in  bezug  auf  auswärtige  Politik  mittags  zwischen  12  und  1  Uhr  in 
der  Wilhelmstraße  gespeist  wird,  v/ird  dieser  Tatsache  kaum 
irgendwelche  Bedeutung  beilegen  können.  W^ohl  hat  die  deutsche 
Presse,  ebenso  wie  das  Weißbuch  der  Regierung  für  den  Reichs- 
tag, den  Lesern  alle  Gründe  vorgetragen,  die  der  deutsche  Dele- 
gierte Freiherr  v.  Marschall  gegen  das  Projekt  des  obligatorischen 
Weltschiedsgerichts  vorgebracht  hat;  wohlweislich  aber  hat  man 
den  Lesern  verschwiegen,  daß  diese  Gründe  juristischer  Natur 
nach  dem  ausführlichen  Bericht  des  Belgiers  Guillaume  für  den 
Kongreß,  der  einen  ganzen  Folioband  füllt,  in  den  wichtigsten 
Punkten  völlig  widerlegt  sind,  ohne  daß  der  deutsche  Delegierte 
deshalb   seine   Stellung   geändert  hätte.    Gewiß  hatte   trotzdem 
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der  Weltschiedsgerichtsvertrag  einige  Schwächen,  aber  es  handelte 
sich  weniger  um  die  materielle  Wertung  des  vorgeschlagenen 
Vertrages,  als  um  die  Anerkennung  eines  Prinzips  von  ungeheurer 
Kulturbedeutung;  und  selbst  wenn  man  mit  Recht  den  Welt- 
Schiedsvertrag  wegen  seiner  Unvollkommenheiten  für  einen 
bloßen  Schein  halten  könnte,  so  würde  von  solchem  Scheine 
immer  noch  das  kluge  Wort  Zorns  zu  gelten  haben,  daß  auch 
darin  eine  bedeutungsvolle  Wahrheit  liegen  kann,  nämlich  „die 
Verbesserung  der  internationalen  Luft  und  des  inter- 
nationalen Lebens",  die  durch  solches  Nachgeben  gegen  weit 
verbreitete  mid  stark  sich  geltend  machende  Strömungen  ge- 
wonnen werde.  Leider  sei  solchen  Erwägungen  wohl  der  Soldat, 
aber  nicht  der  Bureaukrat  zugänglich.  Vergegenwärtigen  wir  uns, 
daß  es  sich  bei  der  Frage  des  obligatorischen  Schiedsgerichts 
nach  den  Worten  Zorns  „um  das  großjs  zentrale  Problem 
der  ganzen  Konferenz"  handelte,  daß  diese  Verhandlungen 
nach  Zorns  Worten  „in  einer  vollständigen  Verwirrung" 
endeten,  daß  endlich  nach  der  Darstellung  von  Zorn  und  andern 
Konferenzteilnehmern  dieses  negative  Resultat  auf  Deutschlands 
„unerschütterlich  ablehnende  Haltung"  (Zorn)  zurück- 
zuführen ist,  so  erklärt  uns  nur  der  Zustand  völlig  naiver  Un- 
schuld, in  dem  der  Deutsche  sich  in  bezug  auf  auswärtige  Politik 
zu  befinden  pflegt,  wie  man  in  dem  Verlauf  des  Kongresses  einen 
großen  diplomatischen  Erfolg  für  uns  sehen  will.  In  Wahrheit 
hat,  wie  mir  von  einem  hochangesehenen  wissenschaftlichen  Kon- 
ferenzteilnehmer des  Auslandes  erzählt  worden  ist,  wieder  einmal 
allgemeine  Entrüstung  über  die  reaktionäre  Haltung  Deutschlands 
in  dieser  Frage  geherrscht.  So  können  sich  höchstens  diejenigen, 
bei  uns  leider  sehr  verbreiteten,  nationalistischen  Kreise  über 
das  Ergebnis  freuen,  die  infolge  ihrer  gänzlichen  Verständnis- 
losigkeit  für  die  internationalen  Probleme  in  allem,  was  die  andern 
Kulturnationen  auf  internationalem  Gebiet  unternehmen  wollen, 
eine  Intrige  gegen  uns  sehen,  die  man  durchkreuzen  müsse. 
Das  aber  ist  eine  Haltung,  vor  der  Zorn  nicht  ohne  Grund  ein- 
dringlich warnt.  Die  trüben  Folgen  unserer  Haltung  auf  der 
zweiten  Haager  Konferenz  sind  denn  auch  nicht  ausgeblieben. 
Die  Voraussage  Frieds  unmittelbar  nach  dem  Kongreß,  „daß 
die  offiziellen  Verhandlungsprotokolle  der  Haager  Konferenz  dem 
Publikum  den  Schlüssel  für  manche  künftige  Vorgänge  des  inter- 
nationalen politischen  Lebens  geben  würden,  mit  denen  Deutsch- 
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land  keiriü  Ursache  haben  könnte,  zufrieden  zu  sein",  ist  prompt 
in  Erfüllung  gegangen.  Das  Frühjahr  1908  brachte  auf  unsere 
Kosten  die  Aussöhnung  zwischen  England  und  Rußland  in  Keval 
und  damit  die  sogenannte  „Einkreisung",  deretvvegen  dann  wieder 
von  unsern  Nationalisten  vielfach  ein  „Präventivkrieg"  gefordert 
wurde.  Als  oh  wir  uns  unsere  Isolierung  nicht  lediglich  selbst 
zuzuschreiben  hätten! 

Bekanntlich  hat  Deutschland  auf  dem  zweiten  Haager  Kongreß 
am  23.  Juli  durch  den  ersten  Delegierten  feierlich  erklärt,  daß  es 
sich  auf  dem  ersten  Kongreß,  wo  man,  wie  oben  gesagt,  sich 
anfangs   nicht   einmal   auf   die   Begründung    eines    fakultativen 
Schiedsgerichts   einlassen   wollte,   über   den   Wert   der   Schieds- 
gerichtsidee für  die  Gegenwart  geirrt  habe;  hoffen  wir,  daß  man 
bis  zum  dritten  Haager  Kongreß  zur  selben  Einsicht  kommt  in 
bezug  auf  das  obligatorische  Weltschiedsgericht.    Diese  Hoffnung 
ist  um  so  begründeter,  als  das  Reich  schon  einige  Individual- 
verträge  abgeschlossen  hat,  in  denen  man  sich  obligatorisch  dem 
Schiedsgericht  untenvorfen  hat.  Freilich  steht  Deutschland  auch 
hier  in  letzter  Linie  der  Kulturstaaten.  Während  England  z.  B.  hn 
Jahre  1908  16  derartige  Verträge  besaß,  und  der  Präsident  Roose- 
velt  unmittelbar  nach  dem  zweiten  Haager  Kongreß  deren  allein 
20  abgeschlossen,  besaß  Deutschland  im  Jahre  1908  zwei  solche 
Verträge,   von   denen   der   mit   den   Vereinigten   Staaten  wegen 
dortiger  Kompetenzstreitigkeiten  noch  nicht  ratifiziert  war.  Auch 
auf  dem  Kongreß  selbst  hat  der  Freiherr  v.  Marschall  den  Grund- 
satz des  obligatorischen  Schiedsgerichts  ausdrücklich  anerkannt, 
und   schließlich  hat  man  sich  unter  Teilnahme  des  Deutschen 
Reiches  und  Österreich-Ungarns  über  folgende  Resolution  geeinigt : 
„La  Conference  se  conformant  ä  l'esprit  d'entente  et  de  con- 
cessions  reciproques  qui  est  l'esprit  meme  de  ses  dehberations, 
a  arrete  la  declaration  suivante  qui,  tout  en  reservant  ä  chacune 
des  Puissances  representees  le  benefice  de  ses  votes,  leur  permet 
ä  tous  d'affirmer  les  principes  qu'elles  considerent  comme  una- 
nimement  reconnus : 
Elle  est  unanime: 

10  ä  reconnaitre  le  principe  de  l'arbitrage  obligatoire; 
20  ä   declarer   que   certains   differends   et  notamment   ceux 
relatifs  ä  l'interpretation  et  ä  l'application  des  stipulations  con- 
ventionnelles  internationales,  sont  susceptibles  d'etre  soumis  ä 
l'arbitrage  obligatoire  sans  aucune  restriction. 
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Elle  est  unanime  enfin  ä  proclamer  que,  s'il  n'a  pas  ete 
donne  de  conclure  des  maintenant  une  Convention  en  ce  sens, 
les  divergences  d'opinions  qui  se  sont  manifestees  n'ont  pas 
depasse  les  limites  d'une  controverse  juridique,  et  qu'en  tra- 
vaillant  ici  ensemble  pendant  quatre  mois  toutes  les  Puissances 
du  monde,  non  seulement  ont  appris  ä  se  comprendre  et  ä  se 
rapprocher  davantage,  mais  ont  su  degager,  au  cours  de  cette 
longue  collaboration,  un  sentiment  tres  eleve  du  bien  commun 
de  rhunianite." 

Wir  sehen,  der  Gedanke  des  obligatorischen  Schiedsgerichts 
ist  einmal  in  der  Welt  und  nichts  wird  seinen  Siegeszug  aufhalten 
können. 

Die  Einwohnerzahl  der  für  das  obligatorische  Schiedsprinzip 
eintretenden  32  Staaten  mit  ihren  Kolonien  beträgt  rund  1200 
Millionen,  die  der  9  Staaten,  die  dagegen  gestimmt  haben,  rund 
220  Millionen  (zum  größeren  Teile  vom  Balkan!).  Die  Einwohner- 
zahl der  Staaten,  die  sich  der  Stimme  enthielten,  beträgt  rund 
95  Millionen.  Unter  diesen  Umständen  können  die  Pazifisten 
allerdings  mit  Recht  sagen:  Noch  eine  solche  Niederlage  und 
wir  haben  gesiegt!  Und  das  um  so  mehr,  als  die  Bevölkerung 
der  gegnerischen  Staaten  zum  großen  Teile  auf  dem  Balkan  wohnt, 
wo  sich  inzwischen  durch  die  türkische  Revolution  die  Ver- 
hältnisse völlig  geändert  haben.  Schon  hat  die  im  September  1908 
zum  ersten  Male  in  Berlin  zusammengekommene  „Interparlamen- 
tarische Union"  unter  Mitwirkung  der  deutschen  Parlamentarier 
sich  für  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  in  dem  Sinne 
und  in  dem  Umfang  ausgesprochen,  wie  solche  von  der  Mehrheit 
der  Staaten  im  Haag   projektiert  gewesen  war. 

Der  erste  Haager  Kongreß  hatte  bereits  ein  vollständiges 
Prozeßrecht  für  den  völkerrechtlichen  Prozeß  ausgebildet,  und 
der  zweite  hat  es  in  mehr  oder  minder  wichtigen  Einzelpunktcn 
weiter  fortentwickelt,  so  daß  die  Zahl  der  Artikel  der  Schieds- 
gerichtskonvention von  1899  fast  aufs  doppelte  gestiegen  ist. 
Neben  der  früheren  Cour  permanente  der  Konvention  von  1899, 
die  in  Wahrheit  nur  aus  einer  Richterliste  bestand,  hat  man 
beschlossen,  einen  wirklich  ständigen  „Schiedsrechtshof"  zu 
setzen,  der  sich  alljährlich  im  Haag  versammelt,  und  von  dem 
eine  Delegation  von  drei  Mitgliedern,  gewählt  von  den  übrigen 
Richtern,  sogar  dauernd  im  Haag  ihren  dienstlichen  Wohnsitz 
haben  soll.   Die  bezügliche  Konvention  kann  freilich  erst  in  Kraft 
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treten,  wenn  man  sich  über  die  Bedeutung  des  Schiedsrechtshofs 
geeinigt  haben  wird,  was  auf  dem  Kongreß  selbst  noch  nicht 
zu  erreichen  war;  aber  es  ist  zu  hoffen,  daß  auch  hier  durch 
weitere  Verhandlungen  ein  Modus  gefunden  werden  wird. 

Machen  wir  hier  einen  Augenblick  Halt.  Ich  habe  das  Zeit- 
alter nach  1815  die  Epoche  der  wieder  beginnenden  internationalen 
Organisation  genannt.  Denn  wir  haben  in  einer  Fülle  von  An- 
gelegenheiten eine  internationale  Regelung,  wir  haben  schon  eine 
ganze  Reihe  internationaler  Behörden,  wir  haben  endlich  für 
das  ganze  ungeheure  Gebiet  des  neuen  Weltverkehrsrechtes  ein 
völkerrechtliches  Streitverfahren  vor  einer  mehr  oder  weniger 
obligatorischen  Instanz.  Schon  greift  eine  internationale  Gesetz- 
gebung in  die  Privatrechtssphäre  des  Einzelnen  ein.  Ich  denke 
dabei  an  die  Verträge  über  das  gewerbliche  Eigentum,  an  die 
stückweise  erfolgte  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts, 
an  das  internationale  Übereinkommen  bezüglich  des  Eisenbahn- 
Frachtverkehrs  vom  14.  Oktober  1890  mit  seinen  Ansätzen  zu 
einem  internationalen  Handelsgesetzbuch,  an  die  Projekte  zur 
Abfassung   eines   Weltwechselrechtes. 

Von  großer  Bedeutung  für  die  Ausbildung  eines  inter- 
nationalen Handelsrechtes  ist  die  Tatsache,  daß  gegenwärtig  die 
reisenden  Kaufleute  der  ganzen  Welt  sich  international  organi- 
sieren und  auch  dieses  Ziel  in  ihr  Programm  aufgenommen  haben. 
Jeder  Tag  bringt  neue  Anregungen.  Ich  erinnere  an  die  immer 
wieder  auftauchende  Idee  der  „internationalen  Banknote",  die 
zuletzt  von  dem  bekannten  Breslauer  Nationalökonomen  Julius 
Wolf  vertreten  ist,  oder  an  die  Forderung  eines  „Weltpatentes" 
von  A.  duBois-Reymond,  damit  nicht  weiter  etwa  10  Kultur- 
staaten sich  auf  Kosten  des  Erfinders  im  wesentlichen  dieselbe 
Prüfungsarbeit  machen  müssen. 

Könnte  die  fortschreitende  Entwicklung  dabei  Halt  machen? 
Und  welches  werden  die  nächsten  großen  Ziele  sein?  Die  Pazi- 
fisten haben  mit  in  erster  Linie  an  eine  vertragsmäßige  Begrenzung 
der  Rüstungen   gedacht. 

Als  auf  der  ersten  Haager  Konferenz  im  Jahre  1899  das 
Problem,  der  Rüstungsbeschränkungen  erörtert  wurde,  führten 
die  Militärs  das  große  Wort.  „Es  war,"  äußerte  sich  w^ährend 
der  Konferenz  ein  Diplomat,  „als  ob  man  die  Schuster  über 
die  Abschaffung  der  Stiefel  beraten  ließe."  Der  an  sich  immer- 
hin hörbare  russische  Vorschlag :  für  einen  Zeitraum  von  fünf 
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Jahren  die  gegenwärtige  Effektivstärke  der  Truppen,  abgesehen 
von  den  Kolonialtruppen,  nicht  zu  vermehren  und  für  den  gleichen 
Zeitraum  die  gegenwärtigen  Militärbudgets  nicht  zu  erhöhen, 
femer  während  einer  Periode  von  drei  Jahren  die  Marinebudgets 
nicht  zu  erhöhen,  erlitt  ein  volles  Fiasko.  Immerhin  verdient 
es  bemerkt  zu  werden,  daß  nach  Professor  Zorns  Bericht  Deutsch- 
land bei  diesem  Widerspruch  die  geistige  Führung  hatte,  und 
noch  interessanter  ist  die  Begründung,  die  der  deutsche  Militär- 
delegierte, Oberst  Groß  v.  Scbwarzhoff,  dem  Widerstände 
gab.  In  einer  äußerlich  glänzenden  Rede  führte  er  aus,  wir 
Deutsche  litten  durchaus  nicht  unter  unseren  Rüstungen  zu  Wasser 
und  zu  Lande,  wir  Deutsche  würden  immer  reicher  und  trügen 
immer  leichter  an  dem  Kleid  unserer  Wehrfähigkeit  usw.  Diese 
absolute  Verständnislosigkeit  gegenüber  dem  Problem  der  Rü- 
stungsbeschränkungen hat  damals  im  Haag  allgemein  verschnupft. 
Denn  gesetzt,  selbst  die  Behauptung  v.  Schwarzhoffs  sei  an  sich 
richtig  gewesen:  läßt  sich  in  einem  Staate,  in  dem  annähernd 
eine  Million  Menschen  infolge  von  schlechter  Ernährung  und 
Wohnung  an  Tuberkulose  leiden,  das  vorhandene  Geld  doch 
nicht  vielleicht  zweckmäßiger  verwenden,  als  daß  man  Schiffe 
für  je  fünfzig  Millionen  Mark  baut,  die,  noch  nicht  fertig  ge- 
worden, schon  wieder  von  einem  größeren  Typ  überholt  sind? 
Bedenken  wir  doch,  daß  die  ganzen  Leistungen  des  Deutschen 
Reiches  für  die  Alters-  und  Invalidenversicherung  kaum  mehr 
betragen  wie  die  Kosten  eines  einzigen  Panzers  der  neuen 
Struktur.  Immerhin,  dieser  Einwand  gegen  das  Unwesen  des 
Wettrüstens,  daß  wir  volle  Taschen  hätten,  wird  angesichts  eines 
Defizits  von  einer  halben  Milliarde  heute  auch  von  den  Mili- 
taristen kaum  noch  erhoben  werden.  Trotzdem  sich  dieses  Defizit 
schon  vorbereitete,  ist  es  wiederum  das  Deutsche  Reich  ge- 
wesen, das  auf  der  zweiten  Haager  Konferenz  sogar  eine  bloße 
Besprechung  des  Abrüstungsproblems  vereitelt  hat,  indem 
Fürst  Bülow  am  30.  April  1907  im  Reichstag  erklärte,  daß 
Deutschland  sich  an  einer  solchen  Erörterung  nicht  beteiligen 
würde.  Mit  wenigen  Ausnahmen  haben  die  meisten  großen 
deutschen  Zeitungen  diesen  Standpunkt  gebilligt.  Der  Mili- 
tarismus ist  uns  Deutschen  eben  so  durch  die  Knochen 
gezogen,  daß  wir  das  Problem  noch  immer  nicht  als  solches 
anerkennen  wollen,  und  daß  der  „nationale"  Deutsche  einmal 
wieder   gar  keine   andere   Erklärung   für   die   Dinge   hatte,   als 
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die  einer  englischen  Intrige  gegen  uns.  Obgleich  es  zu  einer 
eigentlichen  Diskussion  dieser  Dinge  nicht  kommen  durfte,  hielt 
in  der  Plenarsitzung  vom  17.  August  1907  der  englische  Dele- 
gierte eine  treffliche  Ansprache,  die  in  dem  praktischen  Vor- 
schlag gipfelte:  die  Regierung  Englands  sei  bereit,  alljährlich 
den  anderen  Mächten  die  Pläne  zum  Bau  neuer  Kriegsschiffe, 
sowie  die  Kosten  derselben  mitzuteilen,  damit  auf  dieser  Basis 
Verhandlungen  über  Abstriche  stattfinden  konnten.  Sieht  so  eine 
Intrige  aus?  Wegen  des  Widerstandes  des  Reiches  gegen  eine 
Besprechung  hatten  einige  Mächte  ihre  Zustimmung  zu  solchen 
Bestrebungen  in  die  Form  von  Briefen  gekleidet,  die,  an  den  Prä- 
sidenten  gerichtet,   von   diesem   verlesen   wurden. 

Nun  hat  in  allerjüngster  Zeit  England  wiederum  verschie- 
dentlich seine  Bereitwilligkeit  zu  einem  Rüstungsabkommen  mit 
dem  Deutschen  Reiche  erklärt  und  ist  noch  täglich  zu  einem 
solchen  Abkommen  bereit.  Wie  sollen  wir  uns  zu  diesen  An- 
regungen stellen  ? 

Zunächst  gibt  es  viele  Leute  in  Deutschland,  die  zwar  die 
furchtbaren  Rüstungsausgaben  beklagen,  aber  darin  gleich- 
sam eine  Versicherungsprämie  gegen  den  Krieg  sehen,  die  man 
nun  einmal  zahlen  müsse.  Man  kann  sie  theoretisch  mit  Kant 
und  praktisch  mit  den  Erfahrungen  des  jüngsten  Jahrzehnts 
widerlegen.  Schon  Kant  meinte,  daß  nichts  für  die  Herstellung 
einer  internationalen  Friedensorganisation  hinderlicher  sei,  als 
das  Anwachsen  der  stehenden  Heere,  die  übrigens  schon  Thomas 
Morus  einmal  als  „fleischfressende  Tiere"  bezeichnet.  Liegt  die 
Gefahr  nicht  allzu  nahe,  daß,  wenn  man  Milliarden  jährlich 
für  ein  gutes  Werkzeug  ausgibt,  man  auch  dazu  neigt,  im  ge- 
gebenen Falle  davon  Gebrauch  zu  machen,  auch  wenn  es  sich 
nur  h?mdelt  um  Marokko  oder  gar  nur  um  die  Deserteure  von 
Casablanca?  Niemals  ist  in  Europa  und  außerhalb  von  Europa 
mehr  gerüstet  worden,  wie  im  letzten  Jahrzehnt.  Und  das  Re- 
sultat? Eine  ständige  Spannung.  Die  fortgesetzte  Gefahr  eines 
Weltkrieges,  die  alle  paar  Monate  akut  wird.  Liegt  nun  wirklich 
auf  englischer  Seite  eine  Intrige  vor?  Meines  Ermessens  kann 
man  von  solchem  Gebaren  doch  nur  sprechen,  w^enn  jemand 
die  wahren  Gründe  seines  Verhaltens  verschweigt,  erlogene 
Gründe  vorschützt,  um  auf  solchen  Umwegen  zu  einem  selbst- 
süchtigen, heimlichen  Ziele  zu  kommen.  Nun  liegt  das  eng- 
lische Ziel  klar  zutage.    England  will  sich  seine  Vorherrschaft 
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zur  See  erhalten.    Dieses  Streben  ist  offenbar  berechtigt,  denn 
mangels  eines  starken  Landheeres  braucht  England  eine  über- 
legene Flotte.    Wäre  unsere  Marine  nur  annähernd  gleich  stark, 
so  hätten  wir,  das  beste  Landheer  der  Welt  zugerechnet,  das 
arbitrium  mundi.    Das  mag  den  Träumen  unserer  „Knall- 
deutschen" entsprechen,  wie  sie  Dühring  genannt,  ich  glaube 
aber  nicht,  daß   die  übrige  Kulturwelt  sich   solche  Ambitionen 
dauernd  gefallen  lassen  wird.   Ja,  ich  würde,  offen  gesagt,  auch 
gar  keinen  idealen  Zustand  darin  erblicken,  daß  die  ganze  Welt 
mit  den  Segnungen  der  neudeutschen,  spezifisch  preu- 
ßischen   Zivilisation   erfüllt   würde.    Dieser   Typus    fällt   dem 
Kulturmenschen  schon  im  In  lande  auf  die  Nerven.  England  muß 
also  für  jeden  deutschen  Riesenpanzer  deren  zwei  bauen.   Diese 
Ausgaben  sind  verwüstend,  führen  ebenfalls  vor  aller  Augen  zu 
einem  Defizit  und  zur  Vernachlässigung  der  ungeheuren  sozialen 
Aufgaben,  die  gerade  in  England  des  Gesetzgebers  harren.   Wo 
sind  da  also  die  geheimen  Gründe,  die  man   uns  vorspiegelt? 
Sollen  wir  nun  mit  Bassermann  sagen :  „Man  will  seitens 
des   Erwachsenen   einem   Knaben   das   weitere   Wachsen   ver- 
bieten?"  Dieser  Vergleich  hinkt  doch  ungewöhnlich  stark.   Denn 
es  spricht  die  Anschauung  daraus,  das  Normale  sei  eine  Flotte 
für   uns,    ebenso    groß    wie   die   von    England    schon   erreichte. 
Kann  man  mit  der  Reichsregierung  ernstlich  behaupten,  unsere 
Rüstungen  seien  von  den  englischen  ganz  unabhängig?    Woher 
nehmen  wir  denn  den  Maßstab  der  „Fürchtenichts"  ?  Bleibt  weiter 
der  Einwand,  man  könne  sich  von  einem  auswärtigen  Staat 
nicht  das  Maß  seiner  Rüstungen  vorschreiben  lassen.   Aber  wür- 
den wir  nicht  dafür  unsererseits  England  das  Maß  vor- 
schreiben?   Es  gilt  doch  Reziprozität  des  Vertrages.   Hier  spukt 
deutlich  der  unselige  Souveränitätsgedanke.   Dieser  Gedanke,  der 
einst  im  Kampfe  gegen  die  Universalmonarchie  von  Kaiser  und 
Papst  geprägt,  kulturfördernd  gewirkt  hat,  ist  seitdem  schon, 
ach,   wie   oft,    kulturhemmend    gewesen.    Früher   innerhalb 
Deutschlands.    Mit  Bezug  auf  die  Souveränität  wurde  dem 
Volke  von  den  Fürsten  der  berechtigte  Anteil  an  der  Ausübung 
der  Staatsgewalt  vorenthalten,  mit  Berufung  auf  die  Souverä- 
nität weigerten  sich  die  fünfunddreißig  deutschen  Regierungen, 
den  nationalen  Staat  herzustellen,  der  ihnen  ihre  Souveränität 
kosten  würde,  und  als  Preußen  auf  die  Erlaubnis  drang,  durch 
das  Königreich  Hannover  einen  Telegraphendraht  legen  zu  dürfen, 
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wollten  sich  die  Weifen  nach  auswärtigen  Bundesgenos- 
sen umsehen,  gegen  solche  Angriffe  auf  ihre  Souveränität! 
Über  alle  diese  Folgerungen  aus  der  Souveränität  ist  die  Ge- 
schichte zur  Tagesordnung  übergegangen.  Aber  jetzt  hemmt  der 
Gedanke  de?  souveränen  Staates  die  Forlentwickelung  des  Völker- 
rechts. Dennoch  haben  sich  die  unabhängigen  Staaten  schon 
auf  tausend  Gebieten  des  Staatslebens  in  wechselseitigem  Inter- 
esse zu  einem  bestimmten  Tun  und  Lassen  gegeneinander  ver- 
pflichten müssen.  Warum  denn  schließlich  nicht  auf  dem  Felde 
der  Rüstungen?  Die  Souveränität  der  Staaten  im  Völkerrecht 
ist  nichts  anderes  wie  die  unbeschränkte  Geschäftsfähigkeit  des 
Einzelnen  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts.  Wie  würde  man 
lachen  über  einen  jungen  Mann,  der  volljährig  geworden  und 
damit  unbeschränkt  geschäftsfähig,  in  der  Freude,  das  Joch  des 
Vormundes  abgeschüttelt  zu  haben,  sich  weigert,  sich  vertrags- 
mäßig zu  verpflichten,  weil  er  seine  Freiheit  nicht  aufgeben  will ! 
Wozu  ist  denn  die  unbeschränkte  Geschäftsfähigkeit  vorhanden, 
wenn  man  nicht  bereit  ist,  durch  möglichst  günstige  Vertrags- 
abschlüsse von  ihr  Gebrauch  zu  machen?  Und  im  gegenwär- 
tigen Zeitpunkt  deutet  alles  darauf  hin,  daß  eine  günstige  Basis 
für  einen  Vertrag  der  fraglichen  Art  mit  England  vorhanden 
wäre. 

Am  allerwenigsten  ist  an  der  praktischen  Möglichkeit  eines 
solchen  Individualvertrages  zwischen  zwei  in  Rüstungen  rivali- 
sierenden Seemächten  zu  zweifeln.  Es  ist  einigermaßen  be- 
fremdend, wenn  der  Staatssekretär  in  der  Etatskommission  für 
die  Marine  gesagt  hat,  gegen  einen  solchen  Individual vertrag 
sprächen  genau  dieselben  Bedenken  wie  gegen  einen  internatio- 
nalen Kollektivvertrag.  Als  auf  dem  zweiten  Haager  Kongreß 
ein  Vertrag  der  letzteren  Art  über  obligatorische  Schiedsgerichts- 
barkeit geschlossen  werden  sollte,  hat  gerade  die  deutsche  Diplo- 
matie immer  wieder  darauf  hingewiesen,  welch  ein  himmelweiter 
Unterschied  zwischen  einem  Kollektiv-  und  einem  Individual- 
vertrage  und  wieviel  leichter  letzterer  durchführbar  sei.  Gerade 
für  das  Rüstungswesen  trifft  das  zu.  Wir  können  uns  heute  noch 
nicht  von  den  sechsundvierzig  Kulturstaaten  aller  Kontinente, 
auch  denen  Asiens  und  Amerikas,  unsere  Rüstungen  vorschreiben 
lassen,  wir  können  aber  wohl  mit  einem  einzelnen  Staate  ein 
Abkommen  schließen,  wie  es  ähnlich  Chile  und  Argentinien  mit- 


—    79    — 

einander  getan.  Oder  zweifelt  man  etwa  an  der  Möglichkeit 
der  wechselseitigen  Überwachung?  Wozu  haben  wir  denn  die 
Militär-  und  Marineattaches  im  Auslande?  Die  Dinge,  die  sich 
auf  den  Schiffsbau  beziehen,  müssen  heute  ja  doch  in  der  brei- 
testen Öffentlichkeit  des  Parlaments  verhandelt  werden,  und  was 
da  etwa  verborgen  bleibt,  wird  in  wenig  Wochen  auf  Umwegen 
in  Erfahrung  gebracht.  Niemand  wird  mich  von  der  Möglichkeit 
überzeugen,  daß  Riesenpanzer  für  fünfzig  Millionen  Mark  heim- 
lich gebaut  werden  können. 

Ein  solcher  Vertrag  über  eine  zeitweilige  Rüstungsbeschrän- 
kung würde  von  unermeßlichem  Segen  sein.  Die  Reichsregie- 
rung sollte  um  so  eher  zu  seinem  Abschluß  geneigt  sein,  als 
die  englischen  Staatsmänner  haben  durchblicken  lassen,  daß 
England  als  Gegenleistung  auch  in  die  Aufhebung  des  Prisen- 
rechtes willigen  würde.  Damit  wäre  aber  unsern  Flottenschwär- 
mem  doch  auch  der  Vorwand  genommen,  daß  wir  zum  Schutz 
der  Milliarden  deutscher  Werte,  die  sich  auf  hoher  See  be- 
finden,   einer   möglichst   starken   Flotte   bedürften.    — 

Ein  ähnlicher  Individualvertrag  über  Rüstungsbeschrän- 
kungen in  bezug  auf  das  Landheer  könnte  heute  auch  schon 
zwischen  Frankreich  und  dem  Deutschen  Reiche  abgeschlossen 
werden.  Eine  vertragsmäßige  Beschränkung  der  Rüstungen  ließe 
sich  hier  deshalb  wohl  um  so  leichter  erreichen,  als  Frankreich 
ohnehin  wegen  des  Zurückbleibens  seiner  Volkszahl  schon  die 
Rivalität  mit  dem  Deutschen  Reiche  hat  aufgeben  müssen. 

Ein  anderer  Programmpunkt  der  Pazifisten  kann  und  wird 
durch  einen  Kollektivvertrag  verwirklicht  werden,  und  damit 
muß  uns  alles  andere  zufallen :  der  Ausbau  eines  internationalen 
Staatenbundes.  Die  interparlamentarische  Konferenz  des  Jahres 
1906  in  London  hat  schon  die  Forderung  aufgestellt,  daß  die 
Haager  Konferenz  periodisch  zusammentreten  soll,  und  daß  die 
Mächte  auch  für  die  Zwischenzeit  einen  permanenten  konsultiven 
Rat  einsetzen,  um  die  weitere  Ausbildung  und  Kodifizierung  des 
internationalen  Rechts  vorzubereiten.  Diese  Forderung  ist  in  den 
Umständen  durchaus  begründet.  Wie  schnell  ist  die  zweite  Haager 
Konferenz  auf  die  erste  gefolgt,  und  wieviel  bleibt  für  die  dritte 
und  vierte  zu  tun.  Wie  über  alles  Erwarten  lange  haben  sich 
die  Beratungen  des  zweiten  Kongresses  hinziehen  müssen,  weil 
die  Vorarbeiten  noch  nicht  genügend  waren    und    so  manche 
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Schwierigkeiten  sich  erst  bei  der  Einzelberatung  herausstellten. 
Deshalb  hat  auch  der  letzte  Haager  Kongreß  den  Wunsch  ge- 
äußert, daß  wiederum  nach  acht  Jahren  abermals  eine  Friedens- 
konferenz einberufen,  deren  Arbeit  aber  schon  während  zweier 
Jahre  vorher  durch  ein  sachverständiges  Komitee  vorbereitet 
werden  solle.  Schon  hat  die  deutsche  Regierung  in  ihrem  Weiß- 
buch über  den  zweiten  Haager  Kongreß  erklärt,  daß  sie  gern 
bereit  sein  würde,  der  Anregung  bezüglich  des  Zusannnentritts 
einer  dritten  Konferenz  Folge  zu  geben.  Der  weitere  periodische 
Zusammentritt  einer  Konferenz  der  46  Kulturstaaten  erscheint 
heute  wenn  auch  noch  nicht  rechtlich  gesichert,  so  doch  tat- 
sächlich im  höchsten  Maße  wahrscheinlich.  Damit  aber  wäre  der 
Weltstaatcnbund  fertig.  Sein  Ziel  wäre  die  Fortbildung  und 
der  Schutz  des  internationalen  Rechtes,  sein  oberstes  Organ  wäre 
ein  periodisch  zusammentretender  internationaler  Bundestag,  so 
zusammengesetzt  wie  die  bisherigen  Kongresse;  es  wären  aber 
noch  mehrere  weitere  Organe  vorhanden  in  dem  ständigen  Schieds- 
rechtshof  nach  den  Vorschlägen  der  zweiten  Konferenz,  in  dem 
1899  begründeten  Schiedshof  (der  bestehen  bleiben  soll),  in  dem 
Oberprisengericht  und  jener  Kommission  für  die  Vorberatung  der 
weiteren  gesetzgeberischen  Arbeiten.  Die  letztere  Kommission 
würde,  auch  abgesehen  von  der  Fortbildung  der  Materien,  mit 
denen  bisher  sich  die  Haager  Kongresse  beschäftigt,  genügende 
Beschäftigung  haben.  Hat  doch  in  den  letzten  Jahren  eigentlich 
immer  die  eine  internationale  Kommission  zur  Beratung  eines 
Einzelproblems  die  andere  abgelöst.  Kaum  ist  die  Frage  der 
drahtlosen  Telegraphie  international  geregelt,  da  stellt  die  Luft- 
schiffahrt für  das  internationale  Recht  andere  Probleme.  Es 
erscheint  aber  sehr  viel  zweckmäßiger,  wenn  ein  und  dieselbe 
internationale  Kommission,  die  ja  zu  jedem  Einzelproblem  be- 
sondere Sachverständige  aus  dem  nationalen  Lager  heranziehen 
kann,  derlei  Angelegenheiten  berät,  als  wenn,  wie  es  heute  noch 
der  Fall,  sich  immer  wieder  andere  Personen  miteinander  ein- 
arbeiten müssen.  Was  diese  internationale  Rechtskommission 
vorberaten  hat,  muß  dann  dem  periodisch  zusammentretenden 
internationalen  Kongreß  zum  Beschluß  vorgelegt  werden,  und 
es  wird  sich  bald  zeigen,  daß  seine  Verhandlungen  eine  wesent- 
liche Erleichterung  erfahren  werden,  wenn  man  den  dort  ver- 
tretenen Diplomaten  ein  Weltparlament  zur  Seite  setzt.  Dieser 
Weltstaatenbund  wird   dann   allmählich   die   einzelnen   Staaten- 
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vereine  aufsaugen,  zu  denen  sich  heute  schon  die  Verschiedenen 
Kulturstaaten  zusammengefunden  haben.  Denn  es  bedeutet  eine 
unnütze  Verschwendung  von  Zeit,  Kraft  und  Geld,  daß,  wie  es 
heute  geschieht,  von  denselben  Staaten  für  jeden  neuen  inter- 
nationalen Zweck  ein  neuer  Staatenverein  begründet  wird,  weil 
es  bis  dahin  an  einer  allgemeinen  internationalen  Organisation 
gefehlt  hat 

Gewisse  Schwierigkeiten  ergeben  sich  ja  freilich  daraus,  daß 
bei  den  ineisten  Staatenvereinen  von  heute  der  Mitgliederkreis 
ein  verschiedener  ist.  Indessen  wird  sich  einmal  mit  dem  ge- 
steigerten Verkehr  auch  in  bezug  auf  die  Mitgliedschaft  in  diesen, 
heute  schon  existierenden  Zweckverbänden  eine  größere  Gleich- 
förmigkeit ergeben ;  dann  aber  erscheint  es  nicht  ausgeschlossen, 
daß  auch  solche  Zweckverbände  auf  den  allgemeinen  Staatenbund 
übergehen,  an  denen  nicht  die  sämtlichen  Mitglieder  des  letzteren 
beteiligt  sind.  Analoge  Verhältnisse  haben  wir  ja  sogar  in  dem 
relativ  so  straffen  Bundesstaatsverhältnis  des  Deutschen  Reiches. 
Es  müßte  dann  nur  für  den  Weltstaatenbund  und  seinen  Bundesrat 
eine  Bestimmung  getroffen  werden,  wie  sie  in  Art.  7  R.V.  ent- 
halten ist,  wo  es  heißt:  „Bei  der  Beschlußfassung  über  eine 
Angelegenheit  (im  Bundesrat),  welche  nach  den  Bestimmungen 
dieser  Verfassung  nicht  dem  ganzen  Reiche  gemeinschaftlich  ist, 
werden  die  Stimmen  nur  derjenigen  Bundesstaaten  gezählt,  wel- 
chen die  Angelegenheit  gemeinschaftlich  ist."  Mit  den  einzelnen 
heute  schon  bestehenden  internationalen  Zweckverbänden  würden 
natürlich  die  zu  ihrer  Betätigung  eingesetzten  internationalen 
Behörden  auf  den  Weltstaatenbund  übergehen  und  sich  zu  den 
schon  vorhandenen  internationalen  richterlichen  Behörden  im 
Haag  gesellen.  Für  alle  diese  Behörden  würde  der  aus  Diplomaten 
bestehende  internationale  Bundesrat  die  Aufsichtsinstanz  bilden. 
Dessen  Geschäfte  würden  sich  damit  schließlich  so  vermehren, 
daß  er  ebenso  dauernd  zusammenbliebe,  wie  das  jetzt  der  Bundes- 
rat des  Deutschen  Reiches  tut.  Das  ganze  Verhältnis  würde  zu- 
nächst natürlich  ein  rein  föderatives  sein  und  in  allen  wich- 
tigeren Angelegenheiten  des  internationalen  Bundesrats  das  völker- 
rechtliche Prinzip  der  Einstimmigkeit  gelten,  wie  das  für  die 
meisten  Sachen  im  Plenum  des  alten  Frankfurter  Bundestags  der 
Fall  war.  Ob  man  aber  dabei  wird  stehen  bleiben  können,  ob 
nicht  auch  hier  schließlich  eine  Entwicklung  vom  Staatenbund 
zum  Bundesstaate  stattfinden  wird,  das  kann  nur  eine  entferntere 

SchOcklng,  Organisation  der  Welt.. 
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Zukunft  enfscheidon.  Alles  Nationale  ist  ein  Stück  von  unserem 
Innenleben  wie  das  Religiöse,  für  das  Nationale  brauchen  wir 
deshalb  Unabhängigkeit;  aber  es  gibt  namentlich  auf  dem  Gebiet 
des  Verkehrslebens  tausend  Dinge,  die  mit  dem  nationalen  Ge- 
mütsleben rein  gar  nichts  zu  tun  haben,  und  wenn  im  Interesse 
des  Verkehrs  eine  internationale  Zugverbindung  von  London  nach 
St.  Moritz  im  Engadin  oder  von  Ostende  nach  Wien  geschaffp-1 
werden  soll,  so  sehe  ich  schließlich  nicht  ein,  warum  di^« 'Fest- 
setzung der  Zuganschlüsse  in  den  einzelnen  Ländern  nicnt  durch 
eine  höhere,  über  den  Einzelstaaten  stehende  Staatsautorität  eines 
VVeltbundesstaates  erfolgen  soll.  Auch  der  Gedanke  der  Souve- 
ränität der  einzelnen  Kulturstaaten  hat  keinen  absoluten  und 
ewigen  W^ert.  Er  ist  heute  noch  ein  politisches  Dogma.  Aber 
die  Wissenschaft  weiß,  daß  er  zeitlich  unter  ganz  besonderen 
Verhältnissen  entstanden  ist  und  deshalb  mit  einem  gänzlichen 
Umschwung  dieser  Verhältnisse  auch  wieder  verschwinden  kann. 
Denn  der  Souveränitätsgedanke  ist  geboren  im  Kampfe  gegen 
die  Idee  der  kaiserlichen  oder  päpstlichen  Weltmonarchie.  Diese 
Idee  ist  heute  nicht  mehr  zu  fürchten,  vielmehr  würden  die 
Einzelstaaten  für  Aufgabe  ihrer  Einzelsouveränität  heute,  wie 
das  schon  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  geschehen  ist,  einen 
Anteil  an  der  Souveränität  des  Ganzen  gewinnen.  Ich  persönlich 
glaube  deshalb  sogar  an  eine  Entwicklung  vom  Weltstaatenbund 
zum  Weltbundesstaat,  wie  wir  sie  in  kleinerem  Rahmen  schon 
innerhalb  Nordamerikas,  der  Schweiz  und  Deutschlands  erlebt 
haben.  Aber  schon  innerhalb  des  Weltstaatenbundes  besteht  die 
Möglichkeit,  Normen  über  eine  Bundesexekution  zu  schaffen,  wie 
solche  schon  zu  Zeiten  des  alten  deutschen  Bundes  ein  geltendes 
Institut  war. 

Jedenfalls  wird  man,  wenn  sich  die  Staaten  so  gewöhnen, 
innerhalb  des  Weltstaatenbundes  miteinander  zu  arbeiten,  immer 
mehr  von  dem  Gedanken  abkommen,  eines  Tages  wieder  auf- 
einander zu  schießen.  Man  wird  vielmehr  sehr  bald  dazu  kommen, 
sich  wechselseitig  durch  einen  Grundvertrag  seinen  Besitzstand 
zu  garantieren.  Dann  können  allmählich  die  individuellen  Verträge 
über  Rüstungsbeschränkungen  für  rivalisierende  Staaten  durch 
einen  allgemeinen  Vertrag  ersetzt  werden,  man  wird  auch  beim 
Auftauchen  von  reinen  Interessenstreitigkeiten  solche  auch  dem 
Schiedsgericht  zur  Entscheidung  nach  Billigkeit  überweisen,  oder 
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man  wird  sie  innerhalb  des  internationalen  Bundesrats  aus- 
gleichen, und  kein  Staat  wird  beim  Vorhandensein  einer  solchen 
Organisation  mehr  wagen,  mit  Ansprüchen  hervorzutreten,  die 
mit  der  Ehre,  der  Unabhängigkeit  und  den  vitalen  Interessen 
des  anderen  unvereinbar  wären.  Die  tatsächliche  Möglichkeit 
eines  Krieges  zwischen  den  Staaten  wird  natürlich  ebensowohl 
bleiben,  wie  trotz  des  Rechtsfriedens  im  Innern  die  Möglichkeit 
des  Bürgerkriegs  geblieben  ist.  Aber  die  Erfahrung  lehrt,  daß 
diese  Möglichkeit  nicht  allzu  gefährlich  ist;  die  Hauptsache  ist, 
daß  der  Krieg  allmählich  aufhört,  ein  Rechtsinstitut  zu  sein. 
Für  die  Militaristen  ist  das  freilich  ein  harter  Schlag.  Wir  aber 
sagen  mit  dem  Krieger  des  Wallenstein: 

„Den  blutgen  Lorbeer  geb  ich  hin  mit  Freuden 
Fürs  erste  Veilchen,  das  der  März  uns  bringt. 
Das  duft'ge  Pfand  der  neuverjüngten  Erde." 


Schluß. 

Und  damit  ständen  wir  am  Schlüsse  unserer  Betrachtung, 
die  uns  durch  mehrere  Jahrtausende  geführt  hat.  Wir  sahen, 
welche  Bedeutung  der  Kosmopolitismus  der  Antike  gehabt  hat, 
wir  sahen,  wie  das  Mittelalter  versucht,  in  seiner  Weise  die 
römische  Weltstaatsidee  fortzusetzen,  wie  daim  ein  verhängnis- 
volles Zeitalter  der  Desorganisation  kommt,  und  wie  sich  seit 
dem  19.  Jahrhundert  die  Staatenwelt  wieder  zu  organisieren  be- 
gonnen hat.  Es  bleibt  uns  nur  übrig,  mit  wenig  Worten  den 
Weltstaatenbund,  der  da  kommen  wird,  zu  vergleichen  mit  dem 
Weltstaat  der  Antike,  von  dem  wir  ausgegangen  sind.  Auch  hier 
bestätigt  sich  das  geistvolle  Wort  von  Leibniz,  daß  der  Fortschritt 
sich  in  einer  Spirale  bewegt.  Die  Zersetzung  der  antiken  Welt 
und  das  Zeitalter  der  Desorganisation,  eine  anscheinend  rück- 
läufige Bewegung,  ist  in  Wahrheit  eine  aufsteigende  gewesen. 
Statt  des  monarchischen  Weltstaats  der  Antike  werden  wir 
den  republikanischen  der  Zukunft  erhalten,  der  zum  Besten 
der  Zivilisation  die  Eigenart  aller  zugehörigen  Völker  in  rechtlich 
gesicherter  Sonderexistenz  aufrecht  erhält,  so  daß  sich  hier  das 
Dichterwort  erfüllen  kann:  „Am  Baum  der  Menschheit  drängt 
sich  Blut'  an  Blüte."  Das  ist  die  Frucht  des  germanischen  Staats- 
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gcdankens,  "wio  er  ähnlich  in  den  blühenden  germanischen  Gemein- 
wesen der  Gegenwart,  in  England  mit  seinen  größteM teils  beinahe 
autonomen  Kolonien,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
im  Australischen  Bundesstaat  und  endlich  im  Deutschen  Reiche 
verwirklicht  ist.  Erst  wenn  wir  so  auf  Grund  der  germanischen 
Staatsidee  auch  in  der  ganzen  Welt  die  Einheit  in  der  Vielheit 
errungen  haben,  dann  wird  jenes  schlichte  und  doch  so  tief- 
sinnige Wort  Mark  Aureis  in  Erfüllung  gehen:  „Die  Staaten  werden 
sich  zueinander  verhalten  wie  die  Häuser  einer  Stadt." 
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